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Die internationale Migration hat weltweit einen bisher nie beschriebenen 
Umfang, eine nie gekannte Dynamik und nie beobachtete Strukturen an-
genommen. Armut, Konflikte, Menschenrechtsverletzungen und schlech-
te Regierungsführung, aber auch die Suche nach besseren Lebensbedin-
gungen veranlassen immer mehr Menschen, ihre Heimat zu verlassen. 
Die Herkunfts- und Zielländer der Migranten stellt dies vor große Her-
ausforderungen. Für die einen bedeutet es den Verlust junger, oft gut aus-
gebildeter Staatsbürger, für die anderen die Aufnahme und Integration 
von Menschen mit unterschiedlichen sozio-kulturellen Hintergründen 
und Wanderungsmotiven. Gleichzeitig aber benötigen sowohl alternde 
Aufnahmegesellschaften qualifizierte Zuwanderung zur Sicherung ihres 
Wohlstands als auch die Herkunftsländer der Migranten etwa Rücküber-
weisungen zur Besserung der dortigen Lebensbedingungen. Migration ist 
somit für die Herkunfts- und Zielländer Herausforderung und Chance 
zugleich.

Vor diesem Hintergrund versuchen immer mehr EU-Mitgliedstaaten, 
darunter auch Deutschland, im Bereich Migration neue, vielschichtige 
Wege zu gehen. Migrations-, Integrations- und Asylpolitik werden auf allen 
politischen Ebenen zunehmend als Querschnittsaufgaben verstanden. Es 
laufen Bemühungen, verschiedene Ressorts mit ihren jeweiligen Kompeten-
zen und Verfahrensformen – von Justiz und Innerem über Außen- und Ent-
wicklungspolitik bis hin zu Arbeitsmarkt-, Sozial- und Bildungspolitik – 
aufeinander abzustimmen. Auch wächst ein Konsens in Fragen von Migra-
tionssteuerung, Asylstandardisierung und Integrationsförderung. Unbe-
stritten ist, dass es sich bei Migration um ein hochkomplexes, dynamisches 
Phänomen handelt, für das es keine einfachen Lösungen gibt.

Für hochkomplexe, dynamische Phänomene 
gibt es KEINE einfachen Lösungen.

„

Dr. Susanne Schmid 
ist Referentin für Arbeit und Soziales, Demographischen Wandel,  
Familie, Frauen und Senioren der Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung, München.

MIGRATION ALS 
HERAUSFORDERUNG UND CHANCE

editorial
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Politische Studien: Herr ten Feld, Sie wa-
ren bereits von 1989 bis 1994 als stell-
vertretender UNHCR-Vertreter in Deutsch-
land tätig. Nun – 20 Jahre später – kehr-
ten Sie in diese Funktion zurück. Hat sich 
die Einstellung der Bevölkerung gegen-
über Flüchtlingen im Vergleich zu damals 
verändert? Sind Flüchtlinge in Deutsch-
land willkommen und wie sieht es aktuell 
in anderen EU-Ländern aus?
Hans ten Feld: Aus meiner Sicht hat sich 
die Situation eindeutig verändert und 
zwar zum Positiven. Jetzt ist die Rede 

/// Es kann nur eine politische Lösung für humanitäre Probleme geben

von einer Willkommenskultur, damals 
hieß es noch oft „Das Boot ist voll“ und 
„Deutschland ist kein Einwanderungs-
land“. Damals gab es heftige und sehr 
polarisierende Debatten, heute wird 
auch intensiv diskutiert, aber den popu-
listischen Tönen steht nach meinem 
Eindruck doch eine ganz breite gesell-
schaftliche und politische Mehrheit 
entgegen, die trotz der zweifellos vor-
handenen Probleme Flüchtlingen ge-
genüber eine offene Haltung zeigt. Auch 
dank der europäischen Harmonisie-

Über 50 millionen weltweit 
auf der Flucht

HANS TEN FELD /// ist seit November 2013 Vertreter des Hohen Flüchtlings- 
kommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) in Deutschland. Ten Feld blickt auf 
eine über 30-jährige Berufskarriere beim UNHCR zurück. Nach seinem Studium des 
Internationalen Rechts an der Universität Utrecht übte er zunächst Tätigkeiten beim 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) im togolesischen Lomé und 
dem Ministerium für Entwicklung und Zusammenarbeit in Den Haag aus. 1981 wech-
selte er zum UNHCR nach Sambia. Es folgten Stationen in Kambodscha und  
Indien. Von 1989 bis 1994 setzte der UN-Diplomat seine Laufbahn als stellver-
tretender UNHCR-Vertreter in Deutschland fort. Anschließend wurde er für das 
UN-Flüchtlingskommissariat nach Myanmar (bis 1997) und Neuseeland (bis 2002) 
berufen. 2002 bis 2006 hatte er in der Genfer UNHCR-Zentrale eine Führungsposi-
tion in der Personalabteilung inne. Von 2007 bis 2011 leitete ten Feld das UNHCR-
Regionalbüro in Stockholm, zuständig für Skandinavien und die baltischen Staaten. 
2011 kehrte er für zwei Jahre als UNHCR-Vertreter nach Myanmar zurück.

Politische-Studien-Zeitgespräch
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Susanne Schmid im Gespräch mit Hans ten Feld.

rung der Asylgesetzgebung hat sich vie-
les positiv geändert. Die Schutzbedürf-
tigkeit wird besser erkannt und aner-
kannt als vor 20 Jahren. Länder wie 
Deutschland und Schweden sind inner-
halb der EU anderen vielleicht voraus, 
wie man am Beispiel der Aufnahme sy-
rischer Flüchtlinge sieht. Allerdings 
kann bei der Haltung gegenüber Flücht-
lingen die jeweilige nationale soziale 
und wirtschaftliche Lage auch nicht 
ausgeblendet werden. 

Politische Studien: Der Schwerpunkt 
der UNHCR-Aktivitäten in Deutschland 
liegt – wie in anderen westeuropäischen 
Staaten auch – im Bereich des Rechts-
schutzes für Asylbewerber und aner-
kannte Flüchtlinge. Was genau ist darun-
ter zu verstehen? 
Hans ten Feld: Ausgangspunkt ist die 
Genfer Flüchtlingskonvention, in der 

 „Dank der europäischen Harmonisierung der Asyl-
gesetzgebung hat sich vieles POSITIV geändert.
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die Zusammenarbeit zwischen UNHCR 
und dem Unterzeichnerstaat als ver-
pflichtend geregelt ist. Im Kern geht es 
darum, die Bestimmungen dieses Ab-
kommens zu überwachen und darüber 
hinaus den Prinzipien und Standards 
des internationalen Flüchtlingsrechts 
Geltung zu verschaffen, wobei das eu-
ropäische Asylrecht im Zuge der ent-
sprechenden Harmonisierung immer 
mehr in den Vordergrund gerückt ist. 
Zudem ist es laut UNHCR-Statut unse-
re Aufgabe, an sogenannten „dauerhaf-
ten Lösungen“ für die Probleme von 
Flüchtlingen mitzuarbeiten. Da geht es 
zum Beispiel um die Frage der Neuan-
siedlung von Flüchtlingen aus Erstasyl-
ländern (Resettlement). In der Praxis 
heißt dies, UNHCR-Positionen und Ex-
pertisen den Trägern der Gewaltentei-
lung (Exekutive, Legislative, Jurisdikti-
on) sowie der „vierten Gewalt“, also 
Presse und Öffentlichkeit zu übermit-
teln, sei es im direkten Dialog, durch 
Gutachten und Fortbildung oder aber 
auch durch die Teilnahme an der öffent-
lichen Diskussion und ihren verschie-
denen Foren. 

Politische Studien: Sie waren für die 
Vereinten Nationen u. a. in Togo, Sambia, 
Kambodscha, Indien, Myanmar und Neu-
seeland tätig. Was konnten Sie dort für 
die Menschen in Not erreichen? Es gibt 

Stimmen, die sagen es sei besser, den 
Menschen vor Ort zu helfen und eine 
schnelle Rückkehr in ihre Heimat zu er-
möglichen. Was sind Ihre Erfahrungen?
Hans ten Feld: Die meisten Flüchtlinge 
möchten so bald wie möglich wieder 
zurück nach Hause. Leider sind aber 
auch bis zu 70 % seit mehreren Jahren 
auf der Flucht, ohne dass für sie eine 
dauerhafte Lösung in Sicht ist. Huma-
nitäre Hilfe über Jahre hinweg bleibt 
eine oft überlebenswichtige Nabel-
schnur für die Versorgung der Betroffe-
nen. Sie kann aber nur wenig dazu bei-
tragen, für diese Menschen Perspekti-
ven zu entwickeln. Erst wenn die verur-
sachenden Faktoren der Flucht ange-
gangen werden, also v. a. bewaffnete 
Konflikte beigelegt werden können, 
wird es zu grundlegenden Änderungen 
für die Betroffenen kommen. Das heißt 
nicht, dass man bis dahin nicht sinnvoll 
in eine bessere Zukunft der Menschen 
investieren kann. Deswegen plädieren 
wir auch dafür, Flüchtlinge in die natio-
nalen Entwicklungspläne mit einzube-
ziehen.

Politische Studien: Oft entsteht in den 
Medien der Eindruck, dass sich ein Groß-
teil der globalen Fluchtmigration nach 
Europa richtet. Wo finden sich die größ-
ten Fluchtbewegungen tatsächlich? Was 
sind die größten Probleme, denen Flücht-
linge ausgesetzt sind? Wie kann die Be-
völkerung in den Zielländern auf hohe 
Flüchtlingszahlen vorbereitet werden?

Hans ten Feld: Der Eindruck ist natür-
lich falsch. Laut unserem letzten Jah-
resbericht leben 86 % der Flüchtlinge 
weltweit in Entwicklungsländern. Eine 
entsprechende Relation gilt auch für die 
Binnenvertriebenen, d. h. die Men-
schen, die ihre Heimatorte wegen be-
waffneter Konflikte und Verfolgung 
verlassen mussten, jedoch innerhalb 
ihres Heimatlandes geblieben sind. De-
ren absolute Zahl ist mit 33,3 Millionen 
übrigens weitaus höher als jene der 
Flüchtlinge (16,7 Millionen). Die größ-
ten, von UNHCR betreuten Flücht-
lingsbevölkerungen stammen aus Af-
ghanistan, Syrien und Somalia. Fünf 
Millionen Palästinenser werden von 
unserer Schwesterorganisation UNWRA 
betreut. Pakistan, Iran und der Libanon 
haben die meisten Flüchtlinge weltweit 
aufgenommen. 

Die Probleme, die sich diesen Men-
schen stellen, sind vielfältig und zumeist 
existenziell. Im Grunde muss jeden Tag 
die Frage nach dem Schutz beantwortet 
werden und dies nicht nur im rechtli-
chen Sinne. Oftmals geht es um die täg-
liche Grundversorgung. Je länger das 
Exil andauert, umso mehr geht es auch 
um die Frage der Perspektiven. Dies gilt 
auch für die Bevölkerungen in den Auf-
nahmeländern. Ohne deren Akzeptanz 
ist Flüchtlingsschutz kaum zu organisie-
ren. Wer Flüchtlingen perspektivisch 
helfen will, muss auch die Sichtweise der 
örtlichen Bevölkerungen bzw. die vor-
handene Infrastruktur, sei es im Bil-
dungs- oder Gesundheitswesen oder 
auch für den Arbeitsmarkt, Handel oder 
die Landwirtschaft im Blick haben.

Politische Studien: Flüchtlingszahlen sind 
in jedem Konflikt ein Politikum. Wie kommt 
das UNHCR zu seinen Zahlen? Kann man 
den Flüchtlingszahlen, die aus Hochkon-

fliktregionen gemeldet werden, vertrauen 
oder haben Regierungen ein Interesse dar-
an, die Zahlen künstlich zu erhöhen?
Hans ten Feld: Unser statistischer Jah-
resbericht beruht auf drei Säulen: eigene 
Erhebungen, Angaben von Regierungen 
und Berechnungen von nichtstaatlichen 
Organisationen. Wir weisen die Quellen 
jeweils genau aus. Die Zahlen in unseren 
Berichten erscheinen erst nach einer 
sorgfältigen Analyse. Bei aktuellen Ent-
wicklungen, z. B. bei einem Massenexo-
dus, können natürlich oftmals lediglich 
erste Schätzungen erfolgen. Es dauert 
einfach eine gewisse Zeit, bis beispiel-
weise über Registrierungen exakte Zah-
len vorliegen. 

Politische Studien: Nach UN-Angaben 
waren im Jahre 2013 über 51,2 Millionen 
Menschen weltweit auf der Flucht – so vie-
le wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht 
mehr. War diese Entwicklung absehbar? 
Welche Länder sind am stärksten betrof-
fen? Wie wird das UNHCR den wachsenden 
Herausforderungen gerecht und rechnen 
Sie in den kommenden Jahren mit einem 
weiteren Anstieg oder einem Rückgang 
der Flüchtlingszahlen weltweit?
Hans ten Feld: 2011 sprach die Welt 
noch vom Arabischen Frühling, inzwi-
schen ist eher von einem Albtraum die 
Rede. Das Jahr 1989 war auch mit so 
viel Hoffnung verbunden, danach aber 
stiegen die Flüchtlingszahlen in Europa 
infolge der „Diadochen-Kämpfe“ im 
Zusammenhang mit der Auflösung der 
Sowjetunion und Jugoslawiens gerade 
auch in Europa rapide an. Dies lehrt, 
mit Prognosen vorsichtig zu sein. Die 
ungelösten Konflikte in Syrien und dem 
Irak, neue und alte Konflikte in Afrika, 
die ungewisse Zukunft Afghanistans 
sind nur einige aktuelle Beispiele, die es 
fraglich erscheinen lassen, dass wir 

 „86 % der Flüchtlinge weltweit leben in ENTWICKLUNGS-
LÄNDERN.
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kurzfristig mit einer deutlichen Ent-
spannung der Flüchtlingslage rechnen 
können. 

Das UNHCR ist in den letzten Jah-
ren unaufhörlich gewachsen. Das ei-
gentlich benötigte Jahresbudget liegt 
mittlerweile bei rund sechs Milliarden 
US-Dollar, von denen wir jedoch ledig-
lich rund die Hälfte tatsächlich erhal-
ten. Zudem sind viele Beiträge an be-
stimmte Hilfsprogramme gebunden, so 
dass vergessene Flüchtlingskrisen wie 
zum Beispiel in Afrika besonders unter-
finanziert sind. Hierzu muss man auch 
wissen, dass die Arbeit von UNHCR 
fast ausschließlich durch freiwillige Bei-
träge von Geberstaaten bzw. zwischen-
staatlichen Institutionen und zu einem 
weitaus geringeren Teil von privaten 
Spendern unterstützt wird. 

Politische Studien: Herr ten Feld, die 
Zahl unbegleiteter minderjähriger Flücht-
linge weltweit steigt. 2013 stellten Kin-
der die Hälfte der Weltflüchtlingsbevöl-
kerung. Woran liegt das? Welchen beson-
deren Schutz benötigen unbegleitete 
minderjährige Asylsuchende? 
Hans ten Feld: Schätzungsweise sind 
rund 75 % der Weltflüchtlingsbevölke-
rung Frauen, Jugendliche und Kinder. 
Sie sind die unschuldigen Opfer blutiger 
Konflikte. Die Zahl der unbegleiteten 
minderjährigen Asylsuchenden in In-
dustrieländern wächst in der Tat, bleibt 
aber auch in der globalen Relation eher 
gering. Sie brauchen jedoch besonderen 
Schutz, weil sie die Erfahrung der 
Flucht, die Trennung von der Familie, 
die Situation, in einem fremden Land 
auf sich allein gestellt zu sein, besonders 
und in allen Lebensbereichen trifft. 
Deswegen ist es so wichtig und begrü-
ßenswert, dass für sie besondere Struk-
turen der Aufnahme und des Schutzes 

geschaffen werden, so wie es hier in 
Deutschland geschieht.

Politische Studien: Die Syrer stellen ak-
tuell die größte Flüchtlingsbevölkerung 
unter dem UNHCR-Mandat. Die Nachbar-
länder Libanon, Jordanien, Türkei, Irak 
und Ägypten sind mit den enormen Flücht-
lingsströmen überfordert. Der Hohe 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nati-
onen, António Guterres, forderte daher 
am 28. Oktober 2014 auf der Syrien-Kon-
ferenz in Berlin eine „viel stärkere Bereit-
schaft zur Lastenteilung durch andere 
Staaten, die es syrischen Flüchtlingen er-
möglicht, Schutz außerhalb der unmittel-
baren benachbarten Region zu finden“. 
Deutschland hat im Juni 2014 beschlos-
sen, weitere 10.000 Flüchtlinge und Ver-
triebene aus dem Kontext des Syrien-Kon-
flikts aufzunehmen. Wie ist es um die Be-
reitschaft anderer Staaten bestellt? Wel-
che Staaten sehen Sie in der Pflicht?
Hans ten Feld: UNHCR hat die interna-
tionale Staatengemeinschaft dazu aufge-
rufen, bis Ende 2016 insgesamt 130.000 
syrische Flüchtlinge im Zuge eines hu-
manitären Aufnahmeprogrammes oder 
dauerhaft (Resettlement) aufzunehmen. 
Zusagen liegen derzeit (Stand Mitte Ok-
tober 2014) für über 50.000 Plätze vor. 
Deutschland liegt dabei weit vorne. Ich 
kann nur hoffen, dass andere Staaten 
dem Beispiel Deutschlands folgen und 
damit der dringende Appell des Hohen 
Flüchtlingskommissars entsprechendes 
Gehör findet. Gerade Europa kann und 
muss in diesem Zusammenhang mehr 
tun. 

Politische Studien: Das Europäische Par-
lament verabschiedete im Juni 2013 das 
gemeinsame europäische Asylsystem 
GEAS. Wie sind Ihre Erfahrungen damit? 
Wo gibt es Verbesserungsbedarf? 

Hans ten Feld: Allgemein gesprochen: 
Die Umsetzung, d. h., die Praxis in den 
jeweiligen EU-Mitgliedstaaten ist noch 
zu unterschiedlich, obwohl die Grund-
lagen des gemeinsamen europäischen 
Asylsystems seit Juni 2013 offiziell ver-
abredet worden sind. Noch aber ist die 
EU in der Realität vom eigenen An-
spruch weit entfernt, Schutzsuchenden 
überall in der EU die gleichen Chancen 
sowie eine rechtliche und soziale Be-
handlung geben zu können, die hohen 
Standards gerecht wird. Qualität und 
Solidarität sollen die beiden Grundpfei-
ler des gemeinsamen Asylsystems sein. 
Ohne europäisches Verantwortungsge-
fühl und Denken, ohne Solidarität, wie 
sie auch im Lissabonner Vertrag als bin-
dende Verpflichtung verankert ist, kann 
es jedoch kein wirklich gemeinsames 
Schutzsystem in der EU geben. 

Politische Studien: Es gibt Stimmen, die 
eine Erstprüfung auf Asyl im Herkunfts-
land vorschlagen. Auch ist eine gesamt-
europäische Quotenregelung im Ge-
spräch. Was halten Sie davon? 
Hans ten Feld: Zur Erstprüfung auf Asyl 
im Herkunftsland: Ohne zu sehr ins 
Rechtliche zu gehen – als Flüchtling gilt 
völkerrechtlich grundsätzlich jemand, 
der sein Heimatland aus Furcht vor Ver-
folgung wegen bestimmter Gründe ver-
lassen musste und deshalb internationa-
len Schutz braucht. Ich kann mir nur 
schwer vorstellen, dass Botschaften eu-

ropäischer Staaten in Herkunftsstaaten 
von Flüchtlingen in großer Zahl Asylan-
träge entgegennehmen könnten. Das 
Gleiche gilt für eine Art humanitäres 
Visum. Hierfür sind die rechtlichen Vo-
raussetzungen nicht ohne weiteres gege-
ben. Wenn überhaupt, kann dies wahr-
scheinlich nur bedingt und für eine ge-
ringe Zahl von Schutzbedürftigen eine 
Lösung sein. 

Die Frage, wie man überhaupt Zu-
gang zum europäischen Asylsystem er-
halten kann, ist sicherlich ebenfalls von 
kritischer Bedeutung für dessen Beur-
teilung, zumal aus Sicht des Flüchtlings-
schutzes. Angesichts der Tragödien auf 
dem Mittelmeer ist der Ruf nach weite-
ren legalen Wegen, um in Europa Schutz 
zu finden, allzu berechtigt. Das UNHCR 
sieht v. a. die dringende Notwendigkeit, 
das Resettlement-Programm auszuwei-
ten, d. h., die Neuansiedlung von 
Flüchtlingen aus Erstzufluchtsländern. 
Europas Rolle ist hier bislang viel zu ge-
ring, nämlich ungefähr 5.000 im Jahr. 
Wir rufen die EU daher dazu auf, bis 
spätestens 2020 ein Kontingent von 
20.000 im Jahr zu schaffen. Auch die 
verstärkte Ausstellung humanitärer Visa 
– gerade mit Blick auf syrische Flücht-
linge – halten wir für notwendig. 

Was die Quotenregelung angeht: Ich 
sehe derzeit nicht, dass dies ernsthaft in 

 „Die Arbeit von UNHCR wird fast ausschließlich 
durch FREIWILLIGE Beiträge von Geberstaaten und 
zwischenstaatlichen Institutionen unterstützt. 
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Europa diskutiert wird. UNHCR hat 
darauf hingewiesen, dass die modifi-
zierte Dublin-III-Verordnung – gerade 
mit Blick auf die Familienzusammen-
führung und humanitäre Härtefälle – 
bei entsprechendem politischen Willen 
durchaus Verbesserungen für Schutzsu-
chende bietet. 2015 soll Dublin-III offi-
ziell evaluiert werden. Ob der vorhande-
ne Spielraum tatsächlich genutzt wird, 
bleibt aus unserer Sicht der Lackmus-
Test für die Beurteilung der Wirksam-
keit der Dublin-III-Verordnung mit 
Blick auf den Flüchtlingsschutz. 

Politische Studien: Welche Rolle müssen 
humanitäre Organisationen in Zukunft 
spielen? Was wünschen Sie sich von der 
Staatengemeinschaft?
Hans ten Feld: Humanitäre Organisatio-
nen sind heute schon oft überlastet mit 
den ihnen übergebenen bzw. überlasse-
nen Aufgaben. Angesichts leerer öffent-
licher Kassen sind die vorhandenen hu-
manitären Hilfsbudgets vieler Geber-
staaten bereits ausgereizt. Viele Aufga-
ben der Flüchtlingshilfe – gerade mit 
Blick auf andauernde Flüchtlingskrisen – 
können mit Mitteln der humanitären 
Hilfe nicht bewältigt werden. Das Ins
trumentarium der internationalen Ent-
wicklungszusammenarbeit ist mehr 
denn je gefragt. Allerdings droht auch 

sie zu verpuffen, wenn zur Lösung für 
die bewaffneten Konflikte dieser Welt 
die entsprechenden politischen Antwor-
ten fehlen. Humanitäre Organisationen 
setzen immer da ein, wo politisches 
Handeln versagt hat. Diese Tatsache 
verschont humanitäre Organisationen 
nicht vor Kritik an ihrem Handeln, sie 
setzt ihrer Arbeit aber einen Rahmen, in 
dem der Handlungsspielraum effizient 
genutzt werden muss, gleichzeitig aber 
im Ganzen begrenzt bleibt. Ich würde 
mir wünschen, dass in Zukunft huma-
nitären Organisationen nicht noch 
mehr, sondern weniger Hindernisse in 
den Weg gelegt werden, damit sie ihre 
Arbeit machen können. Konkret wäre es 
meines Erachtens u. a. wünschenswert, 
bei der Mittelausstattung größere Flexi-
bilität einzuräumen, wo und wofür man 
Beiträge ausgibt. Zudem bleibt die Frage 
der Sicherheit und damit auch die des 
Zugangs zu den Menschen, die in Kon-
fliktgebieten unsere Hilfe brauchen, 
eine drängende Herausforderung, die 
ohne nachhaltige Unterstützung einer 
sich zumindest in diesem Punkt einigen 
Staatengemeinschaft nicht zu bewälti-
gen ist.

Politische Studien: Herr ten Feld, wir 
danken Ihnen für das Gespräch.

Das Interview führte Dr. Susanne Schmid, 
Referentin für Arbeit und Soziales, Demo-
graphischen Wandel, Familie, Frauen und 
Senioren, Akademie für Politik und Zeit-
geschehen der Hanns-Seidel-Stiftung, 
München. ///

/// �HANS TEN FELD
ist seit 2013 Vertreter des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Natio-
nen (UNHCR) in Deutschland.
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 „Ich würde mir wünschen, dass in Zukunft humanitären 
Organisationen weniger HINDERNISSE in den Weg gelegt 
werden, damit sie ihre Arbeit machen können.
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Die weltweit erfassten Migrations- und 
Flüchtlingsbewegungen haben eine 
neue geopolitische Dimension ange-
nommen. Zwischen 1960 und 2013 er-
höhte sich die Zahl der grenzüber-
schreitenden Migranten von 75 Millio-
nen auf 232 Millionen; seit dem Zwei-
ten Weltkrieg waren noch nie so viele 
Menschen auf der Flucht wie 2013. Das 
UN-Flüchtlingshochkommissar iat 
(UNHCR) zählte Ende 2013 über 51,2 
Millionen Geflohene, darunter 16,7 
Millionen Flüchtlinge, 1,1 Millionen 
Asylsuchende und 33,3 Millionen Bin-
nenvertriebene. Drei Viertel der Welt-
flüchtlingsbevölkerung sind Frauen, 
Jugendliche und Kinder. Unter den 
zehn häufigsten Herkunftsländern der 
Menschen auf der Flucht befanden sich 
insgesamt sechs Länder, in denen Krieg 
oder Gewalt herrscht: Syrien, Afghanis-

/// Einführung

tan, Eritrea, Somalia, Irak und Pakis-
tan. Da die meisten Menschen in einem 
angrenzenden Nachbarland Schutz 
suchten, lebten 86 % von ihnen in Ent-
wicklungsländern. Die meisten Geflo-
henen weltweit nahm 2013 Pakistan 
(1,6 Millionen) auf, gefolgt vom Irak 
und Libanon (jeweils fast 860.000). In 
der EU wurden 2013 etwa 40 % der 
weltweiten Asylanträge gestellt 
(437.000). Das Hauptzielland für Asyl-
suchende weltweit war 2013 Deutsch-
land mit 127.000 Anträgen. 2014 bean-
tragten über 200.000 Menschen in 
Deutschland Asyl, für 2015 wird laut 
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge ein weiterer Anstieg auf 230.000 
Anträge prognostiziert. Die nächst 
wichtigen Aufnahmeländer innerhalb 
der EU waren 2013 Frankreich (60.200) 
und Schweden (54.300). 

MIGRATION – EINE EUROPÄISCHE 
HERAUSFORDERUNG

SUSANNE SCHMID /// Geopolitische Ereignisse der vergangenen Jahre haben  
Bevölkerungsbewegungen und Flüchtlingsströme verursacht, die sowohl innerhalb 
der EU als auch gegenüber Drittstaaten eine kohärente und umfassende Migrations- 
und Asylpolitik notwendig machen. Eine solche Politik muss der außen- und entwick-
lungspolitischen Dimension des Themas gerecht werden und in den Aufnahmelän-
dern einen Ausgleich zwischen Zuwanderungsdruck und Zuwanderungsbedarf finden. 
Dies kann gelingen, wenn sie als politische Querschnittsaufgabe angegangen wird.

Es ist davon auszugehen, dass sich 
die globale Migrationsproblematik vor-
erst nicht entschärfen wird, denn in Zu-
kunft dürfte es nicht weniger, sondern 
mehr Ursachen und Möglichkeiten für 
transnationale Migration geben. Davon 
wird auch die EU betroffen sein, sowohl 
wegen ihrer wirtschaftlichen und wohl-
fahrtsstaatlichen Attraktivität, als auch 
aufgrund der demographischen Diskre-
panz gegenüber ihrer südlichen Nach-
barregion: auf europäischer Seite altern-
de Bevölkerungen, dort heranwachsen-
de starke Jugendjahrgänge in Sorge um 
ihre Zukunft. Migration in die EU wird 
zunehmen und sich dabei an den bishe-
rigen Zielorten und Niederlassungsmus-
tern orientieren. Für diese Annahme 
sprechen die historischen Bindungen 
zwischen Herkunfts- und Zielländern 
und das Anwachsen von Diasporas in 

einzelnen EU-Mitgliedstaaten. Vor die-
sem Hintergrunde wird deutlich, dass 
eine erfolgreiche Migrationssteuerung 
nur durch umfassende Kooperationen 
und Partnerschaften zwischen Her-
kunfts- und Zielländern möglich ist. 
Auch bedarf es der wirksamen Verknüp-
fung von Migrations- und Entwick-
lungspolitik wie auch einer Verbesse-
rung der Zusammenarbeit in den Berei-
chen Migration, Asyl und Grenzschutz. 

Die weltweiten Migrations- und 
Flüchtlingsbewegungen sind 
derzeit auf einem HÖCHSTSTAND.

Die zunehmenden Migrations- und Flüchtlingsströme sind eine große Herausforderung und Aufgabe 
nicht nur für die Behörden, sondern auch gesamtgesellschaftlich.
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Die EU ist eine wichtige Triebkraft 
für eine gerechtere, sicherere und geein-
tere Welt. Daher steht das Thema Mi
gration weit oben auf ihrer politischen 
Agenda. Seit mehr als zwanzig Jahren 
arbeiten die EU-Mitgliedstaaten an der 
Harmonisierung ihrer Einwanderungs- 
und Asylpolitik. In verschiedenen Berei-
chen wurden bereits große Fortschritte 
erzielt, dennoch sind weitere Anstren-

gungen nötig, um eine gemeinsame Mi
grations- und Asylpolitik zu schaffen, die 
das kollektive Interesse der EU sowie die 
Bedürfnisse der einzelnen EU-Mitglied-
staaten berücksichtigt. Diese Tatsachen 
spiegelt auch der im Jahr 2005 vom Eu-
ropäischen Rat verabschiedete und Ende 
2011 weiterentwickelte „Gesamtansatz 
Migration und Mobilität“ (GAMM) wi-
der. Danach sind Migrationsfragen ein 
zentraler Aspekt in den außenpoliti-
schen Beziehungen der EU zu Drittstaa-
ten, was sich in verstärkten Partner-
schaften mit Herkunfts- und Transit-
staaten manifestiert. Die thematischen 
Schwerpunkte dieses „Gesamtansatzes“ 
beinhalten sowohl die Bekämpfung ille-
galer Migration wie auch die Nutzung 
der positiven Effekte legaler Migration, 
die Verknüpfung von Migrations- und 
Entwicklungspolitik und die Stärkung 
des Flüchtlingsschutzes. 

Im Jahre 2008 hatte der Europäische 
Rat den „Europäischen Pakt zu Einwan-
derung und Asyl“ angenommen. Er soll 
für die EU die Basis für eine gemeinsa-
me Einwanderungs- und Asylpolitik bil-

den – im Geiste der Solidarität zwischen 
den Mitgliedstaaten und in der Zusam-
menarbeit mit Drittstaaten. Die Umset-
zung des Paktes in konkrete Maßnah-
men erfolgt im Rahmen des „Stockhol-
mer Programms“ mit dem Titel „Ein of-
fenes und sicheres Europa im Dienste 
und zum Schutz der Bürger“, das 2010 
das „Haager Programm“ abgelöst hat 
und bis 2014 gültig war. Derzeit werden 
unter dem Arbeitstitel „Post-Stockholm 
Programm“ Leitlinien für die zukünfti-
ge gesetzgeberische und operative Pro-
grammplanung erarbeitet. 

Um sich den komplexen Herausfor-
derungen im Bereich Migration stellen 
zu können, ist ein multiperspektivi-
scher, interdisziplinärer und offener 
Diskurs unabdingbar. Vor diesem Hin-
tergrund veranstaltete die Akademie für 
Politik und Zeitgeschehen der Hanns-
Seidel-Stiftung am 18. November 2014 
im Konferenzzentrum München eine 
Fachtagung mit dem Titel „Migration – 
Eine gesamteuropäische Herausforde-
rung“. Die Tagungsreferenten analysie-
ren im Folgenden die politisch-sozialen 
Herausforderungen und Gestaltungs-
möglichkeiten im Bereich Migration. 

Im ersten Beitrag beleuchtet Steffen 
Angenendt die Folgen steigender Flücht-
lingszahlen für die Nachbarstaaten der 
Krisenregionen und zeigt mögliche 
Handlungsoptionen für die EU und 
Deutschland auf. Daran anknüpfend 
veranschaulicht Michael Griesbeck die 
Relevanz des Themas anhand aktueller 
Asylbewerberzahlen in der EU und in 
Deutschland und diskutiert mögliche 
Strategien zur besseren Verzahnung von 
Flüchtlingsschutz, Migrationssteuerung 
und Entwicklung. Markus Gruber 
macht deutlich, dass es sich beim The-
ma Migration um eine komplexe politi-
sche Querschnittsaufgabe handelt. Auf 

verschiedensten politischen Ebenen 
werden so unterschiedliche Politikberei-
che wie Innen-, Bildungs-, Sozial-, Ar-
beitsmarkt- und Entwicklungspolitik 
berührt. Das Zeitgespräch mit Hans ten 
Feld, dem Vertreter des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Natio-
nen (UNHCR) in Deutschland, be-
leuchtet die vielschichtigen Aufgaben 
und wachsenden Herausforderungen 
des UNHCR vor dem Hintergrund stei-
gender Flüchtlingszahlen.

Es ist zu erwarten, dass die anhalten-
de Migration und die demographische 
Entwicklung in der EU die Arbeit an ei-
ner gemeinsamen europäischen Asyl- 
und Migrationspolitik beschleunigen. 
Eine solche Politik muss der außen- und 
entwicklungspolitischen Dimension des 
Themas ebenso gerecht werden, wie ei-
nen Ausgleich zwischen Zuwanderungs-
druck und Zuwanderungsbedarf finden. 
Dies kann gelingen, wenn sie auf europä-
ischer, nationaler und regionaler Ebene 
als politische Querschnittsaufgabe ange-
gangen wird. Wir sollten uns daher mu-
tig auf diesen Weg begeben.  ///

/// �DR. SUSANNE SCHMID 
ist Referentin für Arbeit und Soziales, 
Demographischen Wandel, Familie, Frau-
en und Senioren, Akademie für Politik 
und Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stif-
tung, München sowie Leiterin des Ar-
beitskreises „Weltbevölkerung“ der 
Deutschen Gesellschaft für Demographie 
e. V. (DGD).

Eine KOHÄRENTE Migrations- und 
Asylpolitik muss in den Aufnahmeländern 
einen Ausgleich zwischen Zuwanderungs-
druck und Zuwanderungsbedarf finden.
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Ende 2013 befanden sich nach Schät-
zungen des Hohen Flüchtlingskommis-
sars der Vereinten Nationen (UNHCR) 
weltweit 51,3 Millionen Menschen auf 
der Flucht vor Verfolgung, Gewalt oder 
Menschenrechtsverletzungen. Darunter 
waren 16,7 Millionen Flüchtlinge im en-
geren Sinn, die Schutz in anderen Län-
dern gesucht haben, und 33,3 Millionen 
Binnenvertriebene – insgesamt die größ-
te Zahl von Flüchtlingen und Vertriebe-
nen seit der Nachkriegszeit.1

Bedenklich ist vor allem die jüngste 
Zunahme der Fluchtbewegungen. Die 
aktuellen Krisen in Syrien, im Irak, in 
der Demokratischen Republik Kongo, 
der Zentralafrikanischen Republik, in 
Mali und im Sudan sowie in vielen an-
deren Weltgebieten haben die Zahl der 
Flüchtlinge insbesondere in deren Nach-
barländern in die Höhe getrieben. Eine 

/// Steigende Flüchtlingszahlen, überforderte Nachbarstaaten 

zunehmende Zahl von Flüchtlingen 
kommt zwar auch nach Europa und 
Deutschland,2 nach wie vor aber bleiben 
die meisten Flüchtlinge in ihrer Heimat-
region. Dies wird an der großen Zahl 
von Binnenvertriebenen und den hohen 
Flüchtlingszahlen in den Nachbarstaa-
ten sichtbar. 

In der deutschen und europäischen, 
immer noch stark innenpolitisch domi-
nierten Flüchtlingsdebatte wird oft 
übersehen, wie groß der humanitäre 
Beitrag gerade der Nachbarländer zum 
Schutz der Flüchtlinge ist und welche 

WAS KÖNNEN DIE EU UND 
DEUTSCHLAND TUN? 

STEFFEN ANGENENDT /// Weltweit nimmt die Zahl der Flüchtlinge zu, auch in der EU 
und Deutschland. Viele Flüchtlinge werden lange oder gar dauerhaft bleiben, und 
die Kommunen brauchen dringend Unterstützung bei der Aufnahme und Integration. 
Eine kohärente Flüchtlingspolitik muss sich aber auch mit internationalen Aspekten 
befassen. Sie muss u. a. mit entwicklungspolitischen Mitteln verhindern, dass diese 
Nachbarstaaten der Krisengebiete überfordert werden, denn diese tragen derzeit die 
Hauptlast des Flüchtlingsschutzes. 

Die Zahl der weltweiten Flüchtlinge 
sowie der Binnenvertriebenen ist 
STEIGEND.

V. a. die Nachbarstaaten 
brauchen bei der Flücht-
lingsaufnahme Hilfe und 
Unterstützung.
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Risiken für sie damit verbunden sind. 
Eine umfassende, kohärente und wirk-
same Flüchtlingspolitik muss diese Län-
der stärker unterstützen, und auch die 
EU und Deutschland müssen ihre Hilfe 
verstärken, wenn sie verhindern wollen, 
dass die Nachbarstaaten durch die 
Flüchtlingsaufnahme überfordert oder 
gar destabilisiert werden. 

Risiken für aufnehmende  
Entwicklungsländer

Die Risiken der Flüchtlingsaufnahme 
für die Nachbarstaaten werden deutlich, 
wenn man einen erweiterten Sicher-
heitsbegriff verwendet, der neben der 
inneren und äußeren Sicherheit auch 
Aspekte der regionalen und menschli-
chen Sicherheit einbezieht. Dabei ist zu 
beachten, dass mit der Flüchtlingsauf-
nahme nicht nur Risiken verbunden 
sind. In der Forschung zu Fluchtbewe-
gungen wird seit einiger Zeit darüber 
diskutiert, inwieweit die Flüchtlingsauf-
nahme den betreffenden Ländern auch 
Entwicklungschancen bietet.3 Solche 
Wirkungen – etwa in Hinblick auf Ar-
beitskräfte, Humankapital oder Investi-
tionen – können sicherlich eintreten. Im 
Folgenden stehen aber die Risiken der 
Flüchtlingsaufnahme im Mittelpunkt, 
denn für die besonders armen Aufnah-
mestaaten bergen gerade langandauern-
de Flüchtlingskrisen beträchtliche Her-
ausforderungen.4

So kann erstens eine größere Flücht-
lingsaufnahme die innere Sicherheit die-
ser Staaten beeinträchtigen. In vielen 
Aufnahmeländern werden im Zusam-
menhang mit Fluchtbewegungen wach-
sende Kriminalität, Ausbeutung und 
Menschenhandel beklagt.5 So führten in 
Ghana Beschwerden der einheimischen 
Bevölkerung über zunehmende Krimina-
lität und Prostitution dazu, dass die Re-

gierung liberianische Flüchtlinge aus-
wies. Einige Aufnahmeländer befürchten 
zudem, dass die Aufnahme von Flücht-
lingen politischen Extremismus fördern 
könnte. Tatsächlich gibt es Beispiele aus 
Pakistan und dem Sahel, dass sich mili-
tante Gruppen als Helfer für Menschen 
in Fluchtsituationen engagieren, um die-
se für ihre Ziele zu mobilisieren.6

Zweitens kann unter bestimmten 
Umständen auch die äußere Sicherheit 
von Herkunfts-, Transit- und Aufnah-
mestaaten durch Fluchtbewegungen 
gefährdet werden.7 Direkte Sicherheits-
risiken sind zwar nur im Fall von kri-
senhaften Massenfluchtbewegungen 
vorstellbar wie im Gebiet der Großen 
Seen in Ostafrika in den 1990er-Jah-
ren. Indirekte Risiken können aber dar-
in bestehen, dass Fluchtbewegungen 
die oft ohnehin angespannten Bezie-
hungen zwischen Herkunfts- und Auf-
nahmestaaten weiter belasten und kri-
senhaft zuspitzen,8 etwa wenn sich ein 
Aufnahmeland in die inneren Belange 
des Herkunftslandes einmischt, um 
weitere Flüchtlingszuwanderungen zu 
verhindern. 

Drittens können insbesondere lang 
andauernde Flüchtlingssituationen 
(„Protracted Refugee Situations“) ein 
Risiko für regionale Sicherheit darstellen. 
Nationale Konfliktdynamiken können 
sich über Flüchtlingsbewegungen auf 
Nachbarländer oder die gesamte Region 
ausdehnen.9 Gerade in Ostafrika haben 
die jahrzehntelang ungelösten Flücht-
lingsprobleme und die große Zahl von 
Flüchtlingen, die ihr Leben teilweise 
oder ganz in Flüchtlingslagern verbracht 
haben, zur Eskalation der innenpoliti-
schen Auseinandersetzungen beigetra-
gen. Ähnliche Risiken bergen die langen 
Flüchtlingskrisen in Zentralamerika 
(Honduras, Guatemala) und ihre Folgen 

für Mexiko als Transitland in die USA 
oder ganz offensichtlich auch die unge-
löste palästinensische Flüchtlingspro-
blematik. Außerdem stellt die Militari-
sierung von Flüchtlingslagern ein be-
sonderes Risiko dar.10

Viertens können größere Fluchtbe-
wegungen gerade für die ärmsten Auf-
nahmestaaten ein Risiko darstellen, 
wenn dort Flüchtlinge mit der einheimi-
schen Bevölkerung um besonders knap-
pe Ressourcen und Infrastrukturen 
konkurrieren. Eine anfängliche Hilfsbe-
reitschaft der einheimischen Bevölke-
rung kann in Ablehnung umschlagen, 
und es gibt Beispiele, dass aus solchen 
Konkurrenzsituationen Konflikte ent-
stehen.11 Dies droht vor allem im Zu-
sammenhang mit komplexen humanitä-
ren Katastrophen, in denen gewaltsame 
Auseinandersetzungen, wirtschaftliche 
Not, Überbevölkerung und Umweltka-
tastrophen zusammenfallen. Hinzu 
kann eine – von der einheimischen Be-

völkerung empfundene – Bedrohung 
der kulturellen oder nationalen Identität 
sowie der gesellschaftlichen Kohäsion 
kommen. Flüchtlingsfeindliche Aus-
schreitungen können die Folge sein,12  
insbesondere wenn die Zuwanderung 
bereits latent vorhandene ethnische 
oder religiöse Konflikte verstärkt 13.

All diese Risiken können, müssen 
aber nicht eintreten. Das gleiche gilt für 
Sekundärwanderungen in weiter ent-
fernte Länder. Auch zu diesen kann, 
muss es aber nicht kommen. Entschei-
dend sind die politischen Rahmenbe-
dingungen, vor allem die internationale 
Unterstützung, die die Aufnahmelän-
der bei der Bewältigung der Flüchtlings-
zuwanderung erhalten. Besonders ge-
fordert ist in solchen Situationen die 
Entwicklungszusammenarbeit. Wel-
chen Beitrag kann sie realistischerweise 
leisten?

Entwicklungspolitische  
Unterstützung

Die Entwicklungszusammenarbeit kann 
die Erstaufnahmeländer in dreifacher 
Hinsicht unterstützen. Sie kann einen 
Beitrag zur Prävention von Konflikten 
leisten, die Fluchtbewegungen auslösen, 
sie kann die Länder bei der Aufnahme 
von Fluchtbewegungen unterstützen, in-
dem sie die dortigen Infrastrukturen 
stärkt und Mittel zur Aufnahme, Versor-
gung und zum Schutz der Flüchtlinge 
bereitstellt, und sie kann die freiwillige 
Rückkehr und die Reintegration von 
Flüchtlingen fördern. In all diesen Berei-
chen gibt es in der europäischen und 
deutschen Entwicklungszusammenar-
beit bereits wertvolle Erfahrungen. 

Zur Prävention von Flüchtlingskri-
sen dienen letztlich alle EZ-Programme, 
die auf eine Stärkung der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen in den Partnerländern zielen. Rechts-
sicherheit und wirtschaftliche Entwick-
lung, insbesondere Beschäftigungsför-
derung, können zur Konfliktprävention 
beitragen, und die Stärkung zivilgesell-
schaftlicher Strukturen kann Fähigkei-
ten zur gewaltfreieren Konfliktbewälti-
gung unterstützen und Konfliktpotenzi-

Lang andauernde Flüchtlings-
situationen können innenpolitische 
Konflikte im AUFNAHMELAND 
verschärfen und eskalieren lassen.
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ale abbauen, bevor sie virulent werden 
und zu Gewalt und Flucht führen. In 
dem Maße, in dem sich die Bundesrepu-
blik an Peacekeeping- und Post-Konflikt-
Missionen der Vereinten Nationen betei-
ligt, sollten auch Maßnahmen im Be-
reich des Politikdialogs und der Reform 
des Sicherheitssektors (Polizei, Militär, 
usw.) in Betracht gezogen werden.

Zunehmend wichtiger werden Hil-
fen zur Stärkung gegenüber Natur- und 
Klimakatastrophen, etwa durch Katas
trophenvorsorge. Während Naturkatas-
trophen zu sehr kurzfristigen und mas-
senhaften, gleichwohl aber kleinräumi-
gen und vornehmlich innerstaatlichen 
Fluchtbewegungen führen, wird der 
Klimawandel langfristige und dauerhaf-
te Vertreibungen auslösen. Auch wenn 
es bislang kaum nachweisbare Fälle von 
Wanderungsbewegungen aufgrund kli-
matischer Veränderungen gibt, werden 
diese mittelfristig selbst dann zuneh-
men, falls die vereinbarten Klimaschutz-
ziele erreicht werden. Auch dann noch 
wird der Klimawandel den Auswande-
rungsdruck gerade in den Ländern, die 
heute schon unter Wasserknappheit und 
Extremwetter leiden, erhöhen.14 Hier 
kann die Entwicklungszusammenarbeit 
mit Hilfen zur Anpassung an den Kli-
mawandel (veränderte landwirtschaftli-
che Anbaumethoden, Bau- und Sied-
lungsformen) die Fähigkeit der Men-
schen, in den betreffenden Gebieten zu 
leben, stärken.

Die Unterstützung in akuten Flücht-
lingskrisen ist der politisch am wenigs-

ten umstrittene Hilfebereich. Die prak-
tische Umsetzung fällt aber oft schwer, 
vor allem in Kriegs- und Bürgerkriegssi-
tuationen, wenn der Zugang zu den 
Flüchtlingen erschwert ist. Gleichwohl 
verfügen alle EU-Staaten hierzu über 
vergleichsweise große Etats, mit denen 
– vorzugsweise über internationale 
Hilfsorganisationen wie UNHCR und 
das Welternährungsprogramm (WFP) – 
die Grundversorgung der Flüchtlinge 
mit Wasser, Lebensmitteln, Unterkünf-
ten und Gesundheitsleistungen organi-
siert und eine Erfassung und Registrie-
rung der Flüchtlinge unterstützt werden 
kann. Gerade in Hinblick auf den letz-
ten Punkt könnten die EU-Staaten noch 
mehr Hilfe leisten. 

Ein in allen EU-Staaten ungelöstes 
Problem ist allerdings die Frage, wie die 
unmittelbare Nothilfe nach Ausbruch 
der Flüchtlingskatastrophe mit länger-
fristiger Entwicklungshilfe verbunden 
werden kann. Gerade vor dem Hinter-
grund von nicht enden wollenden und 
langfristigen Flüchtlingskrisen („Pro-
tracted Refugee Situations“) wie in So-
malia, Sudan / Darfour, Irak und Syrien 
ist diese Verbindung von entscheidender 
Bedeutung. Die Flüchtlinge, die oft jah-
re- und jahrzehntelang in solchen Situa-
tionen leben und oft faktisch Einwande-
rer sind, brauchen Beschäftigungs- und 
Einkommensperspektiven. Besonders 
wichtig ist die Vermittlung von Bildung, 
vor allem in Anbetracht der Tatsache, 
dass fast die Hälfte der weltweiten 
Flüchtlinge Kinder sind. 

In manchen Ländern wie beispiels-
weise in Deutschland sind die politischen 
Zuständigkeiten für humanitäre Hilfe 
und längerfristige Entwicklungszusam-
menarbeit zudem in verschiedenen Res-
sorts angesiedelt, was die Abstimmung 
der Programme nicht erleichtert. Inzwi-

schen gibt es erste systematischere Über-
legungen, wie die beiden Politikbereiche 
miteinander verbunden und die Fähig-
keiten und Kenntnisse von Flüchtlingen 
für die Integration im Aufnahmeland ge-
nutzt werden könnten, aber der Bedarf 
an praktischen Hinweisen zur Umset-
zung ist nach wie vor groß.15

Ein dritter wichtiger Bereich, in dem 
Entwicklungszusammenarbeit die Part-
nerländer unterstützen kann, ist die 
Rückkehr und Reintegration von Flücht-
lingen. Es ist eine Grundlage des inter-
nationalen Flüchtlingsschutzes, dass 
Flüchtlinge und Vertriebene in ihre Hei-
matgebiete zurückkehren sollen und 
können, wenn die Gewalttätigkeiten im 
Herkunftsland beendet sind und ihnen 
keine Verfolgung und Gefahr mehr 
droht. In der Praxis fehlen vielen Erst-
aufnahmeländern aber die finanziellen 
und praktischen Möglichkeiten, die 
Flüchtlinge bei der Rückkehr zu unter-
stützen, und die Reintegration fällt vor 
allem in ehemalige Bürgerkriegsgebiete 
außerordentlich schwer. Oft fehlt es an 
Wissen über die Lage in den Heimatge-
bieten und an Ressourcen für die Rück-
wanderung, und vor Ort ist eine Wie-
deransiedlung unmöglich, weil die In
frastrukturen zerstört sind. 

Hier kann die Entwicklungszusam-
menarbeit durch praktische Hilfen bei 
der Rückwanderung, bei der Schaffung 

von Beschäftigungsperspektiven im 
Herkunftsland und beim Wiederaufbau 
der dazu benötigten Strukturen helfen. 
In vielen Fällen und vor allem, wenn der 
Vertreibung und Flucht ethnische und 
religiöse Konflikte vorausgingen, müs-
sen solche Struktur- und Wiederauf-
bauhilfen durch friedensfördernde 
Maßnahmen unterstützt werden. 

Flüchtlings- und europapolitische 
Hilfe

Einen weiteren Beitrag zur Entlastung 
der Erstaufnahmeländer können die In-
dustrieländer im Rahmen ihrer eigenen 
Flüchtlingspolitik leisten, insbesondere 
durch eine direkte Übernahme von 
Flüchtlingen aus den Erstaufnahmelän-
dern. Hierzu gehört vor allem die dauer-
hafte Übernahme von Flüchtlingen 
(„Resettlement“). Traditionell nehmen 
die klassischen Einwanderungsländer 
wie die Vereinigten Staaten und Kanada 
den größten Teil dieser Umsiedler auf. 
Aber auch viele europäische Staaten ha-
ben Erfahrungen mit solchen Program-
men und verfügen auch über die not-
wendigen rechtlichen und praktischen 
Instrumente. Die Bundesrepublik hat 
u. a. bereits in den 1970er-Jahren Kon-
tingentflüchtlinge aus Vietnam aufge-
nommen, deren Integration heute als 
gelungen bezeichnet werden kann. In 
den vergangenen Jahren hat Deutsch-
land einer begrenzten Zahl solcher Kon-
tingentflüchtlingen aus dem Irak und 
Syrien Zuflucht geboten. 

Diese Maßnahmen werden in 
Deutschland und den meisten EU-Mit-
gliedstaaten kontrovers diskutiert, wie 
in der aktuellen Debatte über die Auf-
nahme von syrischen Flüchtlingen zu 
erkennen ist. Obwohl offensichtlich ist, 
dass die Nachbarstaaten Syriens erhebli-
che Probleme haben, die Flüchtlinge zu 

Humanitäre Hilfe und längerfristige 
Entwicklungszusammenarbeit 
müssen besser VERZAHNT und 
intensiviert werden.

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT im Natur-
und Klimakatastrophenschutz kann 
Fluchtbewegungen verhindern.
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versorgen, haben bisher nur wenige EU-
Staaten wie Schweden und Deutschland 
eine größere Aufnahme von Flüchtlin-
gen zugesagt. Hier könnten und müss-
ten die EU-Staaten noch mehr tun – aus 
wohlverstandenem Eigeninteresse, vor 
allem aber, um die Flüchtlinge zu schüt-
zen und ihnen Alternativen zur lebens-
gefährlichen irregulären Zuwanderung 
in die EU zu bieten. Zudem können sie 
so vermeiden, dass die Flüchtlingsauf-
nahme die innere Sicherheit, den sozia-
len Frieden und die wirtschaftliche Ent-
wicklung der betreffenden Aufnahme-
länder gefährdet. 

Die Erstaufnahmeländer werden 
auch entlastet, wenn die EU-Staaten 
und andere Länder mehr legale Mög-
lichkeiten für Asylgesuche schaffen. 
Hier werden zurzeit viele Ansätze dis-
kutiert, die es auf ihr Für und Wider zu 
prüfen gilt. So könnte zumindest punk-
tuell und temporär ein Botschaftsasyl 
eingerichtet werden, also die Möglich-
keit, einen Asylantrag in den EU-Aus-
landsvertretungen einzureichen. Be-
sonders gefährdeten Flüchtlingsgrup-
pen könnten humanitäre Visa erteilt 
werden, es könnten gemeinsame EU-
Asylentscheidungszentren eingerichtet 
werden, und schließlich könnten die 
EU-Staaten größere Flüchtlinge im 
Rahmen von humanitären Kontingen-
ten aufnehmen. 

Ein wichtiger Schritt ist die Vollen-
dung des „Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems“ (GEAS), was für 2015 vor-
gesehen ist. Die gemeinsamen Regelun-
gen sollen Schutzsuchenden in allen 
EU-Staaten gleiche Asylverfahren und 
Aufnahme- und Lebensbedingungen 
bieten. Davon kann derzeit noch keine 
Rede sein. In der Praxis gibt es weder 
eine europäische Verantwortungstei-
lung bei der Aufnahme noch eine ver-

gleichbare Versorgung der Asylbewer-
ber. In einigen Ländern, etwa in Grie-
chenland, steht das Asylsystem auf-
grund der starken Nachfrage faktisch 
vor dem Zusammenbruch. Zudem sind 
die Flüchtlinge in der EU höchst un-
gleich verteilt. Obschon die tatsächli-
chen Aufnahmezahlen ein differenzier-
teres Bild bieten, sehen sich vor allem 
Staaten an den EU-Außengrenzen durch 
das Dubliner Übereinkommen von 
1990 benachteiligt, nach dem der Staat 
der Ersteinreise in die EU für das Asyl-
verfahren zuständig ist und kommen in 
der Folge ihren Aufnahmeverpflichtun-
gen nur ungenügend nach. Die neuerli-
che Krisensituation bei der Flüchtlings-
verteilung innerhalb der EU zeigt, dass 
ein EU-Asylsystem auf Basis der Dub-
lin-Regeln nicht funktionsfähig ist. Um 
die Fähigkeit der EU-Staaten zur Flücht-
lingsaufnahme zu verbessern, muss so 
schnell wie möglich eine Debatte über 

eine von allen Staaten als gerecht und 
angemessen akzeptierte Verantwor-
tungsteilung geführt werden.16

Ein erster Schritt wäre die Einigung 
auf Kriterien, mit denen die Mitglied-
staaten faire Aufnahmequoten festlegen 
können. Hierzu könnten etwa die Ein-
wohnerzahl, die Wirtschaftskraft und 
die Arbeitslosenrate herangezogen wer-
den. In einem zweiten Schritt könnte 
entweder ein Verteilungsverfahren für die 

Flüchtlinge vereinbart werden, oder aber 
– besser, weil weniger bürokratisch – ein 
finanzieller Ausgleichsmechanismus. 
Dies würde auch der Tatsache Rech-
nung tragen, dass Flüchtlinge vor allem 
in Ländern Schutz suchen, in denen sich 
bereits Menschen aus ihrem Heimat-
land aufhalten und wo sie Unterstüt-
zungsstrukturen finden. So ist Deutsch-
land mit weitem Abstand das wichtigste 
EU-Aufnahmeland für Iraker, Afghanen 
und Syrer. 

Funktionieren kann ein solcher fi-
nanzieller Ausgleich allerdings nur, 
wenn die europäischen Vorgaben für 
eine Angleichung der Standards für 
Asylverfahren umgesetzt werden. Denn 
nur so kann verhindert werden, dass 
sich die EU-Staaten bei den Aufnahme-
standards „nach unten“ orientieren, um 
für Flüchtlinge weniger attraktiv zu 
sein. Die Debatte über ein neues Vertei-
lungssystem muss daher genutzt wer-
den, um weitere Anreize für Länder wie 
Bulgarien oder Griechenland zu setzen, 
ihr Asylsystem mit europäischer Unter-
stützung zu verbessern. Von zentraler 
Bedeutung ist zudem, dass die neuen 
Regeln verbindlich sind. Ein freiwilliges 
Verteilungssystem hätte angesichts der 
unterschiedlichen Interessen der EU-
Staaten keine Aussicht auf Erfolg und 
würde die Fähigkeit und Bereitschaft 
der EU-Staaten, mehr Flüchtlinge aus 
den Erstaufnahmeländern zu überneh-
men, auch nicht nachhaltig verbessern.

Fazit
Die Flüchtlingsproblematik stellt alle 
EU-Staaten vor große Herausforderun-
gen. Es ist nicht auszuschließen, dass in 
einigen Ländern mit immer noch 
schlechter Wirtschafts- und Arbeits-
marktlage und zunehmender Angst vor 
der Einreise von Extremisten und terro-

ristischen Anschlägen der Ruf nach Ab-
schottung lauter wird. Gleichwohl muss 
daran erinnert werden, dass alle EU-
Staaten zusammen im Jahr 2013 immer 
noch weniger Flüchtlinge aufgenommen 
haben als Deutschland im Jahr 1992. 
Eine weitere Aufnahme von Flüchtlin-

gen ist insbesondere dann zu bewälti-
gen, wenn die EU-Staaten eine gemein-
same Flüchtlingspolitik verfolgen, sich 
auf eine faire Verantwortungsteilung 
verständigen, mehr für die Integration 
der Flüchtlinge tun und diese Politik 
und ihre Notwendigkeit den Bürgern 
auch vermitteln. 

Bei den weiteren Bemühungen um 
eine kohärente deutsche und europäi-
sche Flüchtlingspolitik sollte auch be-
achtet werden, dass es sich bei den Zu-
wanderungen in die EU zunehmend um 
„gemischte“ Wanderungen von Flücht-
lingen und Migranten handelt. Oft las-
sen sich die Wanderungsursachen nicht 
klar voneinander unterscheiden, es 
überschneiden sich politische, wirt-
schaftliche und andere Wanderungs-
gründe. Die Verbindung zwischen bei-
den Gruppen besteht darin, dass für 
beide keine ausreichenden Möglichkei-
ten für legale Einreisen bestehen und sie 
sich deshalb auf gefährliche irreguläre 
Zuwanderungswege einlassen. Bemü-
hungen um eine Entlastung der Erstauf-
nahmeländer müssen daher primär an 
den fehlenden legalen Zuwanderungs-
wegen in die EU ansetzen.

Schließlich ist zu bedenken, dass die 
EU-Staaten zwar bei der Gestaltung der 

Die EU-STAATEN müssen ihr Auf-
nahmekontingent erhöhen.

Mittels GEAS soll die Flüchtlingsaufnahme 
in der EU zukünftig effizienter, gleich-
mäßiger und gerechter erfolgen.
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legalen Zuwanderungsmöglichkeiten 
durchaus Gestaltungsspielräume haben 
(humanitäre Visa, Botschaftsverfahren, 
exterritorialer Schutz, Resettlement), 
dass die Handlungsmöglichkeiten bei 
den Fluchtursachen jedoch begrenzt 
sind. So werden sich Zwangswanderun-
gen aufgrund von Kriegen, Bürgerkrie-
gen, Gewalt und Verfolgung letztlich 
nur durch außen-, sicherheitspolitische 
und ggfs. militärische Mittel verhindern 
lassen. Die Bereitschaft der internatio-
nalen Gemeinschaft zu friedensschaf-
fenden Eingriffen war allerdings bisher 
– so jedenfalls u. a. die Erfahrungen aus 
den Jugoslawien-Kriegen – selbst dann 
begrenzt, wenn Konflikte in Nachbarre-
gionen zu Massenfluchtbewegungen zu 
führen drohten.  ///

/// �Dr. Steffen Angenendt 
ist Senior Associate der Forschungs-
gruppe Globale Fragen, Stiftung Wissen-
schaft und Politik (SWP), Berlin. 
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Migration im Zeitalter der 
Globalisierung

Die Gründe für Migration sind vielfäl-
tig. Politische Verfolgung, Krisen und 
Konflikte können zur Flucht führen, 
aber auch durch Armut und Arbeitslo-
sigkeit verursachte Perspektivlosigkeit 
und die Hoffnung auf ein besseres Le-
ben können Grund dafür sein, sich auf 
den Weg zu machen. Frühere Migrati-
onsbewegungen können dazu führen, 
dass ein Nachzug zu den ethnischen 
Gemeinschaften in den einzelnen Ziel-
ländern erfolgt. Auch Bevölkerungs-
wachstum sowie Umweltveränderungen 
und Klimawandel können Migrations-

/// Migration im Zeitalter der Globalisierung

motiv sein. Die Bedeutung der Erwerbs-
migration hat wegen des demographi-
schen Wandels und des Fachkräfteman-
gels in den industrialisierten Staaten so-
gar zugenommen. In den vergangenen 

Jahren hat Deutschland große Anstren-
gungen unternommen, um für Hoch-
qualifizierte und Fachkräfte aus Dritt-
staaten attraktiver zu werden und deren 
Zuzug zu erleichtern. Ehegatten- und 

STEUERUNG, FLÜCHTLINGSSCHUTZ 
UND ENTWICKLUNG 

MICHAEL GRIESBECK /// In einer globalisierten Welt ist Migration eher die Regel als 
die Ausnahme. Derzeit gibt es weltweit fast 1 Mrd. Migranten. Davon sind die meisten 
Binnenmigranten, aber auch die grenzüberschreitende Migration nimmt zu, hier ins-
besondere die Erwerbsmigration und die Fluchtmigration. Auch die Mixed Migration, 
die „gemischte Migration“, bei der Menschen vor Verfolgung und Krieg fliehen, viele 
aber auch Armut und Perspektivlosigkeit entkommen wollen, nimmt zu. Beide Gruppen 
machen sich auf den Weg nach Europa und beantragen dort Asyl, obwohl dieser Weg 
nur für Schutzbedürftige gedacht ist und nicht für diejenigen Zuwanderer, die eine 
bessere Zukunft erstreben. Europa betrachtet Flüchtlingsschutz, Migrationssteuerung 
und Entwicklung nicht als isolierte Bereiche, sondern erarbeitet eine Strategie, die die 
Wechselwirkungen beachtet und diese Bereiche noch stärker verzahnt und verbindet.

Migration kann die VERSCHIEDENSTEN
Ursachen und Motive haben.

Viele Flüchtlinge kommen mit falschen Vorstellungen nach Deutschland und entsprechend 
groß ist ihre Enttäuschung über die realen Möglichkeiten und Gegebenheiten. Q
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Familiennachzug zählt für Deutschland 
nach wie vor zu den bedeutendsten Zu-
wanderungsarten.

Diese Aufzählung zeigt schon, wie 
vielfältig Migration ist und dass Zuwan-
derung gesteuert werden muss. Vor al-
lem bedarf es einer Antwort auf die Fra-
ge, wie dem Phänomen der Mixed Mi
gration begegnet werden kann. Wir stel-
len fest, dass sich Menschen auf den 
Weg machen, bei denen Verfolgungs- 
und Schutzgründe vorliegen, die also ei-
nen Schutzstatus in Europa erhalten 
können, und solche, die keine Schutz-
gründe nach dem Asylrecht oder der 
Genfer Flüchtlingskonvention vortra-
gen, aber nach einer besseren Zukunft 
für sich und ihre Kinder streben. Viele 
von ihnen treten ihre gefährliche Reise 
mit Hilfe von kriminellen Schleusern an, 
die tausende von Dollar dafür verlangen.

Flucht- und Asylmigration  
nach Europa

Weltweit gibt es nach Feststellung des 
UNHCR über 51 Millionen Flüchtlinge, 
Asylsuchende und Binnenvertriebene – 
die höchste Zahl seit dem Zweiten Welt-
krieg. Durch den Krieg in Syrien wur-
den 2,5 Millionen Menschen zu Flücht-
lingen, 6,5 Millionen zu Binnenvertrie-
benen. Auch in Afrika haben Flucht und 
Vertreibung erheblich zugenommen. 
2013 stellten weltweit 1,1 Millionen 
Menschen einen Asylantrag, davon 
437.000 in den Staaten der EU. Deutsch-
land war dabei mit 127.000 Flüchtlin-
gen das größte Aufnahmeland. Fast 
30 % der Asylbewerber in der EU haben 
hier einen Antrag gestellt. Danach folg-
ten Frankreich, Schweden und das Ver-
einte Königreich. Fast 70 % der Flücht-
linge in Europa sind in diese vier Länder 
gekommen. Im ersten Halbjahr 2014 
sind fast 50 % der Asylanträge in der EU 

in Deutschland und Schweden gestellt 
worden. Deutschland ist weltweit das 
Land mit den meisten Asylanträgen. 
2014 beantragten über 200.000 Men-
schen in Deutschland Asyl. Dies bedeu-
tet nochmals einen Anstieg um ca. 60 %. 
Für 2015 wird ein weiterer Anstieg auf 
230.000 Anträge prognostiziert.

Den Anstieg, den wir seit 2008 er-
lebten, als mit ca. 28.000 Anträgen der 
niedrigste Stand seit über 20 Jahren er-
reicht war, konnte niemand in diesem 
Ausmaß vorhersehen. Neben der bei al-
len Herkunftsländern festzustellenden 
Zunahme war 2012 eine rapide Zunah-
me der Asylbewerber aus den Westbal-
kanstaaten festzustellen, die unmittel-
bar nach der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Asylbewerber-
leistungsgesetz und der damit verbun-
denen Erhöhung der Geldleistungen 
einsetzte. 2013 war Russland das 
Hauptherkunftsland, da viele Tschet-
schenen sich auf Grund falscher Infor-
mation über das Asyl in Deutschland 
auf den Weg machten. 2014 kamen drei 
Sondereffekte zusammen:  die Verstär-
kung des Zuzugs aus den Westbalkan-
staaten, inklusive Albanien, dessen 
Zahlen genau dann anstiegen, als 
Frankreich es zum sicheren Herkunfts-
land erklärt hatte, die zunehmenden 
Schleusungen über die Mittelmeerroute 
und der grausame Krieg in Syrien und 
im Irak. Hauptherkunftsländer waren 
2014 Syrien, Serbien und Eritrea, aber 

Weltweit werden in DEUTSCHLAND 
die meisten Asylanträge gestellt.

auch Afghanistan, Irak, Somalia, Bosni-
en-Herzegowina und Mazedonien. Vie-
le Flüchtlinge kommen mit Hilfe krimi-
neller Schleuser, die sie über das Asyl in 
Europa falsch informieren und für tau-
sende von Dollar in seeuntüchtigen 
Booten über das Mittelmeer schicken. 
Im Oktober 2014 jährte sich die Katas
trophe von Lampedusa, als vor der Küs-
te dieser kleinen italienischen Insel hun-
derte Menschen ertranken. Seitdem hat 
die Migration über das Mittelmeer sogar 
noch zugenommen. Allein bis August 
2014 wurden 117.000 Menschen aus 
dem Meer gerettet. Dennoch kamen ca. 
3.000 Menschen zu Tode, weit mehr als 
im Vorjahr. 

Ca. 25 % der Asylanträge wurden 
2014 von Menschen aus den Staaten des 
Westbalkans gestellt, die ohne Visum 
nach Deutschland einreisen können. 
Diese Anträge werden fast immer abge-
lehnt, da kein Schutzgrund vorliegt. 
Flüchtlinge aus Syrien dagegen werden 
fast zu 100 % anerkannt. Seit 2011 sind 
über 60.000 von Verfolgung und Bür-
gerkrieg betroffene Syrer als Asylantrag-
steller nach Deutschland gekommen. 
Seit 2013 erhalten außerdem im Rah-
men humanitärer Programme weitere 
20.000 syrische Flüchtlinge einen Auf-
enthaltstitel. 

Neben dem Asyl gibt es als Instru-
ment des Flüchtlingsschutzes noch die 
humanitäre Aufnahme und das Resettle-
ment. Unter Resettlement versteht man 
die Auswahl und den Transfer verfolg-
ter Personen von einem Staat, in dem 
sie Schutz gesucht haben, in einen drit-
ten Staat, in dem ihr Schutz einschließ-
lich Aufenthalt und die Aussicht auf 
Integration und Eigenständigkeit, si-
chergestellt ist. Deutschland hatte auch 
schon früher im Rahmen sogenannter 
humanitärer ad-hoc-Aufnahmeaktio-

nen Flüchtlingen Schutz gewährt, so z. B. 
ab 1979 vietnamesischen Boat-People, 
ab 1990 Botschaftsflüchtlingen aus Al-
banien, und 1999 Kriegsflüchtlingen 
aus dem Kosovo. 2006 und 2009 wur-
den Flüchtlinge, die in Malta Schutz 
gesucht hatten, aufgenommen und 
2009 und 2010 hat Deutschland insge-
samt 2.501 irakischen Flüchtlingen, 
insbesondere Christen und anderen 
verfolgten religiösen Minderheiten, 
Schutz gewährt, die nach Syrien und 
Jordanien geflohen waren. Grundlage 
war ein Beschluss der EU-Innenminis-
ter zur Aufnahme von insgesamt 10.000 
irakischen Flüchtlingen. 

2011 beschlossen die deutschen In-
nenminister von Bund und Ländern, 
Flüchtlinge im Rahmen eines Resettle-
ment-Programms in Deutschland auf-
zunehmen. Seither sind ca. 900 Men-
schen aus Flüchtlingslagern in Tunesi-
en, der Türkei und Indonesien nach 
Deutschland gekommen. Die Flüchtlin-
ge wurden bereits mit ersten Eindrü-
cken der deutschen Sprache und Kultur 
auf ihr neues Heimatland eingestimmt 
und erhalten in Deutschland sofort die 
Möglichkeit, an einem Integrationskurs 
teilzunehmen. 

Rechte und Pflichten von  
Asylbewerbern

Schutzbedürftige erhalten in Deutsch-
land Schutz. In einem sorgfältigen und 
aufwändigen Verfahren wird beim Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 
das Vorliegen von Asylgründen oder 

Deutschland hat auch immer wieder 
im Rahmen HUMANITÄRER Aktionen
Flüchtlinge aufgenommen.



32	 POLITISCHE STUDIEN // 459 	 459 // PoLITISCHE STUDIEN 	 33

im fokus

Schutzgründen nach der Genfer Flücht-
lingskonvention (z. B. Verfolgung wegen 
Religion, Nationalität, politischer Über-
zeugung oder Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe) und Gründe 
für subsidiären Schutz oder Abschiebe-
hindernisse geprüft. Abgelehnte Asylbe-
werber sind ausreisepflichtig. Nur in be-
sonderen Fällen können die Länder auf 
Ersuchen der Härtefallkommissionen 
einen Aufenthaltstitel erteilen. Die 
Flucht vor schwierigen Lebensbedingun-
gen und der verständliche Wunsch nach 
einer besseren Zukunft für sich und die 
Familie ist kein Rechtsgrund für eine po-
sitive Asylentscheidung, die sich nur an 
einer Verfolgungs- oder Gefahrensituati-
on im Heimatland orientieren kann. 
Wirtschaftlichen Problemen in den Hei-
matstaaten muss durch Entwicklungs-
politik begegnet werden. 

Die steigenden Antragszahlen stellen 
das Bundesamt und die für die Unter-
bringung zuständigen Länder vor große 
Herausforderungen. Das Bundesamt ist 
bestrebt, die Anträge schnell zu ent-

scheiden, damit der Asylbewerber rasch 
Klarheit erhält, ob er bleiben kann oder 
nicht. Die steigende Zahl von Asylanträ-
gen, die im Herbst 2014 ca. 20.000 pro 
Monat erreichte, hatte jedoch zur Folge, 
dass die durchschnittliche Verfahrens-

dauer zunahm. Deshalb wurden die 
Westbalkanstaaten Serbien, Mazedoni-
en und Bosnien-Herzegowina, bei de-
nen mangels Schutzgründen fast keine 
Anerkennung erfolgt, im November 
2014 auf die Liste der sicheren Her-
kunftsländer gesetzt, damit die Verfah-
ren noch schneller bearbeitet werden 
können. Aber auch bei Syrern, die fast 
zu 100 % anerkannt werden, wird sehr 
schnell entschieden.

Die Unterbringung der Asylbewer-
ber erfolgt durch die Länder. Asylbewer-
ber werden zuerst in Erstaufnahmeein-
richtungen untergebracht und sodann in 
der Regel in Gemeinschaftsunterkünf-
ten. Der starke Zustrom im Sommer und 
Herbst 2014 hat dazu geführt, dass Asyl-
bewerber in Zelten oder in festen Unter-
künften außerhalb der Erstaufnahme-
einrichtungen untergebracht wurden. 
Durch die Einrichtung von mindestens 
zehn neuen Erstaufnahmeeinrichtungen 
2015 und 2016, davon fünf weitere ne-
ben München und Zirndorf in Bayern, 
wird eine Entspannung eintreten. Der 
Aufenthalt ist räumlich auf den Regie-
rungsbezirk oder das Land begrenzt. 
Diese sog. Residenzpflicht wird künftig 
nach drei Monaten entfallen. Mit Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit 
durften Asylbewerber bislang nach neun 
Monaten arbeiten. Diese Wartefrist zur 
Arbeitsaufnahme wurde im November 
2014 auf drei Monate verkürzt. Integra-
tionsmaßnahmen wie z. B. Teilnahme 
an Integrationskursen sind allerdings 
nur für diejenigen möglich, die eine Per-
spektive eines Daueraufenthalts haben. 
Gleichwohl hat z. B. Bayern erfolgreich 
Sprachkurse auch für Asylbewerber ein-
gerichtet, damit zumindest eine Grund-
verständigung möglich ist. 

Unabdingbar ist ein effektives Rück-
kehrmanagement. Abgelehnte Asylbe-

werber müssen schnell in ihre Heimat 
zurückkehren. 2013 wurden 10.197 Per-
sonen abgeschoben, weitere 10.251 sind 
auf der Grundlage von bundesgeförder-
ten Programmen zur freiwilligen Rück-
kehr ausgereist, weitere auf der Grund-
lage von Landesprogrammen. 2013 leb-
ten ca. 132.000 ausreisepflichtige Perso-
nen in Deutschland, ca. 95.000 von ih-
nen mit einer Duldung (Aussetzung der 
Abschiebung). Diejenigen, die gut inte
griert sind, sollen – wie im Koalitions-
vertrag vereinbart – ein alters- und 
stichtagsunabhängiges Bleiberecht er-
halten. Außerdem sollen Jugendliche 
und Heranwachsende leichter einen 
Aufenthaltstitel bekommen.

Flüchtlingsschutz als gemeinsame 
europäische Aufgabe

Fluchtbewegungen und Asylmigration 
betreffen ganz Europa. Daher wird das 
Asylrecht immer stärker harmonisiert 
und EU-Richtlinien und Verordnungen 
beeinflussen die nationale Gesetzge-
bung. In den letzten Jahren hatte die Ar-
beit am Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystem (GEAS) hohe Priorität. Meh-
rere Asyl-Richtlinien, z. B. zu Vorausset-
zungen der Flüchtlingsaufnahme, Aner-
kennung und Mindestnormen für Ver-
fahren und EU-Verordnungen wurden 
neu gefasst. Bei der Umsetzung einer 
gemeinsamen Asylpolitik spielt auch das 
Europäische Asyl-Unterstützungsbüro 
EASO eine wichtige Rolle. Die EU-Kom-
mission und die Mitgliedstaaten haben 
bekräftigt, dass die Anforderungen des 
GEAS in allen Mitgliedstaaten vollstän-
dig umgesetzt werden müssen, bevor 
neue Anforderungen formuliert werden. 

Immer wieder in der Diskussion ist 
die sogenannte Dublin-Verordnung. 
Nach diesem europäischen Regelungs-
werk ist der Mitgliedstaat zuständig für 

den Asylantrag, von dem der Flüchtling 
ein Visum erhalten hat oder in dem er 
zum ersten Mal europäischen Boden be-
treten hat. Wird dies im Laufe des Ver-
fahrens festgestellt, kann er dorthin 
überstellt werden, damit er dort sein 
Asylverfahren betreiben kann. Oft wird 
kritisiert, dass jemand in den zuständi-
gen Staat überstellt werden soll, wo 
doch die soziale oder gesundheitliche 
Versorgung dort schlechter sei als in 
Deutschland. Das Asylverfahren kann 
jedoch nicht das Problem unterschiedli-
cher sozialer Systeme im europäischen 
Raum lösen. Eine Überstellung unter-
bleibt, wenn im Asylsystem eines ande-
ren Mitgliedstaats schwere Mängel be-
stehen. Dies ist bislang nur für Grie-
chenland festgestellt worden. Nach 
Griechenland erfolgt aus Deutschland 
seit 2011 keine Überstellung mehr. 

Immer wieder wird vorgeschlagen, 
das Dublin-System durch ein europäi-
sches Verteilsystem zu ersetzen. Unter-
suchungen haben jedoch ergeben, dass 
bei Zugrundelegung der Kriterien, wie 
sie auch bei der Verteilung der Asylbe-
werber auf deutsche Bundesländer fest-
gelegt sind (insbesondere Bevölkerungs-
zahl und Wirtschaftskraft), zwar Län-
der wie Schweden stark entlastet wür-
den, aber Italien z. B. dann immer noch 
Flüchtlinge aufzunehmen hätte. Über-
stellungen nach Italien aus Deutsch-

Trotz steigender Zahl der Asyl-
suchenden sind die Behörden um 
eine SCHNELLE und effiziente 
Abwicklung aller Fälle bemüht.

Die europäische Asyl- und 
Flüchtlingspolitik basiert auf 
dem Grundsatz der Zuständigkeit 
des ERSTLANDES.
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land, das ebenfalls leicht abgeben könn-
te, wären mithin immer noch möglich. 
Europäische Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik erfordert Solidarität. Damit wie bis-
lang nicht nur vier oder fünf Mitglied-
staaten die weit überwiegende Mehrheit 
von Asylbewerbern aufnehmen müssen, 
wurde auf dem Rat der EU-Innenmi-
nister im Oktober 2014 vereinbart, 
dass EU-Länder mit vielen Flüchtlin-
gen durch Umverteilung entlastet wer-
den sollen. Voraussetzung dieser Soli-
darität ist jedoch auch, dass die Mit-
gliedstaaten ihrer Verpflichtung zur 
Registrierung und Erfassung der Fin-
gerabdrücke der ankommenden 
Flüchtlinge nachkommen.

Klar ist: Migration ist eine gesamt-
europäische Herausforderung, auf die 
gesamteuropäische Lösungen gefunden 
werden müssen. Nach der Katastrophe 
von Lampedusa gab es eine Task Force 
Mediterranean, die Maßnahmen u. a. 
zur Bekämpfung der Schleuserkrimina-
lität und einer Grenzüberwachung, die 
zur Rettung von Menschenleben bei-
trägt, vorgeschlagen hat. Auch die EU-
Kommission hat danach mehrere Papie-
re vorgelegt. In der Kommissionsmittei-
lung vom März 2014 werden auch neue 
Wege der legalen Migration vorgeschla-

gen. Dazu zählt ein Vorschlag für sog. 
humanitäre Visa, die außerhalb Euro-
pas ausgegeben werden. Zwar könnte 
man damit eventuell verhindern, dass 
sich Flüchtlinge gegen viel Geld in die 
Hände von Schleusern begeben, aber 
welche Kriterien sollen gelten und was 
machen die, die kein humanitäres Vi-
sum bekommen? 

Ein anderer, viel versprechender  
Ansatz ist derjenige von Bundesinnen-
minister de Maizière, in den Transitlän-
dern Aufnahmezentren einzurichten, 
etwa unter Beteiligung des UNHCR. 
Damit würde den Schleusern eine Geld-
quelle abgeschnitten. In solchen Zen
tren könnte bereits deutlich gemacht 
werden, in welchen Fällen Asyl infrage 
kommt, welche legalen Wege der Zu-
wanderung nach Europa es gibt und 
ggf. wie eine Rückkehr und Reintegrati-
on im Heimatland unterstützt werden 
kann. Der Rat der Innenminister der 
EU-Mitgliedstaaten hat im Oktober 
2014 in seinen Schlussfolgerungen 
selbst die anstehenden Aufgaben be-
nannt. Neben der Bekämpfung der 
Schleuserkriminalität, einer Stärkung 
der europäischen Grenzschutzagentur 
FRONTEX und der Implementierung 
des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems GEAS geht es auch um Ent-
wicklungszusammenarbeit mit den 
Herkunfts- und Transitländern. Der 
Schwerpunkt soll dabei auf den Mittel-
meeranrainerstaaten liegen. Bestandtei-
le dieser Strategie sind neben einem ef-
fektiven Rückkehrmanagement für die 
nicht Bleibeberechtigten, das auch Hil-
fen für die Reintegration der Rückkeh-
rer vorsieht, Informationskampagnen, 
die die Risiken irregulärer Migration 
aufzeigen und die Möglichkeiten einer 
legalen Zuwanderung nach Europa 
deutlich machen.

Der Zusammenhang zwischen 
Fluchtmigration, Entwicklung und 
Arbeitsmigration

Schon 2005 hat die EU eine Strategie, 
den Gesamtansatz Migration und Mo-
bilität (GAMM), auf den Weg gebracht 
und diesen in einem Evaluierungsbe-
richt 2011 bekräftigt und ausgebaut. Die 
Säulen sind die effektive Gestaltung der 
legalen Migration, die wirksame Präven-
tion und Bekämpfung der illegalen Mi
gration und die Förderung der Synergi-
en zwischen Migration und Entwick-
lung. 2011 wurde auch das Ziel des 
Flüchtlingsschutzes hinzugefügt. Der 
erweiterte Gesamtansatz bezweckt ein 
umfassendes Migrationsmanagement 
auf der Basis einer verstärkten Partner-
schaft mit Herkunfts- und Transitstaa-
ten. Wichtige Instrumente sind dabei 
Mobilitätspartnerschaften. Solche Mo-
bilitätspartnerschaften gibt es u. a. be-
reits mit der Republik Moldau und Ge-
orgien, aber auch im Mittelmeerraum 
mit Marokko und Tunesien. In diesem 
Rahmen können Maßnahmen der Ar-
beitsmigration, Visumserleichterungen 
und Rückkehrfragen behandelt werden.

Im Bereich der Rückkehr verfügt 
Deutschland neben den Rückführungen 
und den Programmen zur Förderung 
der freiwilligen Rückkehr auch über Er-
fahrung mit erfolgreichen Reintegrati-
onsprogrammen, z. B. in Georgien und 
Armenien. Ein besonders gelungenes 
Beispiel ist das Projekt URA 2 (Ura heißt 
auf Albanisch „Brücke“) im Kosovo, das 
seit 2009 als Projekt des Bundes mit in-
teressierten Bundesländern die Reinte
gration von freiwilligen, aber auch 
zwangsweisen Rückkehrern aus 
Deutschland unterstützt. Seit über ei-
nem Jahr nutzt auch Frankreich die 
Strukturen des Projekts. Bereits bei der 
Rückkehrberatung in Deutschland wer-

den diejenigen, die kein Bleiberecht in 
Deutschland erhalten können, auf Mög-
lichkeiten der Reintegrationsförderung 
im Heimatland hingewiesen. Auch bei 
der Ankunft im Heimatland werden die 
Rückkehrer in einigen Ländern in ei-
gens eingerichteten Büros beraten und 
bei der Wohnungs- und Arbeitssuche 
unterstützt. In einigen Programmen gibt 
es sogar finanzielle Hilfe bei Existenz-
gründungen.

Damit diejenigen, die aus Perspek-
tivlosigkeit den Weg des Asyls beschrei-
ten, ohne Schutzgründe zu haben, ande-
rerseits aber auf Grund ihrer Qualifika-

tion auch mit einem Arbeitsvisum nach 
Deutschland kommen könnten, ihr 
Geld nicht an Schleuser geben, ist mehr 
Information über legale Wege der Zu-
wanderung nötig. Auch dies ist ein Bei-
trag, um Schleusern die Grundlage zu 
nehmen und somit eine Präventions-
maßnahme gegen illegale Migration. 
Durch das Wissen um legale Wege der 
Erwerbszuwanderung können viele 
Menschen in den Herkunftsländern da-
von abgehalten werden, die teure und 
gefährliche Reise mit Schleuserhilfe 
nach Europa anzutreten. 

Immer wieder wird vorgetragen, Eu-
ropa brauche ja Zuwanderung und un-
ter den Flüchtlingen seien genug qualifi-
zierte und hochqualifizierte Fachkräfte. 
Für diese gibt es bereits legale Wege der 
Zuwanderung. Auch die EU-Kommissi-
on hat wiederholt auf den Fachkräftebe-
darf hingewiesen. Gerade für Hochqua-
lifizierte hat die EU schon privilegierte 

im fokus

Der Zugang für Fachkräfte und 
Hochqualifizierte wurde wesentlich
VERBESSERT.

Das MIGRATIONSMANAGEMENT besteht
aus der effektiven Gestaltung der
legalen, wirksamen Prävention 
und der Bekämpfung der illegalen 
Migration.
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Zugangswege eröffnet, so z. B. über die 
Forscher-Richtlinie von 2007 und die 
Hochqualifizierten-Richtlinie von 2009. 

In Deutschland wurden große An-
strengungen unternommen, die Attrak-
tivität für ausländische Hochqualifizier-
te und Fachkräfte zu steigern. Auch die 
OECD hat dies positiv hervorgehoben, 
allerdings wurde auch festgestellt, dass 
viele der Regelungen für neue Zugangs-
wege zu wenig bekannt sind. Mit dem 
Richtlinienumsetzungsgesetz 2007 
wurden Erleichterungen für den Zuzug 
von Selbständigen und Forschern einge-
führt. Im Arbeitsmigrationssteuerungs-
gesetz 2009 wurde für bestimmte Grup-
pen auf die sogenannte Vorrangprü-
fung, nach der ein Drittausländer nur 
dann ein Visum bekommt, wenn sich 
für den Arbeitsplatz kein Deutscher 
oder EU-Ausländer findet, verzichtet. 
Mit dem Gesetz zur Verbesserung der 
Feststellung und Anerkennung im Aus-
land erworbener Berufsqualifikationen 

(sog. Anerkennungsgesetz) vom April 
2012 wurde erstmalig ein allgemeiner 
Rechtsanspruch auf Überprüfung der 
Gleichwertigkeit eines ausländischen 
Berufsabschlusses geschaffen und die 
Feststellung von im Ausland erworbe-
nen Qualifikationen erleichtert. Schließ-

lich wurde mit dem Gesetz zur Umset-
zung der Hochqualifiziertenrichtlinie 
vom August 2012 die sog. Blaue Karte 
EU eingeführt, mit der Drittstaatsange-
hörige mit akademischen Abschluss, die 
ein konkretes Arbeitsplatzangebot vor-
weisen, bereits nach 21 Monaten ein 
permanentes Aufenthaltsrecht bekom-
men können. Ebenfalls durch dieses Ge-
setz wurden weitere Verbesserungen ins 
Aufenthaltsgesetz aufgenommen, z. B. 
die Verlängerung der Zeit zur Arbeits-
platzsuche für Absolventen deutscher 
Hochschulen, um Migranten, die an 
deutschen Hochschulen ausgebildet 
wurden, hier zu halten. Außerdem wur-
de ein eigener Aufenthaltstitel zur Ar-
beitsplatzsuche für Hochqualifizierte 
geschaffen. Bislang war die Aufenthalts-
erlaubnis immer an einen Arbeitsplatz 
bzw. ein Arbeitsplatzangebot gekoppelt. 
Seit 2013 können zudem Fachkräfte, die 
im Ausland eine Berufsausbildung mit 
mindestens zweijähriger Ausbildungs-
dauer abgeschlossen haben, bei festge-
stellter Gleichwertigkeit der Berufsaus-
bildung unter bestimmten Bedingungen 
Zugang zum Arbeitsmarkt bei Engpass-
berufen erhalten.

Wie gezeigt gibt es viele legale Mög-
lichkeiten, als Fachkraft hierher zu kom-
men. Im Zusammenhang mit der Zu-
wanderung von Fachkräften wird jedoch 
auch die Frage diskutiert, ob den Her-
kunftsländern dadurch Talente entzogen 
werden (braindrain). Andererseits unter-
stützen die im Ausland Tätigen ihre Fa-
milien in der Heimat mit nicht zu unter-
schätzenden Summen an Rücküberwei-
sungen, sog. Remittances. In manchen 
Staaten spielen diese Rücküberweisun-
gen eine erhebliche Rolle beim Bruttoin-
landsprodukt. Die Entwicklung von 
Herkunfts- und Transitländern ist des-
halb ein wesentlicher Faktor nicht nur 

bei der Bekämpfung des Schleuserwe-
sens, sondern auch bei einer erfolgrei-
chen Steuerung der Migration. Wir müs-
sen vor allem die Strukturen in den Her-
kunfts- und Transitländern verbessern 
und stabilisieren, damit sich nicht so 
viele Menschen auf den Weg machen 
und auch jene von europäischen Maß-
nahmen profitieren, die sich nicht auf 
den Weg machen können oder wollen. 

Ausblick
Europäische Migrationssteuerung muss 
auf zwei Gebieten aktiv sein, nämlich auf 
dem Gebiet der Implementierung einer 
effektiven Schleuserbekämpfungs-, Asyl- 
und Flüchtlingsschutzpolitik und auf 
dem Gebiet der Fortentwicklung der le-
galen Migration. Und es muss die beiden 
Gebiete dort verbinden, wo Mixed Mi
gration in Rede steht, wo sich also 
Fluchtmigration und die Migration in 
der Hoffnung auf eine bessere Zukunft 
berühren. Daher bedarf es, wie auch In-
nenminister de Maizière anlässlich des 
Treffens der EU-Außen- und -Innenmi-
nister in Rom im November 2014 darge-
legt hat, einer zwischen Innen-, Außen- 
und Entwicklungspolitik abgestimmten, 
verzahnten und vernetzten gemeinsa-
men Strategie zur europäischen Migrati-
onssteuerung. Dabei muss die europäi-
sche Migrationssteuerung neben der Be-
kämpfung der Schleuserkriminalität und 
der Schaffung eines Systems europäi-
scher Solidarität vor allem Antworten 
finden auf die Frage: Wie können wir 
neben den bewährten Instrumenten des 
Flüchtlingsschutzes wie Asyl und Re-
settlement und der legalen Zuwande-
rung (z. B. Blaue Karte EU, Fachkräfte-
zuwanderung) Instrumente entwickeln, 
die verhindern, dass sich viele, die eine 
bessere Zukunft suchen, mit Hilfe von 
Schleusern auf den Weg nach Europa 

machen. Viel ist bereits auf den Weg ge-
bracht worden. Weitere Schritte werden 
folgen.  ///

/// Dr. Michael Griesbeck 
ist Vizepräsident des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge, Nürnberg.

Eine ERFOLGREICHE Migrations-
steuerung muss verbesserte 
Strukturen zum Verbleib in den 
Herkunfts- und Transitländern 
schaffen.
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Einführung
Krieg, Flucht, Vertreibung und die Su-
che nach Sicherheit und neuer Heimat 
ist ein „Menschheitsthema“. Migration 
erfolgt hier als Suche nach Aufenthalt in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union unter humanitären Aspekten. 
Menschen fliehen vor bedrückenden Si-
tuationen in ihren Herkunftsländern 
und suchen Schutz bei uns. Sie brau-
chen Unterkunft, Verpflegung, medizi-

/// Eine politische Querschnittsaufgabe

nische Betreuung, soziale Beratung so-
wie schulische und / oder berufliche 
Bildung. Spätestens dann, wenn sie auf 
Dauer in Bayern und Deutschland blei-
ben, geht es auch um Arbeitsmöglich-
keiten und letztlich um alle politischen 
Teilbereiche wie für alle Menschen in 
unserem Land. Wir haben es also von 
Anfang an mit einer politischen Quer-
schnittsaufgabe zu tun, die die ver-
schiedensten „Politikbereiche“ berührt: 
Es geht um klassische Innen- und Asyl-
sozialpolitik, es geht aber auch um Inte-
grations-, Bildungs-, Sozial- und Ar-
beitspolitik, um nur einige Beispiele zu 
nennen.

Wir haben es darüber hinaus auch 
mit einer Querschnittsaufgabe auf den 
verschiedensten politischen Ebenen zu 
tun, nämlich der kommunalen, der Län-

MIGRATION IN BAYERN

MARKUS GRUBER /// Bürgerkrieg, politische Unterdrückung und Hoffnungslosigkeit – 
dies sind Gründe, warum Menschen weltweit fliehen und die Gefahren der Flucht auf 
sich nehmen. Sie suchen Schutz und immer mehr Asylbewerber, Erwachsene wie Kin-
der und Jugendliche, kommen nach Deutschland. Dieser Themenbereich berührt auch 
die Menschen in Deutschland und Bayern und die Anteilnahme ist konkret sichtbar, 
sei es in Form von Geld- oder Sachspenden oder ehrenamtlichem Engagement.

Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen ist in Deutschland Ländersache. Der Freistaat Bayern 
unterstützt dabei seine Kommunen im Asylbereich finanziell weit stärker als viele andere Länder.

derebene, der des Bundes und der EU. 
Die Voraussetzungen für einen Verbleib 
sind auf den verschiedenen Ebenen 
rechtlich geregelt.

Kommunale Ebene
Die erste und unmittelbare politische  
Herausforderung besteht auf der kommu-
nalen Ebene. Hier wird „gelebt“, hier wer-
den zuallererst Probleme sichtbar, Her-
ausforderungen deutlich und Erwartun-
gen an politisches Handeln formuliert. 
Die Kommunen in Bayern sind bereits 
jetzt in hohem Maß gefordert und stellen 
sich in ganz Bayern mit großem Engage-
ment ihrer Verpflichtung. Der Schwer-
punkt ihrer Arbeit liegt in der Phase nach 
der Erstaufnahme von Asylbewerbern. 
Dabei geht es bis zum Abschluss des Asyl-
verfahrens vor allem um Unterkunft und 
Versorgung, medizinische und schulische 
Betreuung oder auch Betreuung im Rah-

men der Jugendhilfe. Für die Menschen, 
die länger oder auf Dauer in Deutschland 
bleiben, geht es dann auch darum, die 
richtigen Voraussetzungen für die weitere 
Integration zu schaffen.

Länderebene
Die Länder sind in Deutschland feder-
führend verantwortlich für die Organi-
sation der Aufnahme und Betreuung 
von Asylbewerbern. So organisieren sie 
beispielsweise den gesamten Bereich der 
so genannten Erstaufnahme. Erstauf-
nahme bedeutet eine erste medizinische 
Untersuchung von Asylsuchenden, die 
Registrierung ihrer persönlichen Daten 
und die Stellung eines Asylantrags beim 
dafür zuständigen Bundesamt für Mi
gration und Flüchtlinge. Die Länder or-
ganisieren darüber hinaus die rechtli-
chen wie tatsächlichen Rahmenbedin-
gungen für die Unterbringung und Ver-

Das Thema Migration betrifft die 
VERSCHIEDENSTEN Aufgabenbereiche.
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sorgung über die Phase der Erstaufnah-
me hinaus. In Bayern findet gerade hier 
eine enge Zusammenarbeit mit den 
Kommunen statt. Dies gilt für organisa-
torische Fragen, aber auch in finanziel-
ler Hinsicht. Der Freistaat Bayern unter-

stützt seine Kommunen im Asylbereich 
finanziell weit stärker als dies viele an-
dere Länder tun. Er erstattet z. B. den 
Kommunen im Zusammenhang mit der 
Unterbringung und Versorgung von 
Asylsuchenden alle entstehenden Kos-
ten. In anderen Bundesländern erhalten 
die Kommunen nur Pauschalen, die 
überwiegend als zu niedrig angesehen 
werden.

Bundesebene
Bislang liegen die Aufgaben der Unter-
bringung und Versorgung von Asylsu-
chenden in Deutschland vor allem bei 
den Ländern und Kommunen. Dies 
kann so aber nicht bleiben. Wir haben 
es auch mit einer Herausforderung und 
Verantwortung der Nationalstaaten und 
der Europäischen Union als Ganzes zu 
tun. Für Deutschland heißt dies: Auch 
der Bund ist gefordert, sich finanziell 
stärker einzubringen. Die Ergebnisse 
der aktuellen Verhandlungen von Bund 
und Ländern zeigen, dass die Bundes-
ebene diese Verantwortung auch ange-
nommen hat.

Gesamteuropäische Aufgabe
Migration und Asyl sind aber auch eine 
gesamteuropäische Herausforderung. 
Angesichts der Zahl der Asylsuchenden 

und der Herkunftssituation zahlreicher 
Länder und Regionen ist hier Europa als 
Ganzes, also alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, gefordert. Des-
halb ist diese Herausforderung auch auf 
möglichst alle Schultern zu verteilen 
und so sollten alle EU-Mitgliedstaaten 
Asylsuchende aufnehmen.

Nach dem so genannten Dublin-Ver-
fahren ist in der EU der Mitgliedstaat, in 
dem ein Flüchtling erstmals europäi-
schen Boden betritt, für das Asylverfah-
ren verantwortlich. Das bestehende Sys-

tem nach dem Dublin-Prinzip funktio-
niert aber nicht mehr, weil sich einige 
EU-Mitgliedstaaten nicht an die europa-
weit verbindlichen Regeln halten. Sol-
che Regelverstöße sind nicht akzepta-
bel. Alle Mitgliedstaaten der EU müssen 
ihre Verantwortung übernehmen und 
geltendes Recht konsequent anwenden. 
Nur mit einem einheitlichen und koor-
dinierten Vorgehen im Asylbereich kön-
nen wir die Herausforderung bewälti-
gen. Dazu brauchen wir auch eine ge-
rechte Verteilung von Flüchtlingen in 
Europa.

Weiter muss die EU sich viel stärker 
als bisher für eine Verbesserung der Si-
tuation in den Herkunftsländern ein-
setzen. Sie muss zielgerichtet bei den 
Fluchtursachen ansetzen. Dazu müs-
sen auch die Prioritäten der Außen- 

und Entwicklungshilfepolitik der EU 
weiter entwickelt werden. So schwierig 
es auch sein mag, es muss gelingen, 
mehr als noch bisher zu einer Stabili-
sierung und guten Entwicklung in an-
deren Teilen der Welt beizutragen. Si-
tuationen, wie wir sie derzeit im Irak 
und in Syrien erleben, müssen verhin-
dert werden. Ein europäischer oder gar 
nationaler Einfluss wird hier nur sehr 
beschränkt möglich sein, die vorhan-
denen Möglichkeiten müssen jedoch 
mit Weitblick und Ausdauer genutzt 
werden.

Ausblick
Wir erleben in unserem Land ein hohes 
Maß an Hilfsbereitschaft, Engagement 
und Solidarität. Die Menschen haben 
aber auch Sorgen und Fragen. Von den 
jetzt bereits angekommenen Asylsu-
chenden werden viele lange Zeit blei-
ben. Wie verändert sich dadurch unser 
Land? Die Krisengebiete in der Welt 
werden mehr, die Krisensituationen 
dauern immer länger. Wohin soll das 
führen? Was wird getan, wenn in den 
nächsten Jahren immer mehr Men-
schen nach Europa wollen? Nicht We-
nige haben beide „Pole“ in sich. Einer-
seits sind sie hilfsbereit und engagieren 
sich, andererseits haben sie aber auch 
Bedenken und Ängste. Was bedeutet 
das für unser politisches und staatli-
ches Handeln? 

An erster Stelle stehen die klaren ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben, allen vo-
ran der Grundsatz der Menschenwürde. 

Dies heißt sehr knapp gesagt: Alle Men-
schen, aus welchen Gründen auch im-
mer sie nach Deutschland kommen, ha-
ben Anspruch auf Schutz und Versor-
gung. Allen Versuchen, diesen klaren 
Anforderungen zu wider zu handeln, 
muss mit Entschiedenheit entgegenge-
treten werden. 

Über diesen Bereich hinaus müssen 
wir die Sorgen und Fragen der Bevölke-
rung wahrnehmen. Die Aufnahme der 
Asylsuchenden, die nach Deutschland 
kommen, und die Integration derer, die 
dauerhaft bleiben, können nur gelingen, 
wenn eine große Mehrheit der Men-
schen in unserem Land diese Aufgaben 
auch als die ihren sieht. Dies funktio-
niert nur, wenn die Sorgen und Befürch-
tungen der Menschen ernst genommen 
werden. Das bedeutet, sich der Heraus-
forderung von Überzeugungs- und Ar-
gumentationsarbeit zu stellen. Der Un-
terschied zu rein populistischen Grup-
pierungen zeigt sich darin, dass verant-
wortliche Politik, verantwortliches 
staatliches Handeln Sorgen ernst 
nimmt, aber darauf keine unzulässig 
vereinfachenden Antworten gibt. Auch 
unangenehme Realitäten und komplexe 
Situationen müssen in ihrer Gesamtheit 
beachtet werden.

Entscheidend bei dieser großen Her-
ausforderung für Europa, Deutschland 
und Bayern wird es sein, die Balance zu 
halten. Wir müssen deutlich machen, 
dass alle Menschen, die zu uns kom-
men, Anspruch auf Schutz und Versor-
gung haben. Wir müssen aber auch 
durch konsequentes Handeln zeigen, 
dass dauerhaft nur die bleiben können, 
denen unser geltendes Recht diese Mög-
lichkeit einräumt. Und die Situation in 
den Herkunftsländern muss noch viel 
stärker in den Blick genommen werden 
als bisher.

Migration und Asyl sind nur im 
GESAMTEUROPÄISCHEN Zusammen-
spiel zu bewältigen.

Der Anspruch auf Asyl muss gewähr-
leistet sein, die Umsetzung aber auch 
VERANTWORTLICH gehandhabt werden.

Die Organisation von Aufnahme und 
Betreuung der Asylbewerber liegt in 
Deutschland auf LÄNDEREBENE.
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Bei der Überzeugungs- und Argu-
mentationsarbeit sind nicht nur Politik 
und Staat gefordert, sondern hier liegt 
auch eine große Verantwortung bei al-
len gesellschaftlichen Gruppen und Or-
ganisationen.  ///

/// �DR. MARKUS GRUBER
ist Ministerialdirektor im Bayerischen 
Staatsministerium für Arbeit und Sozia-
les, Familie und Integration, Schaltstel-
le für Asyl, Integration und Zuwande-
rung, München.

Einführung
In Deutschland zählen 90 % der Fläche 
zum ländlichen Raum. Mehr als die 
Hälfte der Menschen leben hier. Doch 
das „Land“ gibt es nicht. Es gibt viele, 
höchst unterschiedliche ländliche Regi-
onen. Jede Region hat ihre eigene Identi-
tät und Dynamik. Die ländlichen Räu-
me in Vorpommern, Oberbayern oder 
Westfalen sind so unterschiedlich wie 
die Städte Hamburg, München oder 
Dortmund. Doch trotz ihrer Unter-
schiedlichkeit müssen wir die ländli-
chen Räume in ihrer Gesamtheit be-
trachten – ohne die verklärende Sicht 
der Romantiker, sondern nüchternen 
Blickes. Dies betrifft sowohl ihre wirt-
schaftliche als auch ihre soziale und 
ökologische Entwicklung. Die Stärkung 

/// Landlust oder Landfrust?

der Wettbewerbsfähigkeit der Land- 
und Ernährungswirtschaft ist ebenso 
wichtig für die ländliche Entwicklung 
wie prosperierende Betriebe des Ernäh-
rungshandwerks, der Verarbeitung und 
des Handels sowie andere klein- und 
mittelständische Unternehmen. Zum 
Gesamtbild gehören auch die Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Menschen, 
die in den ländlichen Räumen wohnen. 
Hier gewinnt die Sicherung der Grund-
versorgung insbesondere unter den Be-
dingungen des demographischen Wan-
dels zunehmende Bedeutung. Denn der 
demographische Wandel und damit ein-
hergehend ein Wegzug junger Men-
schen trifft viele ländliche Regionen 
hart. Wir können schon heute feststel-
len, dass je größer die Entfernung zu 

LEBEN UND ARBEITEN IN 
LÄNDLICHEN REGIONEN

CHRISTIAN SCHMIDT /// Das Bild vom Land, das viele Städter in sich tragen und  
das durch auflagenstarke Magazine wie „Landlust“, „LandLeben“ oder „Liebes Land“ 
noch verstärkt wird, ist eine Geburt der deutschen Romantik. Als Gegenstück zur In-
dustrialisierung, den gesellschaftlichen Umbrüchen und zum ungezügelten Wachsen 
der Städte schufen die Romantiker in Liedern, Gedichten und Bildern eine Gegenwelt 
– das mystisch überhöhte Leben auf dem Land und in der Natur. Dieses Bild prägt 
heute noch vielfach unsere Vorstellungen und Sehnsüchte von einem Leben auf dem 
Land. Und es lässt sich damit erfolgreich Marketing betreiben. Doch hat es damals 
wie heute wenig mit der Realität zu tun. 

Analysen
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Großstädten ist, der Bevölkerungsrück-
gang umso stärker ausfällt. Zwar be-
schreibt die Kategorie „ländlich“ kein 
generelles demographisches Problem-
feld, aber die Folgen von Schrumpfungs- 
und Alterungsprozessen wirken in länd-
lichen Regionen viel unmittelbarer. Wir 
müssen daher jetzt die Weichen stellen, 
damit keine „Spirale nach unten“ aus 
Einwohnerschwund und Niedergang 

Das Bundesprogramm „Ländliche Entwicklung“ soll innovative Ansätze erproben und das Image 
ländlicher Regionen als attraktive Lebensräume fördern.

der öffentlichen Infrastruktur auf dem 
Land entsteht. 

Die Regierungsparteien haben sich 
daher im Koalitionsvertrag darauf geei-
nigt, innerhalb der Bundesregierung ei-
nen Schwerpunkt für ländliche Räume, 
Demographie und Daseinsvorsorge zu 
bilden. Ich will Fürsprecher der ländli-
chen Räume auf Bundesebene sein und 
habe es mir zur Aufgabe gemacht, mich 
auch für die ressortübergreifenden The-
men zur Entwicklung des ländlichen 
Raumes zu engagieren. Das beginnt bei 
der medizinischen Versorgung und hört 
bei einer besseren Netzanbindung für 
ländliche Regionen nicht auf. Das Ziel 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse in Stadt und Land steht dabei im 
Vordergrund. An diesem politischen 

Ziel wird es keine Abstriche geben. Aber 
wir müssen neue Wege finden, wie wir 
dieses Ziel bei rückläufiger Bevölkerung 
und damit einhergehend geringer wer-
denden finanziellen Mitteln der Kom-
munen erreichen. 

Der ländliche Raum kann hier Mo-
dell für ganz Deutschland werden. Denn 
auf die Auswirkungen des demographi-
schen Wandels, wie wir sie schon seit ei-
niger Zeit in nicht wenigen ländlichen 
Regionen beobachten können, werden 
auch die Großstädte und Ballungszent-
ren passgenaue Antworten finden müs-
sen. Wir haben jetzt die Chance, Lösun-
gen für unser ganzes Land zu finden, wie 
trotz sinkender Bevölkerungszahlen die 
Daseinsvorsorge aufrechterhalten und 
das Miteinander in der Gesellschaft wei-
ter wachsen kann. Die ländlichen Regio-
nen können hier zu Pionieren für Wachs-
tum und Nachhaltigkeit im demographi-
schen Wandel werden. Deshalb habe ich 
die Initiative ergriffen, um neue Perspek-
tiven für den ländlichen Raum zu schaf-
fen. Mit meiner Initiative arbeiten wir an 
unterschiedlichen Stellen aktiv auf ein 
gemeinsamen Ziel hin: Gut leben und 
arbeiten in ländlichen Regionen – und 
das heute wie in Zukunft. 

Bundesprogramm Ländliche  
Entwicklung

Kern meiner Initiative ist das neue 
Bundesprogramm „Ländliche Ent-
wicklung“, mit dem das Bundesminis-
terium für Ernährung und Landwirt-
schaft innovative Ansätze in der ländli-
chen Entwicklung fördern und erpro-
ben will. Es soll dazu beitragen, durch 
Unterstützung innovativer Vorhaben 
und Projekte, deren Erkenntnisse dann 
bundesweit genutzt werden können, 
ländliche Regionen als attraktive Le-
bensräume zu erhalten. Das Bundes-

programm kombiniert neue Aktivitä-
ten mit bereits laufenden Maßnahmen 
und gibt ihnen so einen gemeinsamen 
Rahmen. 

In Modell- und Demonstrationsvor-
haben sollen zum Beispiel ländliche 
Entwicklungsmaßnahmen erprobt, Ini-
tiativen in ländlichen Regionen unter-
stützt und gute Beispiele öffentlich ge-

macht werden. Das fängt bei innovati-
ven Lösungen im Bereich der Basis-
dienstleistungen wie Post und Banken 
an, geht über gute Praxisbeispiele der 
sozialen Dorfgestaltung bis hin zum 
Aufbau von regionalen Netzwerken für 
kleine und mittlere Unternehmen. Im 
Fokus stehen damit nichtlandwirt-
schaftlich ausgerichtete Vorhaben und 
Aktivitäten, die bislang nicht über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutz 
(GAK)“ gefördert werden können. Die 
Modell- und Demonstrationsvorhaben 
sollen neue Erkenntnisse für die Politik-
gestaltung meines Ministeriums bei der 
Unterstützung strukturschwacher länd-
licher Regionen liefern.

Ein weiterer Bestandteil des Bundes-
programms ist das Modellvorhaben 
„Land(auf)Schwung“. Das Projekt rich-
tet sich an engagierte Menschen vor Ort, 
die selbst über innovative Ideen und de-
ren Umsetzung auf der Grundlage eines 
Regionalbudgets entscheiden. Die Idee 
dahinter ist: Ländliche Regionen kön-
nen ihre Stärken selbst entwickeln und 
sich strukturell anpassen – wenn sich 
Menschen mit Unternehmergeist, Krea-

Der Blick auf den ländlichen Raum 
darf nicht VERKLÄRT werden.

Mit dem Bundesprogramm „Ländliche 
Entwicklung“ sollen STRUKTURSCHWACHE 
Regionen gefördert werden.
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tivität und Leidenschaft für ihre ländli-
che Heimat engagieren.

Wie groß das Potenzial bei den Ak-
teuren vor Ort ist, zeigen auch die 
Wettbewerbe, die das Bundesministe-
rium für Ernährung und Landwirt-
schaft gemeinsam mit weiteren Ein-

richtungen durchführt. Die Wettbe-
werbe „Unser Dorf hat Zukunft“ und 
„Kerniges Dorf! Ortsgestaltung durch 
Innenentwicklung“ sind gute Beispiele, 
wie aktiv und vielseitig das Leben in 
ländlichen Regionen ist. Sie geben Ant-
wort auf das Problem der Leerstände in 
der Dorfmitte oder zeigen eine kreative 
Lösung, um soziales Miteinander mög-
lich zu machen. Auch sie werden als 
Teil des Bundesprogramms einbezo-
gen, um gute Beispiele ländlicher Ent-
wicklungsprojekte zu honorieren und 
sie einer breiteren Öffentlichkeit be-
kannt zu machen.

Zudem soll eine Forschungsplatt-
form „ZukunftLand“ (Arbeitstitel) mit 
Wissen und Projektergebnissen aus dem 
deutschsprachigen Raum mit Relevanz 
für ländliche Räume aufgebaut werden, 
wobei wichtige Erkenntnisse für die Ak-
teure der ländlichen Entwicklung auf-
bereitet werden sollen. Flankierende 
Kommunikationsmaßnahmen werden 
zeigen, dass ländliche Räume Orte sind, 
an denen sich engagierte Menschen He-
rausforderungen aktiv stellen und 
Wandlungsprozesse ideenreich gestal-
ten. Denn dieses Bild muss in der Öf-
fentlichkeit stärker wahrgenommen 
werden. 

GAK
Das Bundesprogramm „Ländliche Ent-
wicklung“ begleitet auch die Neuaus-
richtung der „Gemeinschaftsaufgabe 
Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes (GAK)“ zu einer 
„Gemeinschaftsaufgabe ländliche Ent-
wicklung“. Neben den europäischen 
Mitteln, die im Finanzplanungszeit-
raum von 2014 bis 2020 in Höhe von 
insgesamt 9,44 Milliarden für die ländli-
che Entwicklung zur Verfügung stehen, 
ist die GAK der Kern der Förderung der 
ländlichen Entwicklung des Ministeri-
ums. Und die ist 2015 – wie in den Jah-
ren zuvor – mit 600 Millionen Euro 
Bundesmitteln ausgestattet. Zusammen 
mit den Ländermitteln in Höhe von 400 
Millionen Euro betragen die Gesamt-
mittel der GAK eine Milliarde Euro pro 
Jahr. Die GAK war in ihrer bisherigen 
Form sehr erfolgreich. Ziel war und ist 
die Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes. Hier haben wir 
große Fortschritte erreicht, wie sich an 
der internationalen Wettbewerbsfähig-

keit der deutschen Landwirtschaft able-
sen lässt. Aber die Entwicklung der letz-
ten Jahre hat gezeigt, dass die gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Be-
dürfnisse der ländlichen Regionen mehr 
und mehr über den Gestaltungsraum 
der jetzigen GAK hinausgehen. Deshalb 
soll die GAK neu ausgerichtet und zu ei-

nem echten Förderinstrument für die 
ländliche Entwicklung weiterentwickelt 
werden. So öffnen wir Türen, indem wir 
neue Gestaltungsspielräume für die 
Kreativität vor Ort schaffen. Existenz-
gründungen und Basisdienstleistungen 
für die ländliche Bevölkerung können 
dann durch die neue Gemeinschaftsauf-
gabe für die ländliche Entwicklung un-
terstützt werden. 

Allerdings erfordert eine Weiterent-
wicklung der GAK zu einer echten „Ge-
meinschaftsaufgabe Ländliche Entwick-
lung“ eine Änderung des Artikels 91 a des 
Grundgesetzes und ein neues Gemein-
schaftsaufgaben-Gesetz. Erste Schritte 
zur Änderung des Grundgesetzes habe 
ich bereits unternommen. Dies alles zu 
erreichen, wird nicht einfach sein. Aber 
das Projekt ist jede Anstrengung wert. 

Fazit
Die besten Ideen nützen nichts, wenn 
sie an der Lebenswirklichkeit der Men-
schen im ländlichen Raum vorbeigehen. 
Deshalb möchte ich 2015 in einem bun-
desweiten Dialogprozess mit den Men-
schen vor Ort darüber sprechen, was 
ihnen persönlich wichtig ist, um auch in 
Zukunft gut und gerne auf dem Land 
leben zu können. Ich erhoffe mir davon 
wertvolle Impulse für die künftige Poli-
tikgestaltung für den ländlichen Raum. 

Auch wenn das Leben auf dem Land 
wenig mit den Bildern der deutschen 
Romantiker zu tun hat: Das Leben in 
ländlichen Regionen ist attraktiv. Die 
Lebensqualität auf dem Land ist hoch, 
die Zufriedenheit der Menschen höher 
als in der Stadt und die Identifikation  
– das Bekenntnis zur Heimat – ausge-
prägter. Ich will ressortübergreifend 
und vor allem mit den Menschen vor 
Ort daran arbeiten, dass dies auch in 
Zukunft so bleibt. Der ländliche Raum 

Die bisherige GAK soll zu einem echten 
Förderinstrument der ländlichen Entwick-
lung WEITERENTWICKELT werden.

Die Lebensqualität und Heimatver-
bundenheit auf dem Land ist hoch.

kann hier zum Motor für Innovationen 
werden, die wir als Gesellschaft des lan-
gen Lebens an jedem Ort in unserem 
Land brauchen werden.  ///

/// �CHRISTIAN SCHMIDT MDB
ist Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft, Berlin.
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Die Idee der Weltwirtschaftsgipfel
Anfang der 1970er-Jahre veränderte 
sich die Weltwirtschaft grundlegend. 
Das seit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges bestehende System von Bretton 
Woods, das feste Wechselkurse zwi-
schen den wichtigsten Weltwährungen 
garantierte, brach 1973 zusammen. Zu-
dem wurde in Folge des Yom-Kippur-
Krieges zwischen Israel und seinen ara-
bischen Nachbarstaaten im Herbst 1973 
die erste Ölkrise ausgelöst, in deren Ver-
lauf die Länder der Organisation erdöl-
exportierender Staaten (OPEC) den Öl-
preis von 3 Dollar auf zunächst 5 und 
dann 12 Dollar pro Barrel (159 Liter) 
innerhalb kürzester Zeit in die Höhe 
trieben.

Vor dem Hintergrund dieser globa-
len Krisen entwickelten der französische 
Präsident Valery Giscard d‘Estaing und 
der deutsche Bundeskanzler Helmut 
Schmidt die Idee, auf die zunehmenden 
globalen Wirtschaftsprobleme u. a. mit 

/// Linksextremistische Proteste

einem jährlichen Weltwirtschaftsgipfel 
zu reagieren, um so zu einem regelmäßi-
gen Gedankenaustausch über die Welt-
wirtschaftslage mit den führenden 
Wirtschaftsnationen zu gelangen. Im 
Rahmen eines Kamingesprächs trafen 
sich so vom 15. bis 17. November 1975 
auf Schloss Rambouillet bei Paris erst-
malig die Staats- und Regierungschefs 
aus Deutschland, Frankreich, Italien, 
Japan, Großbritannien und den USA in 
diesem Rahmen. Mit der Aufnahme von 
Kanada im Jahre 1976 wurde aus der 
Gruppe der Sechs (G6) die Gruppe der 

DER G7-GIPFEL IN SCHLOSS ELMAU 

UDO BARON /// Von Anfang an bildete sich eine Protestbewegung gegen die alljährli-
chen Treffen der führenden Wirtschaftsnationen. Maßgeblich darin eingebunden sind 
auch Linksextremisten. Auch bei der Vorbereitung der Proteste gegen den G7-Gipfel 
auf Schloss Elmau 2015 gehören sie zu den führenden Protagonisten der Gegen- 
proteste. Das Beispiel der Linksautonomen gegen den G7-Gipfel in Elmau soll  
den linksextremistischen Protest aufzeigen.

Beim 33. Weltwirtschaftsgipfel Anfang Juni 2007 in Heiligendamm kam es im Vorfeld bei 
anfänglich friedlich verlaufenden Protestaktionen von Globalisierungsgegnern zu gewaltsamen 
Ausschreitungen durch Autonome.
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Sieben (G7). 1977 stieß der Präsident 
der Europäischen Kommission hinzu, 
1998 wurde mit der Aufnahme Russ-
lands als Vollmitglied aus der G7 die 
Gruppe der Acht (G8). War Russland 
bislang noch von den Finanz- und Wäh-
rungsberatungen ausgeschlossen, so 
ruht seine Mitgliedschaft in der G8 seit 
der Annexion der Krim-Halbinsel im 
Frühjahr 2014.

Neben globalen wirtschafts-, ent-
wicklungs- und währungspolitischen 
Fragen werden auch ökonomisch rele-
vante Sonderthemen der globalen Politik 
wie der internationale Terrorismus oder 
die organisierte Kriminalität bespro-
chen. Die G7 bzw. G8 verstehen sich als 
ein internationales Netzwerk ohne in-

haltliche und substanzielle Vorschriften. 
So kann während der informellen jährli-
chen Treffen ungezwungen über globale 
Themen gesprochen werden.1

Weltwirtschaftsgipfel und 
Gegenproteste

Von Anfang an stießen die Weltwirt-
schaftsgipfel aber nicht nur auf Zustim-
mung. Vor allem aufgrund ihrer exklusi-
ven Zusammensetzung aus den hoch-
entwickelten Ländern der Erde und der 
Intransparenz ihrer Entscheidungsfin-
dung unter Ausschluss der Öffentlich-
keit und der Parlamente stehen sie im 
Zentrum der Kritik einer sich in den 
letzten beiden Dekaden formierenden 
Anti-Globalisierungsbewegung, bei der 

Der Weltwirtschaftsgipfel entstand
in den 1970er-Jahren als REAKTION
auf globale Wirtschaftskrisen.
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auch immer wieder Linksextremisten 
mitwirken. Inhaltlich wehren sich die 
Globalisierungsgegner gegen eine ihrer 
Meinung nach vom Neoliberalismus – 
verstanden als Synonym für Kapitalis-
mus – und Imperialismus dominierten 
Welt. Begleitet werden ihre Proteste 
auch von gewalttätigen Auseinanderset-
zungen zwischen linksautonomen 
Gruppierungen und der Polizei. Zu den 
traurigen Höhepunkten dieser Konflik-
te gehört sicherlich der Tod des italieni-
schen Demonstranten Carlo Giulani, 
der während der Proteste gegen den G8-
Gipfel 2001 in Genua beim Angriff auf 
ein Polizeifahrzeug erschossen wurde.

Unter deutschem Vorsitz fand zu-
letzt vom 6. bis zum 8. Juni 2007 im 
Grand Hotel Kempinski des mecklen-
burgischen Seebades Heiligendamm der 
33. Weltwirtschaftsgipfel statt. Gegen 
diesen Gipfel mobilisierte sich ein brei-
tes globalisierungskritisches Bündnis. 

Bereits im Vorfeld kam es im Rahmen 
einer Aktionswoche gegen den G8-Gip-
fel zu zahlreichen Protestaktionen. Ers-
ter Höhepunkt war eine internationale 
Großdemonstration am 2. Juni 2007 in 
Rostock unter dem Motto „Eine andere 
Welt ist möglich“, an der sich nach An-
gaben der Polizei etwa 30.000 Personen, 
nach Angaben des Veranstalters bis zu 

80.000 Menschen beteiligt haben sol-
len. Im Verlauf der zunächst friedlich 
verlaufenen Demonstration bildeten 
etwa 2.000 schwarz gekleidete Autono-
me einen sogenannten antiimperialisti-
schen Schwarzen Block, aus dem heraus 
Steine gegen ein Sparkassengebäude 
und ein am Wegesrand gelegenes Hotel 
geworfen wurden. Im Rostocker Stadt-
hafen eskalierte dann die Situation. Par-
kende Fahrzeuge wurden umgestürzt 
und teilweise in Brand gesetzt, Polizis-
ten mit Pflastersteinen und Molotow-
cocktails attackiert. Mehr als 400 Poli-
zisten wurden zum Teil schwer verletzt, 
mehr als 100 Randalierer festgenom-
men. Erst gegen 20.00 Uhr beruhigte 
sich die Lage wieder. 

Wie schon bei den Weltwirtschafts-
gipfeln davor und danach versuchten 
am Tag des Gipfelbeginns Demonstran-
ten, trotz eines Versammlungsverbotes 
um das Tagungsgelände, erfolglos mit 
Hilfe der Fünf-Finger-Taktik2 auf bzw. 
in die Nähe des Gipfelgeländes zu gelan-
gen und die Zufahrtswege zu blockie-
ren. Organisiert wurden die Gegenpro-
teste von einem breiten zivilgesellschaft-
lichen Bündnis, dem globalisierungskri-
tische Bewegungen von Attac bis hin zu 
„Gerechtigkeit jetzt!“, einem Aktions-
bündnis von 42 Nichtregierungs-Orga-
nisationen aus den Bereichen Kirche, 
Entwicklung, Umwelt und Arbeitneh-
mer, angehörten. Neben diesen nichtex-
tremistischen Organisationen beteilig-
ten sich aber auch linksextremistische 
Gruppierungen an den Protesten, allen 
voran das Bündnis Interventionistische 
Linke (IL) und in ihr organisierte Grup-
pierungen wie Avanti-Projekt undogma-
tische Linke oder die Antifaschistische 
Linke Berlin (ALB). Die IL organisierte 
u. a. unter dem Motto „Make capitalism 
history“ den sogenannten Schwarzen 

Block auf der Großdemonstration von 
Rostock und zeichnete im Rahmen der 
Kampagne „Block G8“ auch für die Blo-
ckadeaktionen gegen den Gipfel verant-
wortlich. Ihnen kommt es dabei immer 
auch auf die Vermittelbarkeit ihres Han-
delns an. Entsprechende Treffen der 
„Repräsentanten des kapitalistischen 
Systems“ dienen daher auch der besse-
ren Vermittelbarkeit ihres (gewaltsa-
men) Protestes in der Öffentlichkeit und 
somit einer temporären, anlassbezoge-
nen Zusammenarbeit auch mit nichtex
tremistischen Organisationen.

Der G7-Gipfel von Elmau 
Am 7. und 8. Juni 2015 (zunächst war 
der 4. und 5. Juni 2015 geplant) findet 
zum sechsten Mal ein Weltwirtschafts-
gipfel in Deutschland statt, diesmal im 
bayerischen Schloss Elmau im Landkreis 
Garmisch-Partenkirchen. Seit dieses Er-
eignis bekannt geworden ist, wird vor 
allem auf diversen Websites dagegen 
mobilisiert. Mittlerweile hat sich ein 
breites Protest-Bündnis unter der Be-
zeichnung „Stop G7“ formiert, das auf 
seiner 2. bundesweiten Aktionskonfe-
renz in München am 20. September 2014 
seine Arbeit aufgenommen hat. Die G7-
Staaten stehen symbolisch für ihre Geg-
ner für eine „neoliberale Wirtschaftspo-
litik, für Militarisierung und Kriege, 
Ausbeutung und Zerstörung von 
Mensch und Natur, für Hunger und für 
Abschottung gegenüber Flüchtenden“. 
Auf ihrer 3. Aktionskonferenz am 13./14. 
Dezember 2014 in München beschlos-
sen sie ein aus unterschiedlichen Ele-
menten zusammengesetztes Protestsze-
nario. So soll ein sogenannter Alternativ-
gipfel vom 3. bis zum 4. Juni 2015 in 
München stattfinden, auf dem die Poli-
tik der G7 kritisiert und Alternativen 
aufgezeigt werden sollen. Auf diesen Ge-

gengipfel soll dann am 6. Juni eine Groß-
demonstration in Garmisch-Partenkir-
chen erfolgen. Parallel dazu sollen vom 
4. bis zum 8. Juni Veranstaltungen, Akti-
onen und Camps nahe am Tagungsort 
Elmau, in Garmisch-Partenkirchen und 
Mittenwald stattfinden. Mit ihren  
Protesten stellen sich die Gegner des  
G7-Gipfels bewusst „an die Seite der 
Blockupy-Bewegung, der Anti-Kriegs-
Bewegung, der antirassistischen Bewe-
gung, der Kämpfe für bessere Lebens- 
und Arbeitsbedingungen und der Pro-
teste gegen Umweltzerstörung“3.

Dem „Stop G7“-Bündnis gehören ne-
ben Attac, den Grünen Garmisch-Par-
tenkirchen und der verdi-Jugend auch 
linksextremistische Parteien und Orga-
nisationen wie die Deutsche Kommunis-
tische Partei (DKP), ihre Jugendorgani-
sation Sozialistische Deutsche Arbeiter-
jugend (SDAJ), der Landesverband Bay-
ern der Marxistisch-Leninistischen Par-
tei Deutschlands (MLPD) sowie wie 
schon bei den Protesten gegen den G8-
Gipfel von Heiligendamm linksautono-
me Gruppierungen und Zusammen-
schlüsse an, allen voran das [3A]* Revo-
lutionäres Bündnis4 und die IL. Neben 
dem parlamentsorientierten Linksextre-
mismus, wie ihn die DKP verkörpert, 
sind es insbesondere auch linksautono-
me Gruppierungen, die hinter den Pro-
testen gegen die Weltwirtschaftsgipfel 
stehen und versuchen, den demokrati-
schen Protest für ihre systemüberwin-
denden Ziele zu instrumentalisieren. Da 
es ihnen immer auch um die Vermittel-
barkeit ihres Handelns geht, sind die 
Proteste gegen die Weltwirtschaftsgipfel 

Im Vorfeld des letzten Gipfeltreffens
unter deutschem Vorsitz 2007 
kam es in Rostock zu schweren 
AUSSCHREITUNGEN.

Linksextremisten sind in die 
Organisation des Widerstandes gegen 
den G7-Gipfel in Elmau INVOLVIERT.
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für Linksautonome besonders attraktiv 
– können sie doch so darauf hoffen, mit 
ihren (gewaltsamen) Aktionen auch auf 
Akzeptanz in nichtextremistischen Krei-
sen zu stoßen und mit diesen temporäre 
Bündnisse zu schließen. 

Wer aber sind diese Linksautono-
men? Was sind ihre Ziele? Welche Ent-
wicklungen durchlaufen sie? Wie sieht 
ihr Gewaltbegriff aus? Und welche Ge-
fahr geht von ihnen für den G7-Gipfel in 
Elmau aus?

Genealogie der autonomen 
Bewegung

Autonome Bewegungen sind kein 
grundsätzlich neues gesellschaftliches 
Phänomen. Ihre Wurzeln gehen auf die 
zerfallende Protestbewegung Ende der 
1960er-Jahre zurück.5 Aus dieser Zeit 
stammt auch ihre Selbstbezeichnung. 
Sie steht für Eigenständigkeit und be-
zieht sich historisch auf die Erfahrungen 
der militanten italienischen Arbeiter- 
und Studentenbewegung „Autonomia 
Operaia“ der 1960er-Jahre. Diese mili-
tante „Arbeiterautonomie“ propagierte 
den Kampf gegen die Fabrikarbeit und 
wandte sich gezielt gegen die etablierten 
Gewerkschaften und die Kommunisti-
sche Partei Italiens, denen sie Anpas-
sung, Bevormundung und Verbürgerli-
chung vorwarf. Lang andauernde Be-
streikungen, v. a. von Automobilfabri-
ken bis hin zur Entführung von Mana-
gern, gewaltsame Auseinandersetzun-
gen mit der Polizei und Sabotageakte in 
Fabriken prägten ihre Aktivitäten. In 
Anlehnung an die „Autonomia Ope-
raia“ bildeten sich ab Mitte der 1970er-
Jahre auch in der Bundesrepublik aus 
der Sponti-Szene, den militanten Teilen 
der Anti-AKW-Bewegung und der 
Hausbesetzerszene heraus autonome 
Gruppierungen.6

Das autonome Selbstverständnis
Der „klassische“ Linksautonome ver-
fügt über keine einheitliche Weltan-
schauung. Er orientiert sich an anarchis-
tischen und kommunistischen Ideolo-
gieelementen und wendet sich gegen 
jegliche Form von Herrschaft, Organi-
sation und Hierarchie. Im Gegensatz zu 
den auf das Kollektiv orientierten ortho-
doxen Marxisten-Leninisten ist er ein 
Individualist. Theoriedebatten spielen 
für ihn nur eine untergeordnete Rolle. 
Das kapitalistische Wirtschaftssystem 
lehnt er ebenso ab wie den Staat, seine 
Institutionen und Repräsentanten. Das 
bestehende System will er nicht refor-
mieren, sondern auf revolutionärem 
Wege durch eine „herrschaftsfreie Ge-
sellschaft“ ersetzen.7

Sein politisches Selbstverständnis 
zeichnet sich durch eine radikale Vernei-
nung des Bestehenden aus und ist in ers-
ter Linie von Anti-Einstellungen ge-
prägt. Er versteht sich v. a. als antifa-

schistisch, antikapitalistisch, antirassis-
tisch, antimilitaristisch und antirepres-
siv. Der Kampf gegen (vermeintliche) 
staatliche Repression, gegen einen seiner 
Meinung nach staatlich verordneten Mi-
litarismus, gegen Rassismus, die Umge-
staltung von Wohnvierteln sowie eine 
„neoliberale Globalisierung“ und damit 
verbunden gegen die Treffen der G7/G8-
Staaten gehören zu seinen bevorzugten 
Themenfeldern. Damit greift er Bereiche 
auf, bei denen er sich im Einklang mit 
der Mehrheitsgesellschaft wähnen und 

bis weit ins bürgerliche Lager auf Ver-
ständnis auch für militante Aktionen 
setzen kann.8 Das gibt ihm die Möglich-
keit, sich in „soziale Bewegungen und 
Selbstorganisationsprozesse der Bevöl-
kerung ein[zu]bringen […], um sie zu ra-
dikalisieren und damit die Risse und 
Widersprüche innerhalb der kapitalisti-
schen Totalität zu vertiefen – bis zum 
offenen Klassenkampf“9.

Postautonome
In den letzten Jahren ist ein Wandel des 
Selbstverständnisses von Teilen der 
linksautonomen Szene zu erkennen. Als 
Reaktion auf zunehmende interne Kri-
tik an der linksautonomen Bewegung 
haben einige von ihnen begonnen, der 
Ideologie- und Organisationsfrage 
mehr Raum zu geben. Diesen sich als 
„postautonom“ verstehenden Gruppie-
rungen kommt es darauf an, sich entge-
gen dem eigentlichen linksautonomen 
Selbstverständnis zu organisieren, zu 
vernetzen und der Frage der Ideologie 
einen größeren Stellenwert einzuräu-
men. Auf der Basis einer undogmati-
schen marxistisch-leninistischen Ideo-
logie verfolgen sie in einer Strategie der 
kleinen Schritte eine breit gefächerte 
Bündnispolitik. Sie öffnen sich bewusst 
gegenüber bislang unpolitischen Bevöl-
kerungsschichten, um so in einem lang-
fristigen Prozess die vorherrschenden 
Verhältnisse zu überwinden. Die zu-
grunde liegende Intention ist die Einbe-
ziehung und mittelfristige Radikalisie-
rung möglichst vieler Personen über die 
gezielte Zuspitzung aktueller und real-
politischer (Krisen-)Themen.

Im Zuge dieser Entwicklung sind 
verschiedene, sich selbst als postauto-
nom verstehende Zusammenschlüsse 
wie die „Perspektive Kommunismus“, 
das „…ums Ganze! Kommunistisches 

Bündnis“ oder die Gruppierung „[3A]* 
Revolutionäres Bündnis“ entstanden, 
die auch alle gegen den G7-Gipfel in El-
mau mobilisieren. Eine bedeutende Stel-
lung in der linksextremistischen Ausei-
nandersetzung mit den Weltwirt-
schaftsgipfeln nimmt vor allem die IL 
ein. Gegründet zum Jahreswechsel 
2005 versteht sie sich als ein Bündnis 
verschiedener Gruppierungen, v. a. des 
linksautonomen Spektrums. Die IL be-
trachtet sich als organisierter „undog-
matischer Zusammenschluss von Ein-
zelpersonen und Gruppen aus der un-
dogmatischen und post-autonomen 
Linken“, die in gesellschaftspolitische 
Auseinandersetzungen intervenieren 
möchte. Ihr Ziel ist „eine radikale Lin-
ke, die [sich] auf den revolutionären 
Bruch mit dem nationalen und dem glo-
balen Kapitalismus, mit der Macht des 
bürgerlichen Staates und allen Formen 
von Unterdrückung, Entrechtung und 
Diskriminierung orientiert“.10 Diese 
Bündnisse versuchen, auch gegen teil-
weise heftige Widerstände aus dem 
linksautonomen Spektrum, dieses stär-
ker zu vernetzen, besser zu organisieren 
und zu re-ideologisieren, um so die 
Schlagkraft der autonomen Bewegung 
zu erhöhen. Langfristig streben sie mit 
diesem Ansatz eine strukturierte bun-
desweite und über die linksextremisti-
sche Klientel hinausgehende Mobilisie-
rung zu einschlägigen Kampagnen an 

Die WURZELN der Linksautonomen
liegen in der militanten italienischen
„Arbeiterautonomie“-Bewegung 
der 1960er-Jahre.

Linksautonome ORIENTIEREN sich 
an anarchistischen und kommu-
nistischen Ideologieelementen.
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wie z. B. die Blockaden von überregio-
nalen rechtsextremistischen Aufmär-
schen oder die Blockupy-Proteste gegen 
Kapitalismus und autoritäres Krisenma-
nagement in Frankfurt am Main.

Autonome Militanz 
Linksautonome bzw. Postautonome 
kennzeichnet ein hohes Maß an Ge-
waltbereitschaft. Auch wenn nicht jeder 
von ihnen selber Gewalt ausübt, so be-
fürworten sie in der Regel dennoch ih-
ren Einsatz. Als Militanter gilt daher 
nicht nur der aktiv Handelnde, sondern 
auch derjenige, der Gewalt in Kauf 
nimmt bzw. mit gewaltsamen Aktionen 
sympathisiert. Die linksautonome Ge-
waltbereitschaft basiert auf einem kla-
ren Feindbild, zu dessen tragenden Säu-
len der Staat und die ihn nach linksau-
tonomer Auffassung stützenden 

Rechtsextremisten zählen.11 Um diese 
zu bekämpfen, halten sie alle Wider-
standsformen bis hin zum Einsatz von 
Gewalt für legitim. Politisch motivierte 
Gewalt dient ihnen als „Geburtshelfer 
einer neuen Gesellschaft“, denn um die 
herrschaftsfreie Gesellschaft zu errich-
ten, muss zuvor der Staat als Garant der 
bisherigen Ordnung radikal beseitigt 
werden. Gewalt gehört somit zu den 
tragenden Säulen linksautonomen 

Selbstverständnisses. So heißt es in ei-
nem ihrer Statements: „Die Anwendung 
von Gewalt / revolutionärer Gewalt hal-
ten wir unter bestimmten Vorausset-
zungen nicht nur für legitim, sondern 
auch für unverzichtbar. Wir werden uns 
nicht an den vom Staat vorgeschriebe-
nen legalen Rahmen von Protest und 
Widerstand halten. Denn damit wären 
wir auch kontrollier-, berechen- und be-
herrschbar. […] Also – eine Absage an 
Gewalt wird es von uns nicht geben – 
nicht heute und auch nicht in Zu-
kunft!!!!!“12 

Über den Einsatz von Gewalt erlebte 
die linksautonome Bewegung auch ihre 
mediale Geburtsstunde. Am 6. Mai 
1980 blockierten mehr als 10.000 
Linksautonome das Bremer Weserstadi-
on, in dem zu diesem Zeitpunkt der da-
malige Bundespräsident Karl Carstens 
eine öffentliche Rekrutenvereidigung 
vornahm. Zahlreiche Bundeswehrfahr-
zeuge gingen in Flammen auf, ganze 
Straßenzüge wurden verwüstet. 

Mitte der 1980er-Jahre entwickelten 
sich zunehmend militante Kerne aus 
den linksautonomen Gruppierungen 
und begannen, sich zu spezialisieren. Es 
kam zur Annäherung zwischen den ge-
waltbereiten Linksautonomen und den 
terroristischen Revolutionären Zellen 
(RZ) bzw. ihrem radikalfeministischen 
Flügel, der Roten Zora. Gemeinsam ver-
suchten sie, das linksautonome Spekt-
rum durch eine „Propaganda der Tat“, 
d. h. mittels militanter Interventionen, 
zu radikalisieren. RZ und Rote Zora lie-
ferten den Linksautonomen konkrete 
Handlungsanleitungen für ihre Taten 
und wurden „so was wie ein Lehrer der 
militanten Autonomen in Sachen Tech-
nik des militanten Angriffs“ und somit 
wegweisend für die gewaltbereite links-
autonome Szene.13

Um die von Linksautonomen ausge-
hende Gewalt richtig einordnen zu kön-
nen, muss man sich ihren Gewaltbegriff 
vergegenwärtigen. In Anlehnung an den 

Philosophen und Sozialwissenschaftler 
Herbert Marcuse und den norwegi-
schen Friedensforscher Johann Galtung 
liegt die Ursache für Gewalt in den „ka-
pitalistischen Produktionsverhältnis-
sen“. Diese üben keine physische, son-
dern eine auf gesellschaftlichen Struk-
turen wie Werte, Normen, Institutionen 
und Machtverhältnissen basierende 
„strukturelle Gewalt“ auf ihre Bürger 
aus. Diese ist systemimmanent, drückt 
sich durch Ungleichheit unterschwellig 
aus und hindert den Einzelnen daran, 
sich seinen Anlagen und Möglichkeiten 
entsprechend frei zu entfalten.14 Da die-
se „Diktatur der Gewalt“ den kapitalis-
tischen Systemen inhärent ist, leiten 
nicht nur Linksautonome, sondern 
Linksextremisten im Allgemeinen dar-
aus unter Berufung auf Marcuse ein Na-
turrecht von „unterdrückten“ Minderhei-
ten auf Widerstand ab. Marcuse prägte 
dafür das Prinzip „Gegengewalt“.15 Es 
versteht sich ausschließlich als Reaktion 
auf die vermeintliche „Gewalt des Sys-
tems“ und somit als ein reaktives und 
dadurch legitimes Mittel, um die herr-
schende Gewalt aufzubrechen und Ver-
änderungen herbeizuführen. 

Von diesem Gedanken ausgehend 
wird schon seit Jahren in der linksextre-
mistischen Szene eine Debatte über die 
Anwendung und Organisierung von 
Gewalt zur Durchsetzung der eigenen 
Interessen geführt. In dieser „Militanz-

debatte“ geht es nicht um ein generelles 
Ja oder Nein zur Gewalt an sich, son-
dern vielmehr um die Frage, ob Gewalt 
auch gegen Menschen und nicht allein 
gegen Sachen ausgeübt werden soll. 
Dem linksautonomen Verständnis nach 
muss ihr Handeln und somit der Einsatz 
von Gewalt politisch auch für diejenigen 
vermittelbar sein, die man befreien will. 
Da gezielte Gewalt gegen Menschen 
kaum vermittelbar ist, wird sie zwar 
mehrheitlich abgelehnt, ausgenommen 
davon sind aber Polizisten und Rechts-
extremisten. Sie gelten als das personifi-
zierte Feindbild eines jeden Linksauto-
nomen, ihnen werden Menschenwürde 
und Grundrechte pauschal abgespro-
chen, Gewalt gegen sie gilt als legitim 
und vermittelbar.16 

Ausblick auf den G7-Gipfel in 
Elmau und die zu erwartenden 
Gegenproteste

Wie schon bei den Weltwirtschaftsgip-
feln zuvor wird auch der G7-Gipfel von 
Elmau von einer breitgefächerten, aus 
Nichtextremisten, aber auch aus Links-
extremisten bestehenden Protestbewe-
gung begleitet werden. Mehr als ein Jahr 
vor diesem Großereignis hat bereits die 
Mobilisierung begonnen. Auch dieses 
Mal ist es das erklärte Ziel der G7-Geg-
ner, ihren Protest bis auf das Gipfelge-
lände zu tragen. Wie schon beim G8-
Gipfel in Heiligendamm wird aber auch 
2015 nicht der Gipfelort zum Zentrum 
des Gegenprotestes werden, sondern die 
nächstgelegene größere Stadt. War das 
2007 Rostock, so wird es 2015 die baye-
rische Landeshauptstadt München sein. 
Dort wird sich der Protest konzentrie-
ren, dort können auch gewaltsame Aus-
einandersetzungen nicht ausgeschlos-
sen werden. Dennoch muss damit ge-
rechnet werden, dass wie in Heiligen-

analysen

POSTAUTONOME wollen die linksauto-
nome Bewegung organisieren und 
vernetzen, um ihre Schlagkraft zu 
erhöhen.

Linksautonome kennzeichnet ein 
hohes Maß an GEWALTBEREITSCHAFT. 
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damm v. a. Linksautonome bzw. Post-
autonome versuchen werden, die Zu-
fahrtswege nach Schloss Elmau zu blo-
ckieren und mit Hilfe der Fünf-Finger-
Taktik die Polizeiketten zu durchflie-

ßen, um so zumindest in die Reichweite 
des Tagungsortes zu gelangen. Auch 
dieses Mal werden sie dieses Ziel nicht 
erreichen. Schon seit Jahren finden die 
Weltwirtschaftsgipfel an zwar idylli-
schen, aber weit abgelegenen Orten 
statt. Dadurch lassen sich die Zufahrts-
wege für die Sicherheitsbehörden besser 
kontrollieren und ein Eindringen der 
Gipfelgegner effizient verhindern. Das 
wissen auch die Gipfelgegner. Ihnen 
kommt es daher mit ihren Aktionen 
eher auf Symbolik denn auf die konkrete 
Verhinderung des Gipfels an. Wie schon 
bei anderen Großereignissen, etwa den 
über viele Jahre nahezu alljährlich ins 
atomare Zwischenlager Gorleben im 
niedersächsischen Wendland rollenden 
Castor-Transporten mit hochradioakti-
ven Brennstäben, wollen sie mit ihren 
Protestaktionen auch die Kosten für den 
Staat für entsprechende Großereignisse 
in die Höhe treiben, um diese auf die-
sem Wege einerseits ihrer gesellschaftli-
chen Akzeptanz zu berauben und um 
sie andererseits zumindest auf lange 
Sicht allein aus Kostengründen un-

durchführbar zu machen. Ferner muss 
auch diesmal wieder mit die Proteste be-
gleitenden, militanten Aktionen gerech-
net werden, insbesondere mit Anschlä-
gen auf Gebäude, Kraftfahrzeuge und 
die Infrastruktur in Allgemeinen.

Wie schon 2007, so versuchen auch 
2015 Linksextremisten, allen voran die 
IL und das [3A]* Revolutionäres Bünd-
nis, die Proteste gegen den Weltwirt-
schaftsgipfel in Elmau zu organisieren. 
Insbesondere die IL wird versuchen, da-
mit an die Erfolge von Heiligendamm 
anzuknüpfen, um sich auch gegenüber 
den demokratischen Protestorganisatio-
nen als unentbehrlicher Bündnispartner 
zu erweisen. Dabei steht gerade für die-
se Bündnisse viel auf dem Spiel. Un-
übersehbar hat die autonome Szene in 
den letzten Jahren an Attraktivität und 
öffentlichem Interesse verloren. Ein Mit-
te April 2014 auf Initiative der IL in Ber-
lin durchgeführter autonomer Kongress, 
der unter der Überschrift „Antifa in der 
Krise“ einer Neuorientierung der links-
autonomen Szene dienen sollte, schei-
terte kläglich. Im Zuge dessen haben 
sich vor allem im Berliner Raum führen-
de autonome Gruppierungen wie die 
Antifaschistische Linke Berlin (ALB) 
wegen der fehlenden Perspektive für die 
linksautonome Szene aufgelöst oder sie 
befinden sich wie die Antifaschistische 
Revolutionäre Aktion (ARAB) in Auflö-
sung. Die linksextremistische Szene im 
Allgemeinen und die linksautonome 
bzw. postautonome Szene im Besonde-
ren brauchen deshalb dringend eine 
Neuorientierung und Erfolgserlebnisse, 
um die zentrifugalen Kräfte in den eige-
nen Reihen zu stoppen. 

Betrachtet man die Weltwirtschafts-
gipfel seit Heiligendamm, so stellt man 
fest, dass die Gegenproteste von Jahr zu 
Jahr an Zulauf und öffentlichem Interes-

se verloren haben. Auch wenn insbeson-
dere die linksautonome Szene an die 
Erfolge der Proteste gegen den G8-Gip-
fel von Heiligendamm anknüpfen möch-
te, so spricht zum gegenwärtigen Zeit-
punkt dennoch eher wenig dafür, dass 
es 2015 zu vergleichbaren Massenpro-
testen gegen den G7-Gipfel in Elmau 
kommt.  ///

/// �DR. UDO BARON 
ist Referent im Niedersächsischen 
Ministerium für Inneres und Sport, 
Bereich Linksextremismus, Hannover.
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Zusammenfassende Thesen
•	 �Die Wählerschaft der AfD ist sehr he-

terogen. Sie ist typisch für neu entste-
hende Protestparteien, die noch nicht 
etabliert sind. Ob dies der AfD gelin-
gen wird, ist offen. Sie ist noch weit 
davon entfernt, eine feste Kraft im 
deutschen Parteiensystem zu sein.

•	 �Die Wählerschaft der AfD speist sich 
aus sehr unterschiedlichen Quellen. 
Zwar kamen bei der Bundestagswahl 

/// Wählerschaft und Wahlmotive

wie bei den Landtagswahlen etwa 
vier Fünftel von anderen Parteien 
und nur etwa ein Zehntel aus dem 
Bereich der Nichtwähler, von diesen 
Bewegungen zugunsten der AfD wa-
ren aber viele Parteien betroffen.

•	 �Die Union ist nicht der hauptsächlich 
Leidtragende der Wählerwanderung 
zugunsten der AfD. Nur bei der Eu-
ropawahl kam ein Viertel der AfD-
Wähler von der Union. Bei der Land-
tagswahl in Sachen war dies noch ein 
Fünftel, bei den anderen Wahlen 
deutlich weniger.

•	 �Die AfD hat von der Schwäche der 
FDP profitiert. Bei der Bundestags-
wahl kam ein gutes Fünftel ihrer 
Wähler von der FDP, bei den letzten 
Landtagswahlen noch etwas über 
ein Zehntel. Insgesamt kam etwa ein 
Drittel der AfD-Wähler aus dem 

DIE „ALTERNATIVE FÜR 
DEUTSCHLAND“ (AfD)

GERHARD HIRSCHER /// Die erst 2013 gegründete „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) hat im Jahr 2014 unerwartete Wahlerfolge gefeiert. Schon im September 2013 
war sie bei der Bundestagswahl mit 4,7% nur knapp gescheitert – allerdings mit 
einem Rekordergebnis für eine erstmals antretende Partei. Ist diese neue Partei eine 
weitere Eintagsfliege im deutschen Parteiensystem oder hat sie Chancen auf langfris-
tige Etablierung? Ihr endgültiges Schicksal wird sich erst in den Landtagswahlen vom 
Frühjahr 2016 entscheiden.

bürgerlichen Lager von Union und 
FDP.

•	 �Die AfD konnte beachtlich von Zuge-
winnen aus der Wählerschaft der ex-
tremen Parteien profitieren. Schon 
bei der Bundestagswahl holte sie 
16,5 % ihrer Stimmen von der Lin-
ken, bei den letzten Landtagswahlen 
waren dies in Sachsen ein knappes 
Zehntel und über 16 % in Thüringen 
und Brandenburg. Dazu kamen nen-
nenswerte Gewinne von der NPD vor 
allem in Sachsen.

•	 �Die AfD ist trotz des fortgeschritte-
nen Alters einiger ihrer prominenten 
Vertreter keine Seniorenpartei. Vor 
allem die jüngeren und mittleren 
Jahrgänge bis 45 Jahre sind bei den 
Wählern deutlich überrepräsentiert, 
bei den Wählern über 60 Jahren er-
zielt sie klar unterdurchschnittliche 

Unbändige Freude bei der AfD-Spitze über ihr bislang bestes Wahlergebnis, hier bei der Landtags-
wahl 2014 in Brandenburg.

Resultate. Dies war bei den Piraten 
bei ihren vier Wahlerfolgen 
2011/2012 ähnlich, nur war sie in 
den jüngsten Jahrgängen noch stär-
ker vertreten.

•	 �Auch wenn sich unter den prominen-
ten Vertretern der Partei viele Professo-
ren und Wissenschaftler befinden, ist 
ebenso klar: Die AfD ist keine Akade-
miker-Partei. Ihre stärksten Wähler-
gruppen kommen aus den mittel qua-
lifizierten Bevölkerungsgruppen. Bei 
den formal hoch Qualifizierten war sie 
durchschnittlich und in den Landtags-
wahlen im Osten klar unterdurch-
schnittlich vertreten. Dies unterschei-
det sie von den Piraten, die bei ihren 
Erfolgen bei den formal hoch Qualifi-
zierten am stärksten abschnitten.

•	 �Die AfD ist eine Männerpartei. Wie 
bei vielen neuen und Protestparteien 

Die AfD ist weit davon entfernt, eine
etablierte Partei in Deutschland
zu sein.
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in Deutschland erzielte sie bei den 
Männern deutlich höhere Werte als 
bei den Frauen. Bei den Wahlerfolgen 
der Piraten 2011/2012 war dies ge-
nauso. Der geringe Frauenanteil in 
den Vorständen unterstreicht diese 
Struktur.

•	 �Trotz der Dominanz prominenter 
Akademiker ist die AfD auch eine 
Partei der kleinen Leute. Der Anteil 
der Arbeiter war bei allen Wahlen 
überdurchschnittlich, der der Ar-
beitslosen zumindest im Osten auch. 
Überdurchschnittliche Werte bei den 
Selbständigen, vor allem im Osten, 
fallen demgegenüber quantitativ weit 
weniger ins Gewicht. Bei den Rent-
nern schnitt sie aber generell unter-
durchschnittlich ab. Auch dies ist 
eine Parallele zu den Erfolgen der Pi-
raten.

•	 �Zu Beginn ihres Auftretens hat die 
AfD stark von ihrer europa- und eu-
rokritischen Programmatik profi-
tiert. Insgesamt ist bei ihr aber der 
Anti-Establishment-Protest immer 
stärker geworden. Es ist fraglich, ob 
sie als reine Anti-Euro-Partei überle-
ben könnte.

•	 �Neben dem Thema Europa war für 
die AfD der Themenbereich der sozi-
alen Sicherheit zur Rekrutierung ih-
rer Wählerschaft zentral. Angst vor 
der künftigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung war bei der Bundestags-
wahl ein wichtiger Faktor. Zusätzlich 
sind Zuwanderung, die Ausländerpo-
litik und die Kriminalitätsbekämp-
fung wichtige Themenfelder. Ansätze 
zur Verherrlichung der DDR waren in 
den Landtagswahlen im Osten wich-
tig, sind aber im Westen kaum in
strumentalisierbar.

•	 �Die meisten Analysen sind sich darin 
einig, dass man die AfD insgesamt 

nicht als rechtspopulistische oder 
rechtsextremistische Partei klassifi-
zieren kann. Die Auseinandersetzung 
mit ihr sollte sich daher auf inhaltli-
cher Ebene und nicht mittels der Zu-
schreibung populistischer Labels 
vollziehen.

Der (fast) erfolgreiche Start –  
die Bundestagswahl 2013

Bei der Bundestagswahl vom 22. Sep-
tember 2013 scheiterte die AfD mit 
4,7 % der Zweitstimmen nur knapp an 
einem Einzug in den Deutschen Bun-
destag. Auch wenn sie an Erststimmen 
mit 1,9 % deutlich weniger erhielt, war 
dies für eine erstmals angetretene Partei 
ein beachtlicher Erfolg. Sie holte auf An-
hieb 2.056.985 Zweitstimmen – damit 
fehlten ihr lediglich 129.358 Stimmen, 
um über die 5-%-Hürde zu kommen. 
Das Ergebnis der AfD bei der Bundes-
tagswahl 2013 war bemerkenswert, weil 
es praktisch aus dem Stand heraus er-
zielt wurde. Die Partei war erst im Fe
bruar 2013 offiziell gegründet worden. 
Bei der Landtagswahl in Niedersachsen 
am 20. Januar 2013 trat der Vorsitzende 
Bernd Lucke bei den Freien Wählern 
mit einer gemeinsam beschlossenen Lis-
te an. Lucke und die anderen Grün-
dungsmitglieder eines „Vereins zur Un-
terstützung der Wahlalternative 2013“ 
hatten sich schon im Herbst 2012 mit 
dem Gedanken getragen, gemeinsam 

mit den Freien Wählern bei der Bundes-
tagswahl 2013 anzutreten. Nach der 
Landtagswahl in Niedersachsen, bei der 
ihre Liste nur auf 1,1 % der Zweitstim-
men kam, zerschlug sich diese Perspek-
tive, da interne Streitigkeiten eine weite-
re Kooperation beendeten. Die AfD ver-
zichtete dann auch auf ein Antreten bei 
der Landtagswahl in Bayern am 15. Sep-
tember 2013, da sie dort unter anderem 
wegen der starken Konkurrenz der Frei-
en Wähler nur geringe Erfolgsaussichten 
sah. Sie konzentrierte sich daher auf die 
Bundestagswahl am 22. September 
2013 und die Landtagswahl in Hessen 
am selben Tag.

Für eine relativ junge Partei musste 
ihr Ergebnis der Bundestagswahl An-
sporn genug sein, um sich Erfolge bei 
künftigen Wahlen auszurechnen. Aus 
der Perspektive der AfD schien dies für 
das Jahr 2014 nicht unwahrscheinlich 
zu sein. Für die Europawahl am 25. Mai 
2014 hätte erstmals (nach dem Stand 
der Gesetzgebung vom Herbst 2013) das 
Überschreiten der 3-%-Hürde gereicht. 
Nach der erneuten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 26. Fe-
bruar 2014 musste die AfD für die Euro-
pawahl gar keine Sperrhürde mehr 
überwinden. Somit reichte die Mobili-
sierung eines kleinen Teils ihrer Wähler-
schaft der Bundestagswahl, um ins Eu-
ropaparlament einziehen zu können. 
Dies ist ihr mit bundesweit 7,1 % der 
Stimmen klar gelungen.

Das Ergebnis bei der Bundestags-
wahl war auch bemerkenswert, weil die 
AfD mit 4,7 % der Zweitstimmen rela-
tiv knapp an der 5-%-Hürde scheiterte. 
Sie lag damit nur geringfügig unter der 
FDP, die ebenfalls nicht in den Bundes-
tag kam, aber deutlich vor allen ande-
ren Kleinparteien. Die regionale Analyse 
zeigt, dass die AfD im Westen auf 

4,4 %, im Osten sogar auf 5,7 % der 
Zweitstimmen gekommen war. Auch 
der Blick auf die Länder insgesamt 	
bestätigt diese Verteilung. Im Westen 
blieb sie nur in Baden-Württemberg 
(5,2 %), Hessen (5,6 %) und dem Saar-
land (5,2 %) knapp über der 5-%-Hürde, 
in den anderen Ländern aber darunter: 
Bayern 4,3 %, Berlin (Gesamt) 4,9 %, 
Bremen 3,7 %, Hamburg 4,2 %, 	
Niedersachsen 3,7 %, Rheinland-Pfalz 
4,8 % und Schleswig-Holstein 4,6 %. 
In den neuen Ländern war sie nur in 
Sachsen-Anhalt mit 4,2 % darunter, 
ansonsten kam sie in Brandenburg auf 
6,0 %, in Mecklenburg-Vorpommern 
auf 5,6 %, in Sachsen auf 6,8 % und in 
Thüringen auf 6,2 %.

Bei der gleichzeitig stattfindenden 
Landtagswahl in Hessen erreichte die 
AfD nur 4,1 % der Zweitstimmen und 
blieb damit deutlich unter dem Wert der 
Bundestagswahl von 5,6 %. Bei identi-
scher Wahlbeteiligung holte sie in Hes-
sen bei der Landtagswahl 126.906 
Zweitstimmen, bei der Bundestagswahl 
jedoch 176.319 Zweitstimmen. Sie hat 
also bei der unter gleichen Bedingungen 
stattfindenden zeitgleichen Wahl über 
ein Viertel weniger Stimmen erzielt. 
Laut Forschungsgruppe Wahlen1   sag-
ten 61 % der AfD-Anhänger, die bun-
despolitische Komponente sei für sie bei 
der Entscheidung die wichtigere gewe-
sen. Dies war der niedrigste Wert aller 
Parteien und unterstreicht, dass für die 
AfD die Landespolitik stark im Hinter-
grund stand und nicht zur Mobilisie-
rung beitrug.

Die AfD ist v. a. eine PROTEST-
BEWEGUNG gegen die etablierte 
Politik.

Die neue Partei AfD erzielte aus dem Stand 
heraus einige GUTE Wahlergebnisse.
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Generell hat die AfD bei der Bundes-
tagswahl im Westen wie im Osten stär-
ker in den Ländern mit höherer Wahlbe-
teiligung abgeschnitten. Offensichtlich 
hat sie von einem Mobilisierungseffekt 
profitiert. Dies wird auch durch den 
Blick auf die Wahlkreisebene unterstri-
chen. Die Wahlkreise mit den höchsten 
Zweitstimmenergebnissen (Spitzenreiter 
war Görlitz mit 8,2 %) lagen fast aus-

nahmslos im Osten. Dort war auch in 
fast allen Fällen die Wahlbeteiligung ge-
genüber 2009 zum Teil deutlich ange-
stiegen. Interessanterweise erreichte bei-
spielsweise Pforzheim ebenfalls einen 
Spitzenwert mit 7,2 % – auch dort bei 
gestiegener Wahlbeteiligung. In den für 
die AfD günstigen Wahlkreisen im Os-
ten war die Wahlbeteiligung aber oft um 
5 bis 6 Prozentpunkte höher. Umgekehrt 
liegen die schwächsten Wahlkreise der 
AfD mit Werten zwischen 3,4 % und 
2,3 % alle im Westen und dort zumeist 
in Nord- und Westdeutschland. In die-
sen Regionen ist die Wahlbeteiligung 
entweder nur schwach gestiegen oder 
war in vielen Fällen sogar rückläufig.

Der Wahlkalender spielte ebenfalls 
der AfD in die Hände. Die anderen vor-
gesehenen Landtagswahlen des Jahres 
2014 fanden sämtlich in den neuen Bun-
desländern statt (Sachsen, Brandenburg 
und Thüringen), wo sie bei der Bundes-
tagswahl überdurchschnittlich abge-
schnitten und mit Werten von 6 % und 
darüber die 5-%-Hürde deutlich über-
schritten hatte. Bei für sie relativ guten 
Ausgangsbedingungen hatte die AfD 

also die Chance, im August und Sep-
tember 2014 zu zeigen, ob sie ihr Poten-
zial wieder mobilisieren oder sogar aus-
weiten konnte.

Die Wählerwanderungen
Woher holte die AfD bei den bisherigen 
Wahlen ihre Wähler? Glaubt man der 
publizierten Wählerwanderungsbilanz 
von Infratest dimap,2 dann hat die AfD 
den überwiegenden Teil ihrer Stimmen 
bei der Bundestagswahl 2013 von ande-
ren Parteien abgezogen – insgesamt fast 
85 %. Lediglich 210.000 Stimmen, also 
etwa ein Zehntel – genau 10,2 % – ka-
men aus dem Bereich früherer Nicht-
wähler. Dazu konnte sie noch 100.000 
Erstwähler mobilisieren. Den höchsten 
Zuwachs hatte sie mit 430.000 Stimmen 
von der FDP (20,9 %), der sie damit 
enorm und mit den größten Konsequen-
zen schadete. Gut ein Fünftel aller AfD-
Stimmen kam also von früheren FDP-
Wählern, ein knappes Fünftel (410.000 
Stimmen) von sonstigen Parteien. Von 
der Linken holte die AfD 340.000 Stim-
men, das entsprach 16,5 %. Aus dem 
Lager der Union holte die AfD 290.000 
Stimmen – immerhin 14,1 % aller AfD-
Stimmen kamen von CDU oder CSU. 
Von der SPD kamen noch 180.000 Stim-
men und von den Grünen 90.000.

Insgesamt zeigt sich also ein zwie-
spältiges Bild: Einerseits konnte die AfD 
wie viele neue und Protestparteien bei 
Jungwählern und Wählern kleinerer, 
nicht-etablierter und exotischer Parteien 
punkten. Dies können auch frühere 
Wähler rechtsextremistischer oder po-
pulistischer Parteien sein, was aber auf-
grund dieser Daten nicht ersichtlich ist. 
Eine Nachwahlanalyse belegte, dass un-
ter den Wählern der AfD ehemalige 
Wähler der FDP und anderer Kleinpar-
teien sowie generell Erstwähler überre-

präsentiert waren.3 Andererseits holte 
sie in erheblichem Maß Stimmen der 
etablierten und auch der großen Partei-
en – eine Mobilisierung, ohne die ihr 
Abschneiden bei der Bundestagswahl 
auf diesem Niveau nicht möglich gewe-
sen wäre.

Bei der gleichzeitigen Landtagswahl 
in Hessen4 holte die AfD knapp zwei 
Drittel der Stimmen (63,0 %) von ande-
ren Parteien. 31.000 Stimmen, also im-
merhin mit 24,4 % fast ein Viertel, ka-
men aus dem Bereich früherer Nicht-
wähler. Ansonsten kamen jeweils 
20.000 Stimmen von der FDP (15,7 %) 
und von sonstigen Parteien, 15.000 von 
der CDU (das entspricht 11,8 %), 10.000 
von den Grünen, 8.000 von der Linken 
(6,3 %) und 7.000 von der SPD. Weiter-
hin konnte sie 8.000 Erstwähler mobili-
sieren. In der Struktur zeigt sich ein 
ähnliches Bild wie bei der Bundestags-
wahl, jedoch ist hier bei geringerem Mo-
bilisierungsgrad der Gewinn aus dem 
Nichtwählerlager deutlich höher und 
der von den anderen Parteien geringer.

Bei der Europawahl am 24. Mai 20145 
kam die AfD auf 7,1 % und erzielte 7 
Mandate. Die AfD gewann (im Ver-
gleich von Infratest dimap zur Bundes-
tagswahl 2013) von anderen Parteien 
44,6 % ihrer Stimmen. Von der Union 
kamen 510.000 Stimmen (25 %), von 
der SPD 180.000, von der Linken 
110.000 (5,4 %), von der FDP 60.000 
(2,9 %) und von den Grünen 30.000. 

Von den sonstigen Parteien gewann sie 
20.000 Stimmen und aus dem Saldo von 
Zu- und Fortzügen 10.000, musste aber 
910.000 Stimmen (44,6 % ihrer Stim-
men der Bundestagswahl) an die Nicht-
wähler abgeben. 

Bei der Landtagswahl in Sachsen am 
31. August 20146 holte die AfD 9,7 % 
und 14 Sitze. Die Stimmen für die AfD 
speisten sich laut Infratest dimap mit 
39.000 Stimmen am meisten aus dem 
Bereich der sonstigen Parteien. Generell 
kamen 80,6 % ihrer Stimmen von ande-
ren Parteien. Es kamen im Einzelnen 
33.000 Stimmen (20,6 %) von der CDU, 
18.000 (11,2 %) von der FDP, 16.000 
von den Nichtwählern (10,0 %), 15.000 
von der Linken (9,4 %), 13.000 von der 
NPD, 8.000 von der SPD und 3.000 von 
den Grünen. Der Saldo aus Erstwählern 
und Verstorbenen war mit 6.000 positiv, 
der aus Zu- und Fortzügen mit 9.000 
ebenfalls.

Bei der Landtagswahl in Thüringen 
am 14. September 20147 holte die AfD 
10,6 % und 11 Sitze. Die AfD holte laut 
Infratest dimap mit 23.000 Stimmen 
den größten Anteil von den sonstigen 
Parteien. Insgesamt kamen 81,8 % ihrer 
Stimmen von anderen Parteien, darun-
ter 18.000 Stimmen von der CDU 
(18,2 %), 16.000 von der Linken (16,2 %) 
und jeweils 12.000 von SPD und Nicht-
wählern (12,1 %). Dazu kamen 11.000 
Stimmen von der FDP (11,1 %) und 
1.000 von den Grünen.

Bei der Landtagswahl in Branden-
burg vom 14. September 20148 holte die 
AfD 12,2 % und 11 Sitze. Insgesamt ka-
men 77,9 % ihrer Stimmen von anderen 
Parteien. Die AfD holte laut Infratest 
dimap 27.000 Stimmen von sonstigen 
Parteien, 20.000 von der Linken 
(16,4 %), 18.000 von der CDU (14,7 %), 
17.000 von der FDP (13,9 %), jeweils 

Der Erfolg der AfD kam größtenteils 
durch WÄHLERWANDERUNG zustande.

Die AfD hat von einem MOBILISIERUNGS-
EFFEKT bei den Wählern und dem Wahl-
kalender profitiert.
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12.000 von SPD und Nichtwählern 
(9,8 %) und 1.000 von den Grünen.

Zum Vergleich: Bei den Piraten zeig-
te sich bei den bislang vier für sie erfolg-
reichen Wahlen (Berlin 18.9.2011, Saar-
land 25.3.2012, Schleswig-Holstein 
6.5.2012 und Nordrhein-Westfalen 
13.5.2012) eine ähnliche Verteilung. 
Auch bei ihnen war jeweils der Anteil 
der Wähler, die von anderen Parteien 
kamen (Berlin 58 %, Saarland 64,8 %, 
Schleswig-Holstein 78,7 % und Nord-
rhein-Westfalen 78 %) klar am größten. 
Von den Nichtwählern holten sie in Ber-
lin 17,5 %, im Saarland 21,6 %, in 
Schleswig-Holstein 13,7 % und in 
Nordrhein-Westfalen 14 %. Da die Dif-
ferenzen zu den Werten der AfD nicht 
sehr groß sind, könnte dies ein Indiz da-
für sein, dass sich die Wählerschaften 
neuer Protestparteien momentan stark 
ähneln.

Motivlagen
Die Bundestagswahl 2013

Bei der Suche nach den Ursachen für die 
Wahl der AfD stößt man auf Gründe, 
die zu einem großen Anteil typisch für 
Protestbewegungen sind. Dies unter-
streicht nicht zuletzt die Tatsache, dass 
die AfD ihre Wähler relativ spät mobili-
sieren konnte. So gaben 45 % ihrer 
Wähler an, sich erst in den letzten Tagen 
oder am Wahltag selbst entschieden zu 
haben – im Durchschnitt sagten dies 
nur 32 %, bei der Union sogar nur 26 %. 
Weiterhin sagten laut Infratest dimap 
44 % aller Befragten, die AfD löse zwar 
keine Probleme, nenne aber die Dinge 
wenigstens beim Namen. Vor dem Hin-
tergrund der Tatsache, dass ein großer 
Anteil der Bevölkerung die Euro-Krise 
für ein großes Problem hielt (und dies 
2014 anhielt), wird der Resonanzboden 
für eine solche Partei deutlich. Immer-

hin 37 % hielten die AfD für eine Alter-
native für die, die sonst gar nicht wählen 
würden. Dies ist ein hoher Wert, aber 
bezüglich der Piraten wurde diese Aus-
sage sogar von 50 % bejaht. Immerhin 
21 % gaben an, sie finden es gut, dass es 
mit der AfD eine Partei gebe, die sich ge-
gen den Euro ausspricht. Gleichzeitig 
sagen 56 %, die AfD sei keine ernstzu-
nehmende Partei. Dies unterstreicht, 
dass die AfD bei der Bundestagswahl 
klar von ihrem Charakter als neuer 
Kraft und Protestbewegung profitierte. 
Gleichzeitig gab die Angst vor einer Ver-
schärfung der Krise um die einheitliche 
Währung und die Verschuldung in Eu-
ropa einen realen Anknüpfungspunkt 
für die Unterstützung der AfD, was 
auch für die nächste Zukunft wirksam 
bleiben könnte. Laut Forschungsgruppe 
Wahlen9 war bei der AfD für 59 % ihrer 
Anhänger das Thema Euro-Krise für die 
Wahlentscheidung wichtig – weit mehr 
als bei den Anhängern aller anderen 
Parteien.

Bei der Frage nach den Wahlmotiven 
sagten laut Infratest dimap 69 % der 
AfD-Wähler, sie hätten die Partei aus 
Überzeugung gewählt, und nur 24 % ga-
ben an, dass dies aus taktischen Grün-
den geschah. Im Osten betrug der An-
teil der Überzeugungswähler sogar 72 % 
gegenüber 68 % im Westen. Die Wähler 
aus Überzeugung waren zwar etwas we-
niger als bei den anderen Parteien, aber 
immer noch deutlich mehr als bei der 
FDP, wo nur 51 % angaben, sie hätten 
die Partei aus Überzeugung gewählt. 
Auch bei Grünen und Linken betrug der 
Anteil der taktischen Wähler immerhin 
17 % bzw. 19 %. Zwar gaben 24 % der 
Befragten an, die AfD sage ehrlich, was 
sie wolle, aber auch nur 24 % sagten, sie 
hätten Kenntnis über die politischen In-
halte der Partei. Dies scheint Bewe-

gungsspielräume in alle Richtungen zu 
ermöglichen.

Der zwiespältige Charakter der AfD-
Wählerschaft wird auch durch den Blick 
auf das Stimmensplitting deutlich. Bei 
kleinen Parteien ohne Aussicht auf die 
Wahl eines Direktkandidaten gibt tradi-
tionell eine große Anzahl ihrer Zweit-
stimmenwähler die Erststimme für den 
Kandidaten einer anderen Partei ab. Bei 
der AfD wählten 36 % ihrer Wähler der 
Zweitstimme auch mit der Erststimme 
ihre Partei. Allerdings gaben laut Infra-
test dimap 27 % ihre Stimme einem 
Kandidaten einer anderen Partei, 22 % 
dem Unions-Kandidaten und 15 % dem 
der SPD. Dies unterstreicht, dass die 
Wählerschaft der AfD bei der Bundes-
tagswahl keineswegs auf ein bestimm-
tes Lager zuzuordnen war. Bei der FDP 
hatten zwar nur 28 % ihrer Wähler auch 
ihren Erststimmenkandidaten gewählt, 
aber 63 % den Kandidaten der Union. 
Bei den Grünen hatten immerhin 53 % 
ihrer Zweitstimmenwähler einen eige-
nen Kandidaten gewählt (bei der Linken 
sogar 70 %) und immerhin 34 % den 
SPD-Kandidaten. Demgegenüber mach-
te die AfD-Wählerschaft einen weit un-
strukturierteren Eindruck.

Die Europawahl 2014
Bei der Europawahl spielten naturge-
mäß eurokritische Elemente eine große 
Rolle bei der Motivation zur Wahl der 
AfD. Aber auch bei dieser Wahl kamen 
zusätzlich andere Einstellungen zum 
Tragen. Offensichtlich wurde die EU 
von den Wählern der AfD kritischer ge-
sehen als bei den Wählern aller anderer 
Parteien. So bejahten laut Infratest di-
map10 67 % der AfD-Wähler die Frage, 
ob die europäischen Länder künftig 
wieder stärker allein handeln sollen, 
während dies bei den anderen Parteian-

hängern jeweils nur Minderheiten anga-
ben (bei den Linken-Wählern 33 %, de-
nen der Union 19 % und denen von SPD 
und Grünen jeweils 13 %). 45 % der 
AfD-Wähler sagten, die Mitgliedschaft 
in der EU bringe Deutschland mehr 
Nachteile, nur für 11 % überwogen die 
Vorteile. Bei allen anderen Parteien war 

das Verhältnis umgekehrt. Eine Mehr-
heit von 61 % der gesamten Wähler-
schaft sagte, auch wenn die AfD ins Eu-
ropaparlament gewählt werde, gehöre 
sie nicht in den Bundestag. Für 53 % 
war sie keine ernstzunehmende Partei 
und für 47 % war der Vorwurf des 
Rechtspopulismus berechtigt. Aller-
dings gaben große Minderheiten auch 
rechtfertigende Bewertungen ab. So 
meinten 41 %, die AfD löse zwar keine 
Probleme, nenne die Dinge aber beim 
Namen. Für 37 % war sie eine Alternati-
ve für die, die sonst gar nicht wählen 
gehen würden, und 30 % bemerkten, 
die AfD achte darauf, dass deutsche In-
teressen in Europa nicht zu kurz kämen. 
29 % meinten, die AfD spreche offen 
aus, was die Mehrheit der Gesellschaft 
denke, und für 28 % war die AfD-Wahl 
eine gute Gelegenheit, den anderen Par-
teien einen Denkzettel zu verpassen. Je-
weils 19 % sagten, es sei gut, wenn die 
AfD bei der Europawahl gut abschneide 
und dass es mit der AfD eine Partei 

Die meisten AfD-Wähler bei der
Bundestagswahl 2013 waren 
Überzeugungswähler.
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gebe, die sich grundsätzlich gegen den 
Euro ausspricht.

Die unterschiedlichen Motivlagen 
der AfD-Wähler zeigen sich auch bei der 
Frage nach den wichtigsten Themen bei 
der Wahlentscheidung. So gaben 41 % 
der AfD-Wäher die Stabilität der Wäh-
rung an – der höchste Wert bei allen Par-
teien. Aber für ebenfalls 41 % war dies 

die soziale Sicherheit und für 40 % die 
Zuwanderung – ebenfalls der mit Ab-
stand größte Wert aller Parteien. Eine 
deutlich geringere Rolle spielten für die 
AfD-Wähler die Themen Friedenssiche-
rung (23 %), Wirtschaftswachstum (22 
%), Umweltschutz (17 %) und Verbrau-
cherschutz (15%).

Insgesamt wird deutlich, dass unter 
den Wählern der AfD neben der Euro-
pa- und Eurokritik eindeutig ein diffu-
ses Spektrum der Unzufriedenheit fest-
zustellen ist. 60 % der AfD-Wähler ga-
ben an, ihre Entscheidung sei aus Ent-
täuschung erfolgt, nur für 33 % geschah 
dies aus Überzeugung. Laut For-
schungsgruppe Wahlen gaben 39 % der 
AfD-Wähler an, sie hätten die Partei als 
Denkzettel für andere Parteien gewählt, 
aber 60 % der AfD-Wähler sagten, dies 
geschah wegen politischer Inhalte.11 Of-
fenbar spielten dabei nationalistische 
Motivlagen und vor allem Kritik an der 
Zuwanderung eine große Rolle.

Die Landtagswahl in Sachsen 2014
Bei den drei Landtagswahlen im Spät-
sommer 2014 wurden zusätzlich spezifi-
sche ostdeutsche Motivlagen deutlich, 
die bei der Wahl der AfD wichtig waren. 
So sahen sich laut Infratest dimap12   in 
Sachsen nur 37 % der AfD-Wähler auf 
der Gewinnerseite, aber 46 % auf der 
Seite der Verlierer der gesellschaftlichen 
Entwicklung. Dies war mit Abstand der 
höchste Wert aller Parteien; sogar bei 
der Linken gaben dies nur 30 % an, bei 
den Grünen 27 %, der SPD 18 % und 
der CDU 13 %. Zwar wurden der Partei 
von der gesamten Wählerschaft kaum 
messbare Kompetenzwerte zugebilligt, 
aber immerhin 62 % gaben an, sie fän-
den es gut, dass sich die AfD für Famili-
en mit drei und mehr Kindern einsetzt. 
Immerhin 54 % sagten, die AfD löse 
keine Probleme, nenne die Dinge aber 
wenigstens beim Namen, und 38 % fän-
den es gut, wenn die AfD im Landtag 
vertreten wäre. 26 % fänden sogar eine 
Vertretung der AfD in der Regierung 
gut – allerdings befürworteten nur 14 % 
eine Koalition aus CDU und AfD. Hin-
gegen sagten nur 22 %, sie finden es gut, 
dass es mit der AfD eine Partei gebe, die 
sich gegen den Euro ausspricht. Aller-
dings sahen auch 36 % die AfD in vielen 
Fragen auf einer Linie mit der NPD.

Ähnlich wie bei der Europawahl un-
terstellte laut Forschungsgruppe Wah-
len zwar auch eine Mehrheit aller Be-
fragten, die Wahl der AfD sei eine 
Denkzettelwahl. Unter den AfD-Wäh-
lern sah dieses Bild wiederum anders 
aus: Nur 20 % gaben eine Denkzettel-
wahl zu Protokoll, aber 76 % sagten, sie 
hätten sie wegen politischer Inhalte ge-
wählt. Sogar 90 % der AfD-Wähler sag-
ten, die AfD sei die einzige Partei, die 
die Dinge beim Namen nennt.13 Laut 
Forschungsgruppe Wahlen sprachen 

AfD und NPD auch gezielt ähnliche 
Segmente der Wählerschaft an. So war 
das Thema Kriminalitätsbekämpfung 
und Einwanderung für die AfD zentral. 
Parteichef Bernd Lucke hat im Wahl-
kampf öffentlich davon gesprochen, 
dass keiner wolle, „dass der Muezzin 
über Leipzig ruft“.14 Bei dieser Landtags-
wahl zeigte sich also, dass die Euro- und 
europakritische Dimension der AfD-
Wahl eine deutlich geringere Rolle spiel-
te gegenüber anderen, offenbar stark 
durch Frustration und Fremdenfeind-
lichkeit gesteuerten Motiven.

Die Landtagswahl in Thüringen 
2014

Bei der Landtagswahl in Thüringen 
zeigte sich eine sehr ähnliche Verteilung 
der Motivlagen. Zwar sagten laut Infra-
test dimap15 nur 35 % der AfD-Wähler 
in Thüringen, sie seien eher auf der Ver-
liererseite der gesellschaftlichen Ent-
wicklung (gegenüber 37 % bei der Lin-
ken, 27 % bei den Grünen, 18 % bei der 
SPD und 11 % bei der CDU). Anders als 
in Sachsen sah sich eine Mehrheit von 

42 % der AfD-Wähler eher auf der Ge-
winnerseite. In den anderen Einstel-
lungsdimensionen waren die Befunde 
aber fast deckungsgleich. Auch hier 
wurden ihr insgesamt keine Problemlö-
sungskompetenzen zugeschrieben, aber 
61 % sagten, es geschehe den anderen 
Parteien recht, dass die AfD den Politik-
betrieb aufmischte. Sogar 57 % mein-
ten, die AfD löse zwar keine Probleme, 
nenne die Dinge aber wenigstens beim 

Namen. 43 % fanden es gut, dass die 
AfD im Wahlkampf viele gute Dinge be-
nannt habe, die es in der DDR gab. 42 % 
sagten, sie fänden es gut, wenn die AfD 
im Landtag vertreten wäre. Jeweils 36 % 
gaben an, die AfD sei eine gute Alterna-
tive für die, die sich in der CDU nicht 
mehr aufgehoben fühlen und dass die 
AfD Positionen vertrete, die auch dem 
Befragten wichtig sind. Für 32 % war es 
wichtig, dass sich die AfD stärker gegen 
die Zuwanderung ausspricht als andere 
Parteien. Nur 24 % gaben an, sie finden 
es gut, dass es mit der AfD eine Partei 
gibt, die sich grundsätzlich gegen den 
Euro ausspricht.

Ähnlich wie in Sachsen sahen auch 
in Thüringen laut Forschungsgruppe 
Wahlen 73 % der AfD-Wähler ihre 
Stimmabgabe durch politische Inhalte 
motiviert und nur 26 % gaben eine 
Denkzettelwahl an.16 Wie in Sachsen 
zeigte auch die Wahl in Thüringen, dass 
die eurokritische Dimension der AfD 
deutlich weniger wichtig war als etwa 
die Elemente Protest, Frustration, Zu-
wanderung und DDR-Nostalgie.

Die Landtagswahl in Brandenburg 
2014

In Brandenburg zeigte sich ein sehr ähn-
liches Bild. Auch hier gaben laut Infra-
test dimap17 44 % der AfD-Wähler an, 
eher auf der Verliererseite der gesell-
schaftlichen Entwicklung zu stehen – 
nur 39 % sahen sich eher auf der Gewin-
nerseite. Dies unterschied sich ebenfalls 
deutlich von der Wählerschaft der ande-
ren Parteien. Bei der Linken sahen sich 
nur 31 % als Verlierer, bei der SPD 20 %, 
den Grünen 19 % und der CDU 13 %. 
Auch hier wurden ihr kaum Parteikom-
petenzen zugebilligt, aber immerhin 6 % 
taten dies im Bereich Kriminalitätsbe-
kämpfung und 5 % bei der Ausländer- 

Die meisten AfD-Wähler entschieden 
sich aus allgemeiner UNZUFRIEDENHEIT
für diese Partei.

Bei der Landtagswahl 2014 in SACHSEN 
wurde die AfD hauptsächlich wegen
ihrer politischen Inhalte gewählt.
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und Integrationspolitik. Immerhin 60 % 
sagten zur AfD, sie löse zwar keine Pro
bleme, nenne die Dinge aber wenigstens 
beim Namen. 59 % meinten, es geschehe 
den anderen Parteien recht, dass die AfD 
den Politikbetrieb aufmischte. Eine Ver-
tretung der AfD im Landtag fanden 41 % 
gut und 39 % fanden es ebenfalls gut, 
dass die AfD im Wahlkampf viele gute 

Dinge benannt habe, die es in der DDR 
gab. Immerhin 36 % sahen die AfD als 
gute Alternative für diejenigen, die sich 
in der CDU nicht mehr aufgehoben füh-
len. Jeweils 34 % fanden es gut, dass sich 
die AfD stärker gegen Zuwanderung ein-
setze als andere Parteien und dass sie Po-
sitionen vertrete, die dem Befragten 
wichtig sind. Auch in Brandenburg ga-
ben nur 22 % an, sie fänden es gut, dass 
es mit der AfD eine Partei gebe, die sich 
gegen den Euro ausspreche. Insgesamt 
galt in Brandenburg also dieselbe Motiv-
lage bei der Wahl der AfD wie in den an-
deren beiden Ländern, wobei hier das 
Thema Kriminalität und Verbrechensbe-
kämpfung offenbar zusätzlich eine ver-
schärfte Rolle gespielt hat.

Einordnung der AfD
Bereits im September 2013 (noch vor der 
Bundestagswahl) erschien eine Studie 
im Auftrag der Heinrich-Böll-Stiftung 
Nordrhein-Westfalen mit dem Ziel, 
„den Grad, den Einfluss und die Bedeu-
tung rechtspopulistischer, rechtskon-
servativer und marktradikaler Politik-
vorstellungen in der AfD genauer ein-
schätzen und bewerten zu können“.18  

Schon diese Studie wollte die AfD nicht 
als rechtsextremistische oder rechtspo-
pulistische Partei einordnen. Als Argu-
mente wurden zum einen angeführt, 
dass allein aus einer euro-skeptischen 
oder EU-kritischen Haltung nicht auto-
matisch eine Analogie zu rechtspopulis-
tischen oder rechtsextremistischen Ein-
stellungen abgeleitet werden könne. 
Zum anderen seien öffentliche Verglei-
che zwischen der AfD mit offen rechts-
extremen oder neonazistisch orientier-
ten Parteien wie der NPD unbrauchbar 
zur Beurteilung möglicher rechtspopu-
listischer Ausrichtungen in der AfD. Ge-
rechtfertigt sei hingegen ihre Einord-
nung als Partei rechts der Union.19

In Wissenschaft und Publizistik fin-
den sich seitdem unterschiedliche Ver-
suche der Einordnung der AfD. Noch 
Anfang 2014 wurde sie auf der Links-
Rechts-Skala des Instituts Forschungs-
gruppe Wahlen nur leicht rechts von der 
Mitte eingestuft: leicht rechts von der 
FDP, aber noch links von CDU und 
CSU. Eine Rechtsaußen-Partei oder gar 
eine extremistische Partei war sie in den 
Augen der deutschen Bevölkerung also 
nicht. Inwieweit sich das in den letzten 
Monaten geändert hat, lässt sich nicht 
belegen.

Ebenfalls Anfang 2014 erschien eine 
Wahlanalyse des Abschneidens der AfD 
bei der Bundestagswahl 2013 auf der 
Basis von Daten der German Longitudi-
nal Election Study (GLES) 2013.20 Dort 
wurde gezeigt, dass die AfD vor allem 
bei den Wählern punktete, die mit einer 
Verschlechterung der Wirtschaftslage 
rechneten. Die Wirtschaftspessimisten 
machten zwar nur einen geringen Teil 
der Wählerschaft aus, der aber überpro-
portional der AfD zugeneigt war. Dazu 
spielte die Angst vor der Euro-Krise eine 
große Rolle für die AfD-Wähler, die zu-

sätzlich Hilfen für betroffene Euro-Kri-
senländer überdurchschnittlich kritisch 
gegenüberstanden. Diese Krisenängste 
hätten vor allem bei den Spätentschei-
dern eine große Rolle gespielt.21 Hinzu 
kam als weitere Dimension die Immi
grationspolitik. Die Bereitschaft zur 
Wahl der AfD wurde durch immigrati-
onsskeptische Einstellungen deutlich 
befördert.22 All diese Einstellungsdi-
mensionen waren bei männlichen Wäh-
lern und solchen aus den neuen Bundes-
ländern stärker verbreitet. Insbesondere 
bei den Spätentscheidern spielte die Ab-
lehnung einer multikulturellen Einwan-
derungspolitik offenbar eine große Rol-
le. Auch diese Analyse sieht zum Datum 
ihres Erscheinens keinen Anlass, die 
AfD aufgrund ihrer Programmatik als 
rechtspopulistische Partei zu klassifizie-
ren. Sie sieht es für den weiteren Werde-
gang der AfD als entscheidend an, wie 
sich die etablierten Parteien auf den für 

den Wahlerfolg der AfD entscheidenden 
Feldern verhalten – nämlich beim Um-
gang mit der europäischen Schuldenkri-
se und der Einwanderungs- und Integra-
tionspolitik.23

Ein Papier des Wissenschaftszen
trums Berlin vom Februar 2014 versuch-
te die gesellschaftliche Verankerung der 
AfD näher zu analysieren.24 Laut den 
Autoren sei der wesentliche Hinter-
grund der erfolgreichen Gründung und 

Mobilisierung der AfD zum einen die 
Entstehung einer „rechtsliberal-konser-
vativen europapolitischen Option auf 
europäischer Ebene“ und zum anderen 
diese Option „im Verein mit den lange 
in der Zivilgesellschaft verankerten neo-
liberalen und national-konservativen 
Kräften in Deutschland“.25 Allerdings 
seien auch „Anschlüsse an progressives 
Denken“ erkennbar wie bei Fragen der 
Daseinsvorsorge, des Pestizideinsatzes 
in der Landwirtschaft, der Haftung von 
Banken und Großkonzernen oder der 
Transparenz von politischen Entschei-
dungsprozessen. Eine Einordnung der 
AfD als rechtsextremistisch oder auch 
nur klar rechtspopulistisch wäre nach 
dieser Analyse kaum vorstellbar.

Eine Studie im Auftrag der Fried-
rich-Ebert-Stiftung vom November 
2014 lieferte Anhaltspunkte für die Ein-
stellungen eines Teiles der Wählerschaft 
der AfD.26 Diese neue – diesmal von der 
Universität Bielefeld durchgeführte – 
Rechtsextremismus-Studie konstatierte 
bei den befragten AfD-Anhängern hohe 
Werte in den Einstellungsdimensionen 
Befürwortung einer Diktatur, Chauvi-
nismus, Ausländerfeindlichkeit, Sozi-
aldarwinismus und Verharmlosung des 
Nationalsozialismus. Diese Werte lagen 
deutlich höher als bei allen anderen Par-
teianhängern mit Ausnahme derer der 
NPD und teilweise bei den Nichtwäh-
lern.27 Diese Studie konstatiert bei den 
AfD-Anhängern auch eine überpropor-
tionale Zustimmung zu einem „markt-
förmigen Extremismus“. Dieser sei ge-
kennzeichnet durch die Facetten „unter-
nehmerischer Universalismus“ (als ver-
allgemeinerte neoliberale Form der 
Selbstoptimierung), „Wettbewerbsideo-
logie“ (Forderung allgegenwärtigen 
Wettbewerbs, um Fortschritt und Er-
folg zu erzielen) und „Ökonomistische 

Die Wahlforschung ordnet die AfD 
als POPULISTISCHE Partei ein.

Auch bei der Landtagswahl 2014 in 
Thüringen war der „Denkzettel“ für die 
AfD-Wähler KEIN Motiv.
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Werthaltungen“ (die Anwendung öko-
nomischer Kriterien zur Bewertung gan-
zer Bevölkerungsgruppen). Inwieweit 
diese Kategorien sinnvoll sind, mag da-
hingestellt bleiben, sie haben aber mit 
klassischen politischen Extremismus-
Definitionen wenig zu tun. Während bei 
allen Befragten 21,1 % in diese Gruppe 
eingeordnet werden, sind laut dieser 
Studie 38,4 % der AfD-Anhänger darin 
zu verorten.28

Andere Befunde dieser Studie leuch-
ten eher ein: So sehen insgesamt 33,6 % 
der Befragten ihren Lebensstandard be-
droht, bei den Anhängern der AfD hin-
gegen 60,3 %.29 Insgesamt will die Stu-
die verdeutlichen, dass die AfD eine in 
hohem Maße populistische Partei sei. 
Dies gelinge ihr nicht nur wegen ihrer 
EU-kritischen Haltung. „Die Partei AfD 
greift das vorhandene wettbewerbspoli-
tische Sprachrohr auf und scheint gera-
de diese ökonomisch menschenfeindli-
che Verbindung zu kanalisieren.“30

Neuere Daten aus der Bundestags-
wahlstudie im Rahme der GLES (Ger-
man Longitudinal Election Study) zur 
Bundestagswahl 2013 bestätigen zahl-
reiche Analysen zur AfD.31 Ihre Kandi-
daten zur Bundestagswahl unterschie-
den sich insgesamt in einigen Punkten 
von denen anderer Parteien. So war ihr 
Anteil von Kandidaten mit Hochschul-
abschluss mit 73 % auf den Niveau von 
Union, SPD, FDP und Grünen, lag da-
mit aber deutlich über den Werten bei 
den Linken und den Piraten. Das Durch-
schnittsalter der Kandidaten war mit 50 
Jahren das höchste aller Parteien (bei 
der Union war dies 47 Jahre, bei SPD 
und FDP 46 Jahre und den Grünen 44 
Jahre. Bei der Linken waren dies immer-
hin 49 Jahre, während die Piraten nur 
auf 39 Jahre kamen). Der Frauenanteil 
der Kandidaten war mit 14 % der nied-

rigste aller Parteien; die Piraten kamen 
auf 17 %, die FDP auf 20 %, die Union 
auf 31 %, die Linke auf 35 %, die SPD 
auf 40 % und die Grünen auf 44 %.32

Auch die Auswertungen der GLES 
legen den Schluss nahe, dass die Wäh-
lerschaft von Union und AfD nur relativ 
geringe Überschneidungen aufwies. So 
war das Stimmensplitting zwischen 
CDU oder CSU als Erst- und AfD als 
Zweitstimme nur in 4,6 % der Stimm-
kombinationen zu verzeichnen gewesen 
– die Kombination Union / FDP kam 
auf 13,1 % und die aus SPD und Grünen 
auf 12,6 %.33 Wie zu erwarten, zeigte 
auch diese Nachwahlanalyse, dass die 
AfD einen etwas überproportionalen 
Stimmenanteil bei Selbständigen sowie 
bei Wählern unter 40 Jahren zu ver-

zeichnen hatte, hingegen einen deutlich 
unterproportionalen Anteil bei gewerk-
schaftlich organisierten Angestellten 
und Arbeitern sowie besonders bei 
Wählern mit türkischem Migrations-
hintergrund.34

Die Ergebnisse der GLES bestätigten 
auch den Einfluss ökonomischer Erwar-
tungen auf das Wahlverhalten zuguns-
ten der AfD. So führte sowohl die Unzu-
friedenheit mit dem Regierungskurs in 
der Eurokrise als auch die Ablehnung 
finanzieller Unterstützung für die Kri-
senstaaten zu einer höheren Wahr-
scheinlichkeit der Wahl der AfD.35 Ge-
nerell zeigte diese Auswertung für die 
wesentlichen Politikfelder, dass der AfD 
eine geringe Problemlösungskompetenz 
zugeschrieben wurde – bei den meisten 

Themen von 2 % und der Arbeitsmarkt-
politik nur von 1 %. Allerdings wurde 
ihr in der Finanzpolitik immerhin von 	
6 % diese Kompetenz zugeschrieben, 
wobei Sachfragen insgesamt für die Er-
klärung der Wahlentscheidung zuguns-
ten der AfD offenbar eine eher geringe 
Rolle spielten.36 Interessant ist auch der 
Befund, dass nur ein Drittel der Wähler 
der AfD während des Wahlkampfes 
„stabil“ bei ihrer Entscheidung blieben, 
was unterstreicht, „dass ehemals unent-
schlossene Bürger oder Nichtwähler von 
der Partei Alternative für Deutschland 
angezogen wurden“.37 In der Summe 
sieht die GLES die AfD als „single-
issue“-Partei, die hauptsächlich von der 
Kritik an der Euro-Rettungspolitik in 
Verbindung mit Ressentiments gegen 
Immigration profitierte. Zusätzlich deu-
tet sie das Ergebnis der AfD als Beleg 
dafür, dass es in der deutschen Bevölke-
rung eine größere Bereitschaft gibt, mit 
seiner Stimme auch bei einer Bundes-
tagswahl zu experimentieren.38  ///

/// �Dr. Gerhard Hirscher
ist Referent für Grundsatzfragen der Po-
litik, Parteien- und Wahlforschung der  
Akademie für Politik und Zeitgeschehen, 
Hanns-Seidel-Stiftung, München. 
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Der Transformationsprozess schlägt 
sich z. B. im Bedeutungsverlust rein re-
gulärer Konfliktstrategien für reguläre 
Streitkräfte nieder, dem ein Bedeutungs-
zuwachs dezentralisierter und nicht auf 
klassisch kononventionelle Handlungs-
bereiche begrenzter Konfliktstile gegen-
übersteht. Erste Veröffentlichungen, 
z. B. von Seiten des russischen General-
stabes, legen den Eindruck nahe, dass 
sich dieser Trend in naher Zukunft wei-
ter verstärken wird. Erwartet und gefor-
dert wird eine vollständige Verbindung 
von zivilen und militärischen Fähigkei-
ten, mit dem Ziel einer multidimensio-
nalen politischen Konfliktform bei 
gleichzeitiger Flexibilisierung von Füh-
rungsstrukturen. Eine solche Konflikt-
umgebung zeichnet sich durch ein ho-

/// Hintergrund und Herausforderungen einer aktuellen Konfliktform 

hes Maß an Unberechenbarkeit aus und 
stellt staatliche Sicherheitsvorsorge auf 
nationaler und NATO-Ebene vor erheb-
liche Herausforderungen. Die Entwick-
lung geeigneter Analyseinstrumente zur 
Früherkennung hybrider Gefährdungs-
lagen sowie institutioneller Rahmenbe-
dingungen zu ihrer Begegnung erschei-
nen hierzu als wichtige erste Schritte. 

Zur aktuellen Popularität des 
Begriffs „hybrider Krieg“

In den vergangenen Monaten hat der Be-
griff des „hybriden Krieges“ im sicher-
heitspolitischen Kontext verstärkte me-
diale Aufmerksamkeit erfahren. Wäh-
rend in Fachkreisen bereits spätestens 
seit dem Krieg zwischen Israel und der 
Hisbollah im Jahr 2006 über das mögli-

HYBRIDE KRIEGE

DENNIS PRANGE /// Seit dem Ausbruch des Ukraine-Konfliktes wird in den 
westlichen Medien zur Beschreibung der gewalttätigen Auseinandersetzungen in 
der Ukraine häufig der Zusatz „hybrid“ verwendet. Derartige Vorgänge sind allge-
mein dann als hybrid zu bezeichnen, wenn ein kombinierter Einsatz konventioneller 
und asymmetrischer sowie nicht-militärischer Methoden und Kräfte gegen einen 
gemeinsamen Feind stattfindet. Dieser Beitrag beschreibt drei Entwicklungsstufen 
hybrider Auseinandersetzungen, indem er sich mit Geschichte (Kombinierte Streit-
kräfte), Gegenwart (hybride Kriege) und potenziellen zukünftigen Herausforder
ungen (hybride Konflikte) dieses Themenkomplexes auseinandersetzt. Dabei  
skizziert er zugleich eine Entwicklungslinie, die einen durch Technologie  
ermöglichten Wandel hybrider Konfliktformen widerspiegelt. 
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Die Ukraine-Krise ist keine 
klassisch konventionelle 
Auseinandersetzung mehr, 
sondern ein hybrider  
Konflikt mit dezentraler 
Kampfweise, außermilitäri-
schen Maßnahmen und 
entgrenzten Konfliktfeldern.

che Aufkommen einer weiteren unkon-
ventionellen Konfliktklasse neben den 
bereits bekannten sog. „asymmetri-
schen Konflikten“1 diskutiert wurde,2 
dienten die russische Besetzung der 
Krim und die nachfolgenden Kämpfe in 
der Ostukraine als Auslöser für eine 
weitverbreitete mediale Nutzung des 
Begriffes. Dieser erscheint tatsächlich 
besonders geeignet, um die zunehmend 
häufiger anzutreffende Verschränkung 
von militärischen und ursprünglich zi-
vilen Handlungsfeldern zu beschreiben, 
selbst wenn er noch nicht Teil des offizi-
ellen Sprachgebrauchs der in diesen An-
gelegenheiten oftmals richtungsweisen-
den US-Regierung ist.3 Allerdings findet 
sich in der Erklärung des NATO-Gipfels 
in Wales unter Punkt 13 vom September 
2014 eine dezidierte Verpflichtung zur 
Vorbereitung von Abwehrmaßnahmen 
gegen „Hybridkriege“.4 Ebenfalls sprach 
Verteidigungsministerin von der Leyen 
kürzlich im Kontext der anstehenden 
Neuauflage eines Weißbuchs zur Sicher-
heitspolitik Deutschlands von „hybrider 
Kriegsführung“ als einer neuen Heraus-
forderung, mit der sich das Weißbuch 
auseinandersetzen soll.5 

Frühformen hybrider Kriege und 
ihre Funktionsprinzipien 

Die dem Phänomen hybrider Kriege zu-
grunde liegenden Wirkprinzipien sind 
deutlich älter als seine aktuelle Bezeich-
nung. Im Zentrum des Begriffes steht 
die Verknüpfung von Wirkmechanis-
men regulärer und asymmetrischer 
Kräfte. Es hat in der Geschichte des 
Krieges immer wieder Beispiele für hy
bride Kriege – oder mindestens dessen 
Vorformen – gegeben. Das Phänomen 
hybrider Kriege tritt jedoch historisch 
nur im Kontext von Auseinandersetzun-
gen zwischen regulären, in ihrer Hand-

lungsfreiheit durch Regeln, feststehende 
Organisationsformen und Hierarchien 
geprägte Streitkräfte auf der einen Seite 
und mehr oder weniger eng koordinier-
ten regulären und asymmetrischen geg-
nerischen Kräften auf der anderen Seite 
in Erscheinung. 

Die begriffliche Anbindung hybrider 
Kriege an die Existenz hochentwickelter 
Streitkräfte mag auf den ersten Blick pa-
radox erscheinen. Der hybride Krieg und 
seine Vorformen erlangen ihre Wirk-
samkeit jedoch genau aus jener Erweite-
rung ihres operativen Handlungsrau-
mes, welche aus der Verbindung der Fä-
higkeiten regulärer und der Hinzuge-
winnung asymmetrischer Kriegsfüh-
rungspotenziale erwächst, die zentrali-
sierten und regelgeleiteten konventionel-
len Armeen nicht (mehr) zugänglich 
sind. Er ist die Negation der Differenzie-
rung, funktionalen Spezialisierung und 
Verrechtlichung der regulären Streitkräf-
te hochentwickelter Staaten. 

Wichtige militärische Beispiele sol-
cher Kombinationen in der neueren Ge-
schichte sind der amerikanische und der 
spanische Unabhängigkeitskrieg, in de-
nen asymmetrische Einheiten entschei-
dend zum Gesamterfolg beitrugen. Für 
diese Frühform hybrider Kriege führte 
Thomas M. Huber in den 1990er-Jahren 
die Bezeichnung „Compound Warfare“6  
ein, welche für die Zwecke dieses Bei-
trags frei als „kombinierte Kriegsfüh-
rung“ übersetzt wird. Anhand dieser 

Konventionelle Strategien bekommen 
Konkurrenz.
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Vorform hybrider Auseinandersetzun-
gen sollen zwei grundlegende Wirkme-
chanismen der Hybridität dargestellt 
werden. 

Wirksamkeit erlangen die Methoden 
der kombinierten Kriegsführung, indem 
die an militärischem Potenzial in der Re-
gel weit überlegenen konventionellen 
Truppen in einen permanenten Zustand 

der organisatorischen Fehlanpassung 
versetzt werden. Die Ursache des Erfol-
ges liegt hierbei in der Kombination von 
regulären und asymmetrischen Truppen 
in Form eines Wirkverbundes, welcher 
die Stärken der beiden Organisationsfor-
men nutzen und ihre Schwächen ausglei-
chen kann. Die Stärke der regulären Ein-
heiten liegt in ihrer Kampfkraft, die der 
asymmetrischen in ihrer dezentralisier-
ten Führungsstruktur, die zu einer ho-
hen Resilienz (verstanden als Wider-
standskraft einer Organisation gegen 
Störungen) dieser Organisationsform 
führt und eine umfassende Bekämpfung 
sehr erschwert. So entfalten zwangsläu-
fig partiell bleibende militärische Erfolge 
praktisch nie eine kriegsentscheidende 
Wirkung. 

Aus organisatorischer Perspektive 
verweigert eine kombinierte Kriegsfüh-
rung dem konventionellen Gegner die 
Einnahme seiner effektivsten Organisa-

tionsform, der Truppenkonzentration. 
Stattdessen zwingt sie ihn in eine per-
manent defizitäre Lage, nämlich die 
Verteilung seiner Truppen, aus der her-
aus er erstens keine entscheidenden Er-
folge erringen kann und zweitens an-
greifbar wird. Ein daran anknüpfender 
Aspekt der Organisationsstruktur be-
trifft die Führung kombinierter Streit-
kräfte. So ist es ein Unterschied, ob die 
hybriden Streitkräfte durch eine zentra-
le Instanz gelenkt werden oder weitge-
hend unabhängig voneinander gegen 
denselben konventionellen Gegner vor-
gehen. Die Stärke einer zentral geführ-
ten kombinierten Streitkraft besteht 
darin, Schwachstellen des Gegners 
nicht nur sehr gezielt ausnutzen, son-
dern diese durch eigene Manöver sogar 
erzeugen zu können. So ist es möglich, 
durch Einsatz asymmetrischer Kräfte 
den konventionellen Gegner zur Vertei-
lung seiner Kräfte im Raum zu zwingen 
und sodann Teile dieser schwachen, 
verteilten Kräfte mit der Offensivkraft 
der eigenen regulären Einheiten zu 
überwältigen. Der lageangepasste 
Wechsel zwischen den zwei Formen der 
Streitkräfteorganisation ist bei zentral 
geführten hybriden Streitkräfte beson-
ders effektiv möglich. Zugleich verrin-
gert sich mit der Zentralisierung von 
Führung allerdings die Flexibilität.

Dezentralisierte kombinierte Streit-
kräfte sind dagegen entsprechend weni-
ger zu koordinierten Aktionen in der 
Lage, verfügen aber in ihren Angriffsplä-
nen aufgrund der geringen Koordinati-
onsverpflichtungen mit anderen Einhei-
ten über ein sehr hohes Maß an lageab-
hängiger Flexibilität, wodurch ihre 
Handlungen für Gegner nahezu unbere-
chenbar werden. Darüber hinaus sind sie 
durch ihren geringen Grad an Zentrali-
sierung sehr resilient gegenüber Angrif-

fen, weil sie keine zentralen Schwachstel-
len besitzen. 

Insgesamt können zentral geführte 
kombinierte Streitkräfte eine stärkere 
Wirkung auf den Gegner entfalten, sind 
dafür jedoch auch anfälliger für Störun-
gen, wohingegen dezentralisiert vorge-
hende kombinierte Streitkräfte weniger 
effektiv, aber auch deutlich widerstands-
fähiger sind. 

Moderne hybride Kriege
In der Folge des Krieges zwischen Israel 
und der Hisbollah im Jahr 2006 erfuhr 
die Kombination von regulären und 
asymmetrischen Kräften neue Auf-
merksamkeit.7 Anlass dafür war die Er-
folglosigkeit der israelischen Armee in 
der Umsetzung ihrer militärischen Zie-
le gegenüber der im Libanon operieren-
den Hisbollah. Diese entwickelte den 
Gedanken einer kombinierten Kriegs-
führung weiter, in dem sie die operative 
Trennung von Einheiten mit eher regu-
lärem Charakter und solchen mit eher 
asymmetrischem Charakter verringer-
te. Das erste wesentliche Merkmal die-
ser annähernden Verschmelzung war 
der erfolgreiche Einsatz moderner Waf-
fen, die der Hisbollah von Seiten des 
Iran zur Verfügung gestellt wurden. 

Diese führten zu so massiven Kampf-
kraftgewinnen auf Seiten dieser ge-
meinhin asymmetrisch operierenden 
Einheiten, dass sie streckenweise den 
regulären Streitkräften Israels ernsthaf-
te Gefechte liefern konnten.8 Besondere 
Aufmerksamkeit erregten in diesem 
Zusammenhang der Einsatz eines See-

zielflugkörpers gegen ein israelisches 
Kriegsschiff sowie moderne Panzer- 
und Flugabwehrwaffen.9

Zentral für die Leistungssteigerung 
der Hisbollah war dabei der Transfer von 
Technologie durch die Anlehnmacht 
Iran sowie die Entwicklung von Takti-
ken, die es erlaubten, die traditionelle 
Stärke regulärer Einheiten, nämlich ihre 
Kampfkraft, mit der Stärke asymmetri-
scher Einheiten, ihrer dezentralisierten 
Kampfweise, zu kombinieren. Diese Ver-
schmelzung beider Organisationsfor-
men bedeutete einen kaum zu unter-
schätzenden Entwicklungsschritt in der 
Geschichte hybrider Kriege. 

Weiterhin verfolgte die Hisbollah 
eine nicht zuletzt auf soziale Netzwerke 
gegründete, dezentrale, aber überaus ak-
tive Medienstrategie, mit deren Hilfe sie 
die internationale öffentliche Meinung 
gegen Israel wenden konnte, welches von 
der Medienkampagne überrascht wur-
de. In der Folge geriet Israel unter massi-
ven öffentlichen Druck, welcher sich 
stark auf die militärische Handlungsfrei-
heit auswirkte und dazu führte, dass 
sich Israel schließlich aus dem Libanon 
zurückzog, ohne seine militärischen Zie-
le erreicht zu haben. Falls die israelische 
Regierung überhaupt über ausreichende 
und qualifizierte Kräfte zur Behandlung 
dieser medialen Krise verfügte, war sie 
nicht in der Lage, rechtzeitig eine media-
le Gegenstrategie zu entwickeln. 

Der Libanonkrieg von 2006 wurde 
letztlich aus zwei Gründen prägend für 
die Entwicklung der neuen Konfliktty-
penbezeichnung „hybrider Krieg“. Zum 
einen negierte er durch eine erfolgreiche 
Kombination der Stärken regulärer und 
asymmetrischer Organisationsformen 
die vormals als überwältigend einge-
schätzten konventionellen Fähigkeiten 
der israelischen Armee. Er relativierte 

In der hybriden Kriegsform 
wird eine KOMBINATIONSFORM 
aus regulären und asymmetrischen 
Kräften wirksam.

Die kombinierte Kriegsführung führt 
zur LEISTUNGSSTEIGERUNG.
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die Bedeutung umfangreicher und auf-
wändiger Militärstrukturen, indem er 
durch den Einsatz leistungsfähiger und 
leicht zu verwendender Waffensysteme 
eine günstige und stark dezentralisierte 
Kriegsführung mit vergleichsweise ho-
her Wirksamkeit ermöglichte. Dies ver-
setzte eine Organisation mit begrenzten 
Ressourcen wie die Hisbollah in die 
Lage, mit sehr geringem Aufwand für 
Logistik, Ausbildung und Führung, 
kampferprobten und hochmodern aus-
gerüsteten israelischen Streitkräften er-
folgreich entgegenzutreten. 

Zum anderen rückte durch die Aus-
wirkungen der Medienkampagne der 
Hisbollah die Bedeutung von nicht-mi-
litärischen Wirkmitteln in den Fokus 
der Aufmerksamkeit. Während bewaff-
nete Konflikte schon immer durch eine 
Informationspolitik der beteiligten Ak-
teure begleitet waren, veränderte sich 
der Status von Informationsoperatio-
nen von einer relativen Begleiterschei-
nung zu einem potenziell kriegsent-
scheidenden Instrument, das unmittel-
baren Einfluss auf das politische Ergeb-
nis von Kampfhandlungen nehmen 
kann. Durch diesen Bedeutungswandel 
von Informationsoperationen hin zu ei-
nem aktiven Bestandteil einer Konflikt-
strategie erweiterte sich das Spektrum 
kriegsentscheidender Maßnahmen 
über den rein militärischen Kontext hi-
naus. Dies legt den Gedanken nahe, 
dass im Zuge der Verschränkung politi-
scher Handlungsoptionen auch andere 
vormals nicht-militärische Wirkmittel 
zur unmittelbaren Unterstützung von 
Operationen in einem zivil-militäri-
schen Wirkverbund eingesetzt werden 
können.

Die israelische Antwort in den fol-
genden Konflikten bestand zum einen 
aus einer sehr offensiven Informations-

politik der Streitkräfte, die sowohl an die 
internationale Öffentlichkeit, als auch 
an die Zivilbevölkerung in von Militär
operationen betroffenen Gebieten ge-
richtet war. Durch Warnungen über be-
vorstehende Einsätze wurde versucht, 
die Verluste unter Unschuldigen zu redu-
zieren und dadurch einer Verurteilung 
durch die Weltöffentlichkeit zu entge-
hen. Auch wenn diese Maßnahmen 
noch keineswegs perfekt waren, konn-
ten so doch die Opferzahlen unter den 
Zivilisten reduziert werden. 

Darüber hinaus passte die israelische 
Führung die strategischen Ziele der Mili-
täroperationen dahingehend an, dass 
von dem Ziel der Herstellung eines er-
wünschten politischen Endzustands Ab-
stand genommen wurde. Spätere Kam-
pagnen hatten lediglich zum Ziel, die 
Handlungsfreiheit der gegnerischen 
Kräfte für einen bestimmten Zeitraum 
einzuschränken. An die Stelle des Stre-
bens nach möglichst endgültigen Ent-
scheidungen ist so in den vergangenen 
Jahren die Vorstellung getreten, einen 
anhaltenden und bis auf weiteres nicht 
zu lösenden Konfliktzustand im eigenen 
Sinne zu beeinflussen, man könnte sa-
gen, zu managen. Dieser Gedanke einer 
Stabilisierung von latent schwelendenen 
Kriegen auf einer Stufe erträglicher In-
tensität könnte richtungsweisenden 
Charakter auch für andere Akteure in 
zukünftigen Konflikten haben, wobei 

sich ggf. die Wahl der Mittel deutlich un-
terscheiden kann. 

Im Stadium mit dem hybriden Krie-
ge haben zwei wesentliche Entwick-
lungsschritte stattgefunden: Erstens 
steigt die Kampfkraft der asymmet-
risch vorgehenden Kräfte, wodurch die 
Bedeutung regulärer Strukturen ver-
ringert und die Unberechenbarkeit des 
Kriegsgeschehens verstärkt wird. Zwei-
tens wird der Krieg hinsichtlich der in 
ihm verwendeten Mittel entgrenzt. In-
sofern gewinnen die asymmetrischen 
Anteile in der geschichtlichen Entwick-
lung hybrider Auseinandersetzungen 
sukzessive die Oberhand über reguläre 
Anteile am Kriegsgeschehen – aktuelle 
hybride Kriege werden asymmetri-
scher. 

Russische Einschätzungen zur 
Hybridisierung

Die Annahme einer fundamentalen 
Neuorientierung von Kriegsbildern hin 
zu hybriden Auseinandersetzungen be-
wegte auch den Chef des russischen Ge-
neralstabes, General Valery Gerasimov, 
zu einem aus dem Februar 2013 stam-
menden Artikel in der Militärzeitschrift 
Voyenno Promyshlennyy Kuryer 
(VPK).10 In diesem forderte er seine Sol-
daten zur Entwicklung den Zeitläufen 
angemessener neuer Strategien auf. Da-
bei ist aus seinen Aussagen abzuleiten, 
dass Gerasimov die Grenzen eines rein 
militärischen Kontextes verlassen hat 
und in seinem strategischen Denken zu-
künftige Auseinandersetzungen viel-
mehr in der Form politischer Konflikte 
mit militärischer Komponente versteht. 
In einer solchen Strategiekonzeption ge-
winnt der Clausewitzsche Gedanke vom 
Krieg als Durchführung des politischen 
Verkehrs mit anderen Mitteln eine neue 
Dimension.11

Die von Gerasimov geforderte Adap-
tion auf aktuelle Herausforderungen, so 
sie denn tatsächlich realisiert werden 
sollte, verbände die zuvor genannten, 
durch moderne Technologien und Or-
ganisationsformen ermöglichten hybri-
den militärischen Strategien mit Ele-
menten des multidimensionalen politi-
schen Konflikts. Mit seinen Überlegun-
gen knüpft Gerasimov möglicherweise 
nicht nur an die aktuellen Entwicklun-
gen im Bereich der hybriden Kriege, son-
dern an eine Tradition des Denkens in 
politischen Konfliktstrukturen an, die 
bis in die Frühzeit der Sowjetunion zu-
rückreicht. So hat bereits Lenin die 
„Verbindung legaler und illegaler, parla-
mentarischer und außerparlamentari-
scher, friedlicher und nichtfriedlicher 
Kampfmittel“12 im Rahmen der Revolu-
tion vertreten und damit einen Typus 
des politischen Konflikts beschreiben, 
der sich zumindest der kategorialen Ein-
hegung entzieht und alle Formen (para-)
staatlichen Handelns umfassen kann. 

Ein solcher multidimensionaler Kon-

flikt, von wem auch immer initiiert, er-
weitert das Spektrum möglicher Kon-
fliktszenarien erheblich und könnte 
nicht nur auf militärische Erfolge abzie-
len, wie sie im Rahmen eines hybriden 
Krieges angestrebt würden. Denkbar 
wäre mit Blick auf die vom Generalstabs-

Im Libanonkrieg wurde der 
BEDEUTUNGSWANDEL von Informations-
operationen deutlich.

Für General GERASIMOV sind kommende 
Kriege politische Auseinandersetzun-
gen mit militärischer Komponente.
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chef ausgeführte wachsende Bedeutung 
wirtschaftlicher Aktionen auch die Ver-
folgung allgemeinerer politischer Inter-
essen durch die Verbindung militäri-
scher und ziviler Wirkmittel. Hier seien 
nur die Verknüpfung militärischer, in-

formationeller und internetbasierter 
Operationen mit Fragen der Energiesi-
cherheit oder der Stabilität der Finanz-
märkte genannt. 

In diesem Ansatz ist ein weiterer Ent-
wicklungsschritt in der Geschichte hyb-
rider Auseinandersetzungen zu sehen, in 
dessen Folge die durch Technologie ver-
stärkten Fähigkeiten asymmetrischer 
Kräfte nicht nur durch gleichwertige zi-
vile Konfliktmittel unterstützt werden, 
sondern diesen nunmehr zuarbeiten. 
Nach einer militärischen Asymmetrie-
rung ist hiermit eine weitere Schwer-
punktverlagerung hin zu einer Entgren-
zung des Konfliktraumes zu konstatie-
ren. Zugleich kann eine Dezentralisie-
rung von Koordinationsprozessen mit 
Hilfe der sich rasant entwickelnden In-
formationstechnologie die Vorteile 
asymmetrischer Organisationsformen 
wie Flexibilität und Resilienz potenziell 
auch auf politische multidimensionale 
hybride Konflikte übertragen.

 Erste institutionelle Schritte in die-
ses neue Zeitalter wurden in Russland 
bereits insofern unternommen, als dem 
russischen Generalstab weitreichende 
Befugnisse bei der Koordination und In-
anspruchnahme weiterer staatlicher Or-
ganisationen übertragen wurden.13 Eine 
solche Vernetzung militärischer und zi-

viler staatlicher Institutionen erscheint 
vor dem Hintergrund der russischen Per-
zeption sich dramatisch verändernder 
Konfliktmuster folgerichtig. Wenn sie 
sich beispielsweise im Bereich der Cyber-
sicherheit mit kommerziellen oder priva-
ten Gruppen verbindet, könnten die rus-
sischen Ambitionen im Handlungsfeld 
der hybriden Konflikte wesentliche Fort-
schritte gemacht haben. 

Folgen für die deutsche Sicher-
heitsvorsorge

Diese Überlegungen werfen Fragen hin-
sichtlich des Standes des strategischen 
Denkens ebenso wie der institutionellen 
Koordination in der deutschen Sicher-
heitsvorsorge auf. Denn so wie reguläre 
Streitkräfte hochentwickelter Staaten in 
der Vergangenheit an den organisatori-
schen Asymmetrien in der Interaktion 
mit hybriden Gegnern scheiterten, steht 
heute zu befürchten, dass multidimensi-
onale Bedrohungen, die in die Zustän-
digkeit unterschiedlicher staatlicher Ins-
titutionen fallen, aufgrund ihrer Unbe-
rechenbarkeit und Resilienz eine ernst-
hafte Herausforderung für die Krisenre-
aktionsfähigkeit der deutschen Exekuti-
ve darstellen könnten. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn Institutionen (mit-)
betroffen sind, die bislang über geringe 
Erfahrung in konfliktträchtigen inter-
nationalen Interaktionen verfügen. 

Voraussetzung für eine adäquate Kri-
senreaktion ist jedoch primär, eine 
durch einen hybriden Konflikt ausgelös-
te Krise überhaupt als solche zu erken-
nen. Falls bspw. im Rahmen von Ausein-
andersetzungen zwischen der NATO 
und Russland eine Eskalation nach dem 
Vorbild hybrider Konflikte nicht ausge-
schlossen werden kann, sollte der inter-
disziplinären Erforschung dieser sich 
dynamisch entwickelnden Konfliktform 

sowie der Entwicklung von Gegenstrate-
gien nicht nur im Bündnis, sondern auch 
auf der Ebene deutscher Sicherheitsvor-
sorge besondere Aufmerksamkeit zuteil 
werden. 

Aus demselben Grund erscheint es 
weiterhin bedenkenswert, dem Ansatz 
der vernetzten Sicherheit auch institutio-
nell dadurch Rechnung zu tragen, dass 
nach dem Vorbild der gemeinsamen La-
gezentren im Bereich der inneren Sicher-
heit Kapazitäten zur Erkennung und 
Analyse hybrider Bedrohungen geschaf-
fen werden. Denkbar wäre etwa die Ein-
richtung eines ständigen gemeinsamen 
Ausschusses, welcher auf überministeri-
eller Ebene Erkenntnisse über mögli-
cherweise problematische Einzelent-
wicklungen zusammenträgt und prüft, 
ob Hinweise für ein koordiniertes Vorge-
hen durch Dritte, bspw. in den Bereichen 
Energiesicherheit, Finanzmärkte oder 
Internetaktivitäten, erkennbar sind. 
Zweitens sollten Gefährdungsanalysen 
durchgeführt werden, um besonders ri-
sikoträchtige Kombinationen staatlicher 
Handlungsbereiche zu identifizieren. 
Drittens könnte der Ausbau von Krisen-
simulationen auf interministerieller Ebe-
ne wertvolle Hinweise auf Stärken und 
Schwächen des Institutionengefüges in 
Stresssituationen liefern, vergleichbar 
mit den im Rahmen der Finanzkrise ein-
geführten sog. „Stresstests“ für Banken. 
Viertens sollte Deutschland in der 

NATO darauf hinwirken, der Bedro-
hung durch hybride Konflikte für das 
Bündnisgebiet durch einen weiteren 
Ausbau entsprechender Institutionen zu 
begegnen. Denkbar wäre etwa neben der 
bereits im Gipfelbeschluss von Wales an-
geführten Stärkung des Kompetenzzen
trums für strategische Kommunikation 
in Lettland die Erweiterung des Auftrags 
des NATO Intelligence Fusion Centre14  
über die Betreuung aktueller Einsätze hi-
naus. An den bereits angedachten Maß-
nahmen im NATO-Rahmen sollte 
Deutschland engagiert partizipieren. Re-
alistisches Ziel wird nicht die Abwehr 
jeglicher hybrider Bedrohungen sein 
können, sehr wohl aber sollten Struktu-
ren geschaffen werden, die ein Manage-
ment von konstanten Bedrohungslagen 
ebenso wie akute Krisenbewältigung un-
terstützen und die Resilienz der eigenen 
Strukturen stärken.

Fazit
Dieser Beitrag hat mit den Konzepten 
der kombinierten Streitkräfte der Ge-
schichte, dem hybriden Krieg der Ge-
genwart sowie dem multidimensionalen 
hybriden Konflikt einer möglichen na-
hen Zukunft drei wesentliche Entwick-
lungsstufen in der Beschreibung hybri-
der Auseinandersetzungen skizziert. 
Ausgelöst durch die Proliferation mo-
derner Technologien entwickeln sich 
wesentliche Komponenten hybrider 
Konfliktformen in Richtung einer zu-
nehmenden Asymmetrierung und Ent-
grenzung von Konfliktfeldern. Deutsch-
land sieht, folgt man den in diesem Bei-
trag vertreten Annahmen, weitreichen-
den sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen entgegen, wenn es seine Interes-
sen schützen und zur Stabilisierung der 
internationalen Ordnung beitragen will. 
Die Entwicklung zuverlässiger Analyse-

Es bedarf der Strukturen und 
Institutionen zum MANAGEMENT 
hybrider Gefährdungslagen.

Multidimensionale Bedrohungen sind eine
ernsthafte Herausforderung für die 
deutsche KRISENREAKTIONSFÄHIGKEIT.
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instrumente zur Früherkennung sowie 
wirksamer Strategien zum Management 
hybrider Gefährdungslagen erscheinen 
deshalb als ebenso geboten wie die 
Schaffung institutioneller Rahmenbe-
dingungen zur Krisenvorsorge.  ///
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/// „… ich glaube, ich bin ein Glühwurm.“

WINSTON CHURCHILL – 
DER SPÄTE HELD

Kielinger, Thomas: Winston Churchill.  
Der späte Held. Eine Biographie. München:  
C.H. Beck Verlag 2014, 400 Seiten,€ 24,95. 

Viel ist in den letzten Jahrzehnten, be-
sonders auch neuerdings anlässlich le-
bendiger Gedenktage an zwei Weltkrie-
ge, über Winston Churchill geschrieben 
worden, der nach einer Umfrage der 
BBC vor neun Jahren die größte Figur 
der britischen Geschichte ist. Thomas 
Kielinger, seit anderthalb Jahrzenten 
Korrespondent der Welt in London und 
bekannt als exzellenter Kenner briti-
scher Kultur, hat nach einem sehr leben-
digen und erfolgreichen Buch über Kö-
nigin Elisabeth II eine Biographie für die 
deutsche Leserschaft verfasst. Ihm wur-

de, wie der Autor zu Anfang bemerkt, 
vor mehr als einem halben Jahrhundert 
zum letzten Mal eine Lebensbeschrei-
bung des Staatsmannes angeboten. 
Heute kann der Biograph freilich auf ei-
nen sehr viel reicheren Schatz an Quel-
len zugreifen, eine Möglichkeit, die 
Kielinger sich über Erwarten und über 
das noch bis vor kurzem Zugängliche 
hinaus reichlich zunutze gemacht hat.

Seine Darstellung geht mit drama-
turgischem Geschick vor und fesselt von 
Anfang bis Ende durch einen präzisen, 
zielsicheren Stil, eine klug ausgewählte 
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Vielfalt von anschaulichen Details und 
Anekdoten sowie ein überzeugendes po-
litisches wie auch menschlich gerechtes 
Urteil. Das Buch versteht sich als „Spu-
rensuche in einem Leben voller Gegen-
sätze“, oft schon ein Rätsel für die Zeit-
genossen, „fasziniert von seinem Cha-
risma und verwirrt von seinen Wider-
sprüchen“ (S. 15). 

Überzeugend für das deutsche, ins-
besondere das ältere Lesepublikum ist 
der dramatische Einsatz der Lebensbe-
schreibung mit Hitlers Sieg über Frank-
reich im Mai 1940 und der damit nahe 
gerückten unmittelbaren Bedrohung 
Englands. Es ist der Augenblick, der 
Kielingers These plausibel macht, Chur-
chill verdanke Hitler seine historische 
Größe. In der nationalen Krise entfalte-
ten sich Churchills herausragende Bega-
bungen: die im besten Sinn mitreißende 
Rhetorik, sein genialer politischer wie 
militärischer Instinkt wie auch der un-
ermüdliche Hang zu einfallsreicher Ak-
tivität und zu theatralischen Effekten.

Mit diesem Eröffnungsakkord be-
ginnt daraufhin die eigentliche Biogra-
phie dieses „späten Helden“ des Unterti-
tels, der nach einer durchaus erfolgrei-
chen, wenn auch nicht weltbewegenden 
Karriere als Kriegsheld, Parlamentarier, 
Minister und Autor von historischen 
Bestsellern im Alter von 65 Jahren seine 
einmalige nationale Berufung erfuhr, 
auf die er sich, ohne davon zu wissen, 
ein Leben lang vorbereitet hatte. „Wir 
sind doch alle Würmer. Aber ich glaube, 
ich bin ein Glühwurm“, versicherte er 
als 32-jähriger Unterstaatssekretär der 
Tochter des damaligen Premierminis-
ters (S. 40). Zwischen der Dinner Party, 
von der dieser Anspruch überliefert ist, 
und dem Moment, in dem der „Glüh-
wurm“ mit Entschiedenheit aus der 
Menge der „Würmer“ heraustreten wür-

de, um die Rolle als Retter seiner Nation 
zu erfüllen, verläuft das von Kielinger 
spannend erzählte Auf und Ab politi-
scher Erfolge und persönlichen Schei-
terns, zweimaligen Parteiwechsels und 
literarischer Großprojekte bis hin zu 
dem Jahrzehnt „in der Wildnis“ (1932-
1939), aus dem er mit einem Schlag 
durch Hitlers aggressive Großmachtpo-
litik gerissen wurde.

Die zweite Hälfte des Buches ist dem 
glorreichen Epos von Britanniens Kampf 
am Rande des Abgrunds, schmerzhafter 
Verluste, heroischen Widerstands und 
schließlicher Befreiung, gemeinsam mit 
Amerika und Russland als Verbündeten 
vor dem ganz Europa bedrohenden Na-
tionalsozialismus gewidmet, glänzend 
geschildert von dem teilnehmenden Er-
zähler. Die souveräne Kriegskunst 
Churchills, die katastrophalen Fehler 
der deutschen Führung wie auch die ge-
legentliche Uneinigkeit der Sieger wer-
den mit überlegenem Durchblick, aber 
auch vorbildlichem Gerechtigkeitssinn 
und oft überraschenden Einsichten vor-
gestellt. 

Nicht weniger spannend, vielleicht 
noch näher gerade den deutschen Leser 
betreffend, ist Kielingers Nachzeich-
nung der alliierten Verhandlungen um 
die europäische Nachkriegsordnung von 
Teheran bis Jalta und Potsdam, mit 
Churchills allmählicher, unfreiwilliger 
Rückstufung zu einem Politiker im zwei-
ten Rang. Seine tiefe Enttäuschung über 
Stalins Vertragsbruch gegenüber Polen 
ließ ihn noch vor Kriegsende einen Plan 
erwägen, der erst 1998 aus der Geheim-
haltung entlassen und als „Operation 
Unthinkable“ von den Militärs verwor-
fen wurde. Angedacht war von dem des-
illusionierten Staatslenker eine Aktion 
der westlichen Mächte, sogar unter Ein-
schluss deutscher Truppenteile, zum 

Schutz Polens vor russischer Unterwer-
fung. Die Studie gehört zu den überra-
schenden Dokumenten als Zeugnis von 
Churchills weitsichtigen Visionen wie 
auch Bestätigung von Kielingers Über-
zeugung, dass der Staatsmann ohne per-
sönliche Rachsucht, nicht nur gegenüber 
den Deutschen, der Großzügigkeit ge-
genüber Unterlegenen das Wort redete. 

Es ist nicht die einzige Beobachtung 
in dem von Kielinger entworfenen Port-
rät Churchills, die neu sein dürfte. Der 
Autor beobachtet den Mann voll Be-
wunderung und Respekt, dennoch kei-
neswegs unkritisch: als rastlosen Ego-
manen, sprühend von Einfällen, epo-
chemachenden Staatsmann, erfolgrei-
chen Historiker, Gewinner des Nobel-
preises für Literatur und passionierten 
Maler, als Zeugen und Mitgestalter der 
Weltgeschichte vom Ende der Epoche 
Königin Viktorias bis zum Einsetzen 
des Kalten Krieges.

Kielingers Buch bietet zugleich ein 
ungemein packendes, ebenso anregen-
des wie lehrreiches politisch-kulturelles 
Panorama des letzten Jahrhunderts, 
dessen Lektüre kaum genug empfohlen 
werden kann. Eine Übersetzung ins 
Englische und auch andere Sprachen 
wäre sehr wünschenswert.

DIETER MEHL
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Herzog, Roman: Europa neu 
erfinden. Vom Überstaat zur 

Bürgerdemokratie. München: 
Siedler 2014, 160 Seiten,  

€ 17,99.

Die Welt befindet sich auf politischer 
und wirtschaftlicher Ebene im Umbruch. 
Dieser „Neuordnung“ (S. 7) der weltpoli-
tischen Zusammenhänge muss die Euro-
päische Union überzeugend und konse-
quent begegnen. Die Frage, ob und wie 
ihr das gelingen kann, steht im Zentrum 
des neuesten Buchs von Roman Herzog. 
Dabei kritisiert der Bundespräsident  
a. D. die „Kompetenzlosigkeit“ (S. 81) 
europäischer Institutionen und analy-
siert Gründe für den Vertrauensverlust 
der Unionsbürger in ebendiese. 

Ein geschichtlicher Abriss zum Ent-
stehungsprozess der Europäischen Uni-
on dient der Heranführung an das The-
ma. Die anschließende kurze Erklärung 
der einzelnen Organe der EU schafft ein 
grundlegendes Verständnis für deren 
Funktionsweise und erhöht die Nach-
vollziehbarkeit der späteren Argumen-
tation. 

Herzog stellt die These auf, dass sich 
die EU durch jede weitere Übertragung 
von Zuständigkeiten durch die Mit-
gliedsstaaten weg von einem demokrati-
schen Gebilde hin zu einer Teildemokra-
tie entwickelt. Daraus folgert er, dass die 
EU eher einer konstitutionellen Wahl-
monarchie entspricht. Ein Ausgleich des 
„Demokratie-Defizit[s]“ (S. 25) wird 
durch das Fehlen einer europäischen 

Nation erschwert. Außerdem verfügen 
die Mitgliedsstaaten über unterschiedli-
che Interpretationen von Demokratie. 
Die Struktur der EU subsumiert all die-
se Demokratieverständnisse und stellt 
daher eine neuartige Konstruktion dar.

Die Frage, wie eine solche Organisa-
tion zu betiteln ist, beantwortet Herzog, 
indem er die Begriffe Bundesstaat und 
Staatenbund voneinander abgrenzt. Die 
EU ist letztlich keines von beiden, son-
dern ein Staatenverbund. 

Anschließend wird der Prozess der 
Regionalisierung als Gegenbewegung 
zur Kolonisation thematisiert. Im Vor-
dergrund steht dabei die Bedeutung der 
Regionalisierung für die Bildung von 
größeren politischen Einheiten, wie bei-
spielsweise der EU oder der Nato. Zu-
gleich wird der Aufgabenwandel der EU 
kritisch beleuchtet und die Forderung 
erhoben, dass die EU nur in solchen Be-
reichen agieren soll, in welchen die Mit-
gliedsstaaten gemeinsame Interessen 
verfolgen. Hierdurch kann eine Effizi-
enzsteigerung der europäischen Institu-
tionen erreicht werden.

Da EU-Richtlinien von den Unions-
bürgern oft als Einengung wahrgenom-
men werden und zudem wenig Bezug 
zur europäischen Wirklichkeit aufwei-
sen, plädiert Herzog für einen Normen-
abbau. Er regt an, eine jährliche Min-
destzahl außer Kraft zu setzender Nor-
men zu definieren. Außerdem fordert er, 
sich auf das ursprüngliche Verständnis 
der Richtlinie zu besinnen. Diese wurde 
als verbindliches Ziel konzipiert, wel-
ches aber durch frei wählbare Mittel er-
reicht werden kann. Eine solche Defini-
tion räumt den Mitgliedsstaaten mehr 
Selbstbestimmung ein, was das Einen-
gungsgefühl der Bürger mindert.

Für eine effizientere Funktionsweise 
der EU ist darüber hinaus die innere Ho-

mogenität von Bedeutung. Herzog ver-
steht darunter die Übereinstimmung der 
einzelnen Staaten und ihrer Völker in 
den zentralen Fragen politischer und 
ethischer Grundüberzeugungen sowie 
der Rechts- und Verfassungstraditionen. 

Damit zusammenhängend formu-
liert Herzog Kritik an der „Aufnahme-
politik“ (S. 116) der Union. Diese be-
gründet sich darin, dass der Fokus eher 
auf der politischen Ausrichtung des Bei-
trittskandidaten als auf seiner wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit liegt. 
Die einzige Lösungsmöglichkeit sieht 
Herzog in der Bildung eines Zwei-Ebe-
nen-Europas. Dies bedeutet, dass auf 
der Ebene einer  „Wirtschaftsgemein-
schaft“ (S. 112) und der Ebene einer 
„europäischen Weltpolitik“ (S. 112) un-
terschiedliche Mitgliedsstaaten aufge-
nommen werden können.

Zuletzt betont Herzog die Verant-
wortung der einzelnen Regierungen, 
das zentrale Prinzip der Subsidiarität 
zu wahren und unkonkrete Regelun-
gen zu vermeiden. Hierzu müssen 
schon im Gesetzgebungsverfahren 
konkrete Detailformulierungen durch-
gesetzt werden.

An das Ende seines Buches stellt 
Herzog eine stichpunktartige Zusam-
menfassung seiner kritischen Analyse. 
Dies ermöglicht es dem Leser, die ein-
zelnen Ansätze zu verknüpfen: Der Ver-
trauensverlust in die EU wird mit der 
Zins- und Währungspolitik (einschließ-
lich Finanzkrise), der fehlenden außen-
politischen Kompetenzen und vor allem 
der „Normenflut“ (S. 88) begründet. 
Daraus leitet Herzog abschließend sie-
ben Forderungen zur Effizienzsteige-
rung der Europäischen Union ab. Diese 
sind zwar in den einzelnen Kapiteln be-
reits angeklungen, aber selten explizit 
ausgeführt worden. 

Insgesamt ist die Logik der Argu-
mentation Herzogs nachvollziehbar. 
Auf verständliche Weise werden das 
Konstrukt der Europäischen Union kri-
tisch beleuchtet, Verfehlungen aufge-
zeigt und Lösungsansätze vorgestellt. 
Allerdings wünscht sich der Leser an 
manchen Stellen detailliertere Erklärun-
gen und zusätzliche Literaturhinweise, 
die zu einem vertieften Einstieg in die 
Thematik hilfreich wären. Das Buch 
richtet sich weniger an ein Fachpubli-
kum als vielmehr an die breite Öffent-
lichkeit. Es bietet eine ausgewogene Per-
spektive auf die Vor- und Nachteile der 
EU. Der Essaycharakter ist anspre-
chend, die knapp 160 Seiten lesen sich 
daher flüssig. Dem Buch ist eine interes-
sierte Leserschaft zu wünschen.

Ramona Markmiller 

Ratka, Edmund: Deutsch-
lands Mittelmeerpolitik. 
Nomos Verlag: Baden- 
Baden 2014, 355 Seiten,  
€ 64,00.

Das Buch ist eine Dissertation im Fach 
Politologie an der LMU München. Es 
ordnet sich thematisch in die Reihe der 
Versuche ein, das Mit-, Gegen- und Ne-
beneinander von national bestimmter 
Außenpolitik und gemeineuropäischer 
Politik der in der EU zusammenge-
schlossenen Partner zu analysieren. Hier 
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wird die Bundesrepublik Deutschland in 
ihrer Stellungnahme zu drei die Mittel-
meer-Region betreffenden Themen her-
ausgegriffen: zur von Frankreich ange-
regten „Union für das Mittelmeer“ 
(2007/2008), zum Arabischen Frühling 
in Tunesien und Ägypten (Ende 2010 bis 
zur Absetzung des ägyptischen Präsi-
denten Mursi durch das Militär im Juli 
2013) sowie zum Libyen-Konflikt (2011). 
Die Grundfrage lautet: Wie europäisch 
ist die deutsche Mittelmeer-Politik?

Der Autor erarbeitet dazu drei Profi-
le: Die Auseinandersetzung um die Ge-
staltung der „Union für das Mittelmeer“ 
wurde von Deutschland mit dem Ergeb-
nis der europakompatiblen Modifizie-
rung des Projektes, das vom damaligen 
Präsidenten Sarkozy einseitig und an 
der EU vorbei angestoßen worden war, 
im Schoße der EU geführt. Da die Mehr-
heit der EU-Partner, zumal im Osten 
und im Norden des Kontinents, den 
französischen Alleingang missbilligte, 
konnte Sarkozy durch die deutsche Di
plomatie dazu bewegt werden, seine In-
itiative in eine Fortführung des 1995 
angestoßenen Barcelona-Prozesses um-
zuwandeln. Das Interesse Berlins dabei 
war, neben der Vermeidung der drohen-
den Auseinanderdividierung der EU, 
auch das des Handelsstaates, der in der 
deutschen außenpolitischen Agenda ei-
ner der wesentlichen Leitwerte ist. Denn 
die neugeschaffene Union sollte der in-
ternational anerkannten deutschen Ex-
pertise in Sachen Solar-Energie Ent-
wicklungsfelder eröffnen. 

Zweites Profil: Deutschland benutzt 
die Umbrüche in Tunesien und Ägypten, 
denen die Diktatoren Ben Ali und Muba-
rak schnell zum Opfer fallen, um dort 
durch signifikant verstärktes zivilgesell-
schaftliche Engagement zu einer neuen 
Art von Stabilität beizutragen, die nun-

mehr aus der erhofften demokratischen 
Entwicklung kommen soll. Das entspricht 
dem Wertekanon der EU, nur dass 
Deutschland in Tunis und Kairo eher zur 
Stelle war als etwa Frankreich, dessen Au-
ßenpolitik zunächst völlig überrascht war 
und daher Mühe hatte, sich auf die neuen 
Realitäten umzustellen. Insgesamt ver-
folgte Deutschland hier seine ebenfalls 
wesentliche Agenda der Zivilmacht und 
war damit EU-kompatibel. 

Drittes Profil: die Weigerung der Bun-
desrepublik, sich 2011 an einem Militär-
schlag gegen Gaddafis Libyen zu beteili-
gen. Hier wirkte das deutsche außenpoli-
tische Credo, international eine Friedens-
macht im Sinne der Enthaltung von mili-
tärischen Aktionen zu sein (bei der Aus-
nahme Afghanistan war wohl der ameri-
kanische Druck maßgeblich). Liest man 
Pro und Contra zu der viel diskutierten 
Entscheidung der Bundesregierung, kann 
man allerdings zu dem Ergebnis kom-
men, dass sowohl die Befürworter als 
auch die Gegner eines Bundeswehreinsat-
zes in Libyen gleich gute Argumente bie-
ten. Man darf auf die zukünftige Positio-
nierung Deutschlands gespannt sein, 
wenn in einem Konflikt wiederum die 
militärische Komponente angesprochen 
wird, und das angesichts des von Bundes-
präsident Gauck grundsätzlich ange-
mahnten, stärkeren internationalen En-
gagements der Bundesrepublik. 

Jedenfalls hat die deutsche Verwei-
gerung gegenüber Libyen es verhindert, 
dass die EU in diesem Fall außenpoliti-
sche Einheit demonstrieren konnte. Ber-
lin hat hier seine nationale Friedens-
macht über die an sich gewünschte Ten-
denz gestellt, die EU endlich als einen 
glaubwürdigen Global Player gerade 
auch in Konfliktzonen präsentiert zu se-
hen. Das war die Hauptsache. Die Ver-
ärgerung über das aktionistische Vor-

drängen der Briten und Franzosen, die 
die europäische Solidarität strapazier-
ten, kam erst in zweiter Linie. In der 
„Tiefenschicht“, unterhalb der politi-
schen und gesellschaftlichen Diskurse, 
herrsche immer noch die nationale und 
nicht die europäische Sichtweise. Solan-
ge die EU sich nicht in einen veritablen 
Bundesstaat transformiert hat, wird es 
dabei wohl auch bleiben. 

Leider konnte der Autor die deut-
sche Ägypten-Politik nach dem Staats-
streich des Militärs vom Juli 2013 nur 
noch kurz ansprechen, ebenso gibt es 
zur Syrien-Politik Berlins und der EU 
nur kurze Anmerkungen. Hier kann die 
Studie eines Tages gewissermaßen fort-
geschrieben werden, denn der analyti-
sche Ansatz des Autors ist innovativ 
und damit geeignet, das Verhältnis der 
nationalen Außenpolitiken zu ihrem 
EU-Verbund weiteren Klärungen zuzu-
führen. 

Drei Diskursgruppen sind zu beach-
ten: die der Politiker, der Medien und 
der Experten. Diese müssen in Relation 
zueinander gesetzt werden, da in der 
pluralistischen europäischen Gesell-
schaft die blanke Diplomatiegeschichte 
nicht ausreicht, ebenso wenig die Be-
trachtung der Handlungsweise der eu-
ropäischen Institutionen, die bei allem, 
jeweils genau festzustellendem Eigenge-
wicht noch zu viel an Diplomatiege-
schichte mit sich herumtragen, solange 
die einzelnen Mitgliedsstaaten die Her-
ren der EU-Verträge bleiben. 

Das liest sich dann streckenweise 
wie die Zeitung von vorgestern, doch 
eine derart facettierte Analyse, wie sie 
der Autor anstrebt, kommt um eine um-
fangreiche Quellenschau nicht herum. 

Bernd Rill 

Jesse, Eckhard / Liebold, 
Sebastian (Hrsg.): Deut-
sche Politikwissenschaftler 
– Werk und Wirkung. Von 
Abendroth bis Zellentin. 
Baden-Baden: Nomos 
Verlag 2014, 849 Seiten, 
€ 98,00.

Eine Bestandaufnahme der deutschen 
Politikwissenschaft anhand von 50 Por-
träts ausgewählter Politikwissenschaft-
ler – diesen Kraftakt hat sich Eckhard 
Jesse zum Ende seiner universitären 
Laufbahn zusammen mit seinem Mitar-
beiter Sebastian Liebold vorgenommen. 
Es finden sich namhafte Vertreter aus 
der Gründungszeit von 1949 bis 1965, 
als der antitotalitäre Konsens, so die He-
rausgeber, noch die Politikwissenschaft 
in der Bundesrepublik bestimmte  
(S. 46). In der „Ära der Konsolidierung 
und Erweiterung“ von 1965 bis 1980 
differenzierte sich das Fach weiter aus – 
quantitativ wie qualitativ. Die Zeit von 
1980 bis 1990 sehen die Herausgeber als 
eine Phase, in der die empirische Aus-
richtung sowie die Policy-Forschung 
stärker Fuß gefasst hat. Die Zeit nach 
1990 wird als Zeit der Konsolidierung, 
aber auch der weiteren Sektoralisierung 
des Faches gesehen. Insgesamt spiegelt 
sich die Auswahl der Porträtierten auch 
gut in diesem Zeitrahmen wider.

Natürlich muss eine Auswahl, selbst 
aus kenntnisreicher Perspektive, immer 
subjektiv sein. Sicher könnte man auf 
einige der Personenporträts auch ver-
zichten – und jedem Fachkundigen fal-
len Namen ein, die gut in den Band ge-
passt hätten. Andererseits gilt dies auch 
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für Personen, die zu Recht nicht berück-
sichtigt wurden. Die meisten der Einzel-
porträts sind auch sehr gut gelungen. 
Aber kann aus einer Summe von biogra-
phischen Abrissen ein rundes Bild der 
deutschen Politikwissenschaft entste-
hen? Es ist verständlich, dass kein Port-
rät in eine vernichtende Abrechnung 
mündet. Jedoch kommen die dunklen 
Seiten des Faches zu kurz. Soll man 
Abendroths Rolle bei der Besetzung von 
Lehrstühlen mit Verfassungsfeinden 
(vom westdeutschen Steuerzahler finan-
zierten DKP-Aktivisten) ausblenden? 
Gab es nicht auch unter westdeutschen 
Politikwissenschaftlern IMs? Man muss 
vielleicht nicht gleich ein Schwarzbuch 
der Politikwissenschaft schreiben, aber 
eine das gesamte Fach umfassende kriti-
sche Bilanz steht für die Gegenwart 
wohl noch aus. Dass ausgerechnet die 
jüngste Kontroverse um die (vermeintli-
che) Verstrickung Theodor Eschenburgs 
in das NS-Regime tiefe Wunden riss, 
nährt den Zweifel an der aktuellen Ko-
härenz des Faches Politikwissenschaft.

Der Ansatz des Sammelbandes 
könnte genau dazu beitragen. Zwar ma-
chen leider nicht alle Autoren Angaben 
zum biographischen Umfeld, aber es 
fällt auf, dass viele der Porträtierten 
(vielleicht mit Ausnahme der jüngeren 
Vertreter) einen (groß)bürgerlichen Hin-
tergrund haben; erstaunlich viele kom-
men aus protestantischen Pfarrershäu-
sern. War also Politikwissenschaft (zu-
mindest für eine gewisse Zeit) die Fort-
setzung der Predigt mit anderen Mit-
teln? Dies könnte vielleicht erklären, 
warum sich deutsche Politikwissen-
schaftler so schwer taten (und tun), ihre 
Fragestellungen fächerübergreifend zu 
behandeln. Man kann den Eindruck be-
kommen, dass diejenigen Politikwissen-
schaftler am stärksten weiter wirken, 

denen es gelungen ist, eine wirkliche 
„Schule“ mit entsprechender institutio-
neller Verankerung zu begründen. Dies 
waren aber wohl auch nicht immer die 
stärksten Wissenschaftler, was dezent 
angedeutet in einigen Beiträgen zu Tage 
kommt. Die Selbstbezogenheit mancher 
Politikwissenschaftler – die ebenfalls in 
einigen Porträts überdeutlich wird – hat 
sicherlich zur „Einigelung“ oder auch 
Isolierung im akademischen Betrieb 
beigetragen. Bei weitem nicht alle der 
porträtierten Spitzenkräfte konnten das 
umsetzen, was Manfred Hättich schon 
1969 von der Politikwissenschaft gefor-
dert hatte, nämlich die Fähigkeit zur 
Verständigung untereinander, mit den 
Nachbardisziplinen und mit der Gesell-
schaft (S. 304 f.). Insofern ist nachvoll-
ziehbar, wenn sich einer der Porträtier-
ten beklagte, von jüngeren Kollegen ge-
radezu ignoriert zu werden (S. 737) – er 
wird wohl nicht der Einzige bleiben. 
Schließlich wird auch bei zahlreichen 
Politikwissenschaftlern die fehlende 
Prognosefähigkeit angedeutet (S. 609). 
Da hat zwar der verstorbene Jens Ha-
cker in seinem Buch „Deutsche Irrtü-
mer“ einiges berichtet, aber es ist schon 
verstörend, wenn einer der Porträtierten 
nicht nur den Zerfall der Sowjetunion 
nicht erkannte (wie viele andere Fach-
vertreter auch), sondern noch im August 
1990 in einem Vorwort einer Fachzeit-
schrift den Mauerfall nicht berücksich-
tigt (S. 633). 

Kein Zweifel: Den beiden Herausge-
bern ist ein wirklich hervorragender 
Sammelband gelungen. Die intensive 
Arbeit daran hat sich gelohnt und zwar, 
weil man anhand einiger Porträts wich-
tiger Fachvertreter die herausragenden 
Leistungen der Beschriebenen klar er-
kennen kann; es seien nur die Beispiele 
zu Bracher, Eschenburg, Münkler oder 

Dialer, Doris / Neisser,  
Heinrich / Opitz, Anja 

(Hrsg.): The EU’s External 
Action Service: Potentials 

for a one voice Foreign 
Policy, Innsbruck: innsbruck 

university press 2014,  
204 Seiten, € 27,90.

Wildenmann erwähnt. Bei anderen der 
allesamt kundigen Porträts mag sich 
nicht immer erschließen, warum die je-
weilige Person eine nachhaltige Wir-
kung für das Fach oder für die Wissen-
schaft insgesamt erzielt haben soll. 
Überhaupt das Fach: Vielleicht sollte 
man auch Politikwissenschaftler mit be-
rücksichtigen, die außerhalb des univer-
sitären Umfeldes arbeiten, etwa im Jour-
nalismus. In jedem Fall wird eine Neu-
auflage in einigen Jahren zeigen, dass 
viele der heute arbeitenden Politikwis-
senschaftler (jenseits der alten ideologi-
schen Selbstbeschränkungen und ohne 
die universitären Wichtigtuereien frühe-
rer Zeiten) manchen der in diesem Band 
Behandelten in den Schatten stellen. 
Eckhard Jesse wird in jedem Fall dazu-
gehören.

GERHARD HIRSCHER 

Die Analyse der Fähigkeit der EU, in der 
Welt gemäß eigener Zielvorgaben mög-
lichst effektiv aufzutreten, d. h. ohne 
dazu durch Krisen genötigt oder durch 
externe Akteure gedrängt zu werden, ist 
zentrales Anliegen des vorliegenden Bu-

ches zum Stand der EU-Außenbezie-
hungen. In dessen Fokus steht deshalb 
die Frage, ob und in welchem Maße der 
Vertrag von Lissabon es der EU ermög-
lichte, gegenüber dritten Staaten stärker 
als zuvor mit einer Stimme zu sprechen. 
Damit interessieren vor allem die Aus-
wirkungen jener beiden Neuerungen, 
die die Institutionalisierung der Position 
des Hohen Repräsentanten / Vizepräsi-
denten der Kommission (HR/VP) und 
der Aufbau eines Europäischen Auswär-
tigen Dienstes (EAD) darstellen. Inso-
weit unternimmt das Buch eine erste 
Bilanz des Wirkens der ersten 
„Doppelhut“-Trägerin Catherine Ash-
ton und des unter deren Ägide auf den 
Weg gebrachten Europäischen Auswär-
tigen Dienstes (EAD), für den inzwi-
schen in Brüssel und in rund 140 Län-
dern in so genannten Delegationen der 
EU rund 3.400 Personen tätig sind, da-
von knapp 2.000 in den letztgenannten 
und gleichsam als EU-Botschaften fun-
gierenden Einrichtungen.

Nach einer Einleitung durch die He-
rausgeber wird zunächst die für deren 
Außenbeziehungen maßgebliche insti-
tutionelle Entwicklung der EU vor Lis-
sabon, also einschließlich der Solana-
Ära, rekapituliert und an die damalige 
Verteilung – vorwiegend zwischen Rat 
und Kommission – relevanter Kompe-
tenzen und Organisationseinheiten 
(RELEX Family, ECHO, Europe AID 
Office) erinnert. Die folgenden Artikel 
verweisen dann auf die einschlägigen 
Bestimmungen des seit dem Inkrafttre-
ten des Vertrags von Lissabon am 1. De-
zember 2009 für die EU-Außenbezie-
hungen geltenden Regelwerks auf des-
sen organisatorisch-bürokratische Um-
setzung und auf damit verbundene As-
pekte der Legitimation, die idealiter 
durch einen Mehrwert aus geeigneten 
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Input- und Output-Leistungen zu si-
chern ist. Von Belang ist dabei nicht zu-
letzt die Frage, welche Folgen sich aus 
den skizzierten Neuerungen für das in 
Brüssel und in den Delegationen mit 
den EU-Außenbeziehungen befasste 
Personal und dessen Strukturen und 
Arbeitsweisen sowie für die Gemeinsa-
me Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik (GSVP) ergaben. Im Anschluss dar-
an evaluieren drei Fallstudien, wie gut 
die neue institutionelle Struktur und 
die gelegentlich sogar als „triple-hat-
ted“ beschriebene britische Baroness 
sich in den Kontexten der Krisen und 
Kriege in Mali, Syrien und Libyen be-
währten, was nach allgemeiner Ein-
schätzung nur hin und wieder in nen-
nenswerter Weise der Fall war („the EU 
has largely failed … and missed an op-
portunity“). 

Zwei abschließenden Beiträgen 
bleibt es deshalb vorbehalten, den Er-
trag (shared assets, co-locations etc.) 
der institutionellen Neuerungen und 
des neuen Gesichts der EU für deren 
Außenbeziehungen sowie deren weite-
ren Reformbedarf nochmals gesondert 
zu reflektieren. Dabei geht der eine Text 
(Formuszewicz / Liszczyk) stärker dar-
auf ein, wie man in der Mitte des Jahres 
2013 in den Brüsseler Headquarters des 
neuen Dienstes die eigene Arbeit und 
deren Rahmenbedingungen beurteilte 
und welche Reformvorschläge dabei 
formuliert wurden. Der Beitrag von 
Frontini und Ivan resümiert das Buch 
gewissermaßen und erörtert derlei Fra-
gen eher aus einer Außenperspektive 
und thematisiert hierzu auch die mittel-
fristigen Herausforderungen und An-
forderungen an die EU in einer speziell 
durch den Aufstieg so genannter Emer-
ging Powers sich rasant verändernden 
Welt.

Dabei wird ein weiteres Mal deut-
lich, dass jene noch immer bestehenden 
Defizite an horizontaler und vertikaler 
Kohärenz der EU-Außenbeziehungen, 
die in verschiedenen Beiträgen, u. a. als 
Resultat von Tendenzen der Renationa-
lisierung (v. a. in Diplomacy und De-
fence; vgl. das Zögern, die European 
Security Study zu aktualisieren), diag-
nostiziert werden, sich auch in Zukunft 
kaum beheben lassen werden, wenn es 
nicht besser gelingt, eine gleichermaßen 
realistische wie überzeugende Antwort 
auf die Frage zu finden, wo die nun 
schon seit längerem keineswegs krisen-
resistente EU und ihre teils ziemlich di-
vergierend sich entwickelnden Mitglied-
staaten ihren Platz in der Hierarchie der 
Mächte von morgen sehen bzw. welche 
Rolle sie in einer künftig mutmaßlich 
weit stärker multipolar strukturierten 
Welt für sich anstreben sollten. Jeden-
falls scheint es keine aussichtsreiche 
Strategie darzustellen, die im Staaten-
verbund der EU bislang oft nur unzuver-
lässig und inkonsistent miteinander ko-
operierenden Akteure moralisierend auf 
eine gesamteuropäische Staatlichkeit 
bzw. eine „single foreign policy“ der EU 
verpflichten zu wollen. Denn mit gesin-
nungsethischen Appellen dürften die 
skizzierten und weitere im Buch festge-
haltene Defizite (wie ein verbreiteter 
Mangel an [geo-]strategischem Denken 
und [normativer] Führungskraft) und 
damit zusammenhängende Verletzbar-
keiten (z. B. durch Verluste an Wettbe-
werbsfähigkeit und eine dadurch abzu-
sichernde Geltung in den internationa-
len Beziehungen) und Anfälligkeiten 
(z. B. für externe Einflussnahmen, die 
eigenen Interessen und Werten häufig 
nicht dienlich sind) nicht so ohne weite-
res zu beheben sein, wie in relevanten 
politischen und akademischen Diskur-

sen vielfach unterstellt oder erhofft. Zu-
mindest könnten derlei Überlegungen 
bei der Rezeption der durchwegs infor-
mativen und lesenswerten Beiträge des 
vorliegenden Buches noch stärker be-
dacht werden als in diesen selbst.

KLAUS SCHUBERT 

Stanzel, Angela: Die  
Volksrepublik China als 

Akteur im heutigen Pakistan 
– Nutzen und Risiken des 

Aufbaus einer chinesischen 
Machtbasis in Südasien. 

Berlin: Köster 2013,  
340 Seiten, € 29,80.

Mit den Beziehungen zwischen Pakistan 
und China widmet sich die Sinologin 
Angela Stanzel einem aktuellen und 
hochinteressanten Bereich, der in der 
deutschsprachigen Forschung bisher 
wenig beachtet worden ist. Stanzel un-
tersucht die politischen, militärischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Ver-
bindungen zwischen Islamabad und Pe-
king und bezieht auch die Nachbarn In-
dien und Afghanistan sowie die USA in 
ihre Darstellung ein. In einer beachtli-
chen Forschungsleistung hat Stanzel 39 
Interviews mit pakistanischen und chi-
nesischen Diplomaten, Journalisten 
und Militärs geführt. Diese Gespräche, 
die die Autorin in Auszügen wiedergibt, 
bieten interessante Einblicke in die ge-
genseitige Wahrnehmung Chinas und 
Pakistans. 

Leider ergeht sich Stanzel in über-
flüssigen Darstellungen der jeweiligen 
Geschichte Pakistans und Chinas, an-
statt sofort in die Analyse des bilateralen 
Verhältnisses einzusteigen. Dabei refe-
riert sie seitenlang sattsam bekannte 
Fakten, etwa die wirtschaftliche Öff-
nung Chinas unter Deng Xiaoping, das 
Tiananmen-Massaker (1989) oder Zia 
ul-Haqs Putsch gegen Bhutto (1977). 
Derartige Schilderungen tragen nicht 
zum Verständnis der Beziehungen zwi-
schen Pakistan und China bei und sind 
daher fehl am Platz. Kenner der Ge-
schichte beider Länder können diese 
Abschnitte getrost überschlagen und 
sich den Bereichen des Buchs widmen, 
in denen die Autorin Pakistan und Chi-
na zueinander in Beziehung setzt und 
die eigentliche Analyse vornimmt. 

Stanzel identifiziert Indien als ge-
meinsamen Gegner Chinas und Pakis-
tans und gelangt so zu ihrer Hauptthe-
se: Islamabad und Peking kooperieren, 
um Neu-Delhi in Schach zu halten. 
Plausibel legt sie die indisch-sowjetische 
Annäherung in den 1950er-Jahren als 
Ursache für eine Verstärkung der Zu-
sammenarbeit zwischen China und Pa-
kistan dar. Indien wird denn auch als 
das geostrategische Motiv hinter den 
aktuellen Projekten Chinas in Pakistan 
angeführt, etwa dem Bau eines Tiefsee-
hafens in Gwadar. Anhand dieses Pro-
jekts schildert Stanzel sehr anschaulich, 
welch enormes Potenzial Pakistan für 
China hat: Der Hafen bietet dem Reich 
der Mitte Zugang zum Indischen Ozean 
und könnte langfristig Seewege in den 
Mittleren Osten eröffnen. Mit dem Aus-
bau des Karakorum-Highways, der Chi-
nas Westprovinzen über Pakistan mit 
Gwadar verbinden soll, könnte China so 
eine Alternative zur potentiell von Indi-
en kontrollierbaren Straße von Malakka 
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bekommen und seine Handelsrouten 
für Energieimporte diversifizieren. 
Gwadar eignet sich zudem zur Stationie-
rung von U-Booten und könnte von 
China daher auch militärisch genutzt 
werden, um Indien einzuhegen. 

Dass Pakistan Indien als Bedrohung 
sieht und deshalb eine Annäherung an 
China sucht, ist zweifellos zutreffend. 
Dass dies umgekehrt auch für China 
gilt, ist jedoch weniger offensichtlich 
und hätte einer genaueren Erläuterung 
bedurft. So behauptet die Autorin, Indi-
en entwickle sich für China zu einem 
„ernst zu nehmenden Rivalen“, weshalb 
die Volksrepublik Basen nicht nur im 
pakistanischen Gwadar, sondern auch 
in Bangladesch, Sri Lanka und Myan-
mar baue und Indien so mit einer „Per-
lenkette“ aus potenziellen Flottenstütz-
punkten einkreise. An dieser Stelle hätte 
Stanzel eine stärkere Einordnung der 
Perlenketten-Theorie vornehmen müs-
sen, der Verweis auf indische Ängste ge-
nügt nicht. Die „String of Pearls“-Theo-
rie ist in der Forschung durchaus um-
stritten, da keineswegs gesichert ist, 
dass die Häfen gegen Indien gerichtet 
sind oder dass China sie tatsächlich 
auch militärisch nutzt. 

Stanzel hebt die Ungleichheit der 
pakistanisch-chinesischen Partner-
schaft hervor, in der Islamabad stark 
von der wirtschaftlichen und militäri-
schen Hilfe Pekings abhängig ist. Zu-
dem betont sie die Gefahren für das 
Bündnis, die sich aus Pakistans prekärer 
Sicherheitslage ergeben. Sehr auf-
schlussreich ist in diesem Zusammen-
hang ihre Darstellung von Pakistans 
und Chinas Rolle im Afghanistankon-
flikt. Stanzel zeigt auf, dass China schon 
in den 1980er-Jahren Pakistans Bemü-
hungen zur Stärkung der afghanischen 
Mudschaheddin aktiv unterstützte, um 

so die sowjetischen Besatzer zu schwä-
chen. Besonders brisant ist ihr Befund, 
dass nicht nur Pakistan, sondern auch 
China die Taliban in Kabul bis 2001 mi-
litärisch und finanziell unterstützte, da-
mit diese im Gegenzug den uigurischen 
Widerstand in Xinjiang nicht anfachten. 

Der Afghanistankonflikt bietet Stan-
zel den Anknüpfungspunkt, auch die 
USA in ihre Darstellung einzubeziehen. 
Dabei macht sie sehr deutlich, weshalb 
Pakistan die Allianz mit China einem 
Bündnis mit den USA vorzieht: Wa-
shington macht seine Hilfsleistungen 
für Pakistan von Islamabads Vorgehen 
gegen den Terrorismus abhängig, Pe-
kings Unterstützung ist hingegen bedin-
gungslos. 

Insgesamt ist Angela Stanzel eine 
aufschlussreiche Darstellung der pakis-
tanisch-chinesischen Beziehungen ge-
lungen, die den Blick auch auf bedeuten-
de Nachbarstaaten lenkt. Hin und wie-
der verliert sie sich jedoch in der Erzäh-
lung wohlbekannter historischer Fakten 
und schildert etwa die chinesisch-ame-
rikanischen Beziehungen vom Beginn 
des Kalten Krieges bis heute. Störend 
sind zudem die zahlreichen Recht-
schreib- und Satzbaufehler, die den Le-
sefluss beeinträchtigen. Hier kann eine 
korrigierte Neuauflage Abhilfe schaffen.

Thomas Lindenblatt 

Vatter, Adrian: Das politi-
sche System der Schweiz. 

Baden-Baden: Nomos 2014, 
589 Seiten, € 29,99.

In der vergleichenden Politikwissen-
schaft nimmt das politische System der 
Schweiz in vielerlei Hinsicht eine Son-
derrolle ein: Durch das einzigartige Zu-
sammenspiel seiner Institutionen ent-
zieht sich das eidgenössische Regie-
rungssystem einer eindeutigen Zuord-
nung in die Parlamentarismus-Präsiden-
tialismus-Typologie. Zudem verfügt die 
Schweiz „über die weitestgehenden di-
rektdemokratischen Möglichkeiten aller 
etablierten Demokratien“ (S. 57). Im di-
chotomen Demokratiemodell Arend Lij-
pharts („Patterns of Democracy“ 1999, 
2012) gilt die Schweiz als Prototyp der 
Konsensdemokratie. 

Das jüngste Werk des Berner Polito-
logen Adrian Vatter beleuchtet diesen 
Sonderstatus der Schweiz. Mithilfe ei-
nes intertemporalen und eines internati-
onalen Vergleiches ergründet der Autor, 
„wo es sich bei den politischen Instituti-
onen der Schweiz um historisch ge-
wachsene Besonderheiten und wo es 
sich um bloße Variationen grundlegen-
der Gemeinsamkeiten mit anderen mo-
dernen Demokratien handelt“ (S. 34). 
Von einschlägigen Studien politischer 
Systeme unterscheidet sich das Werk in-
sofern, als Vatter die Untersuchung des 
politischen Systems der Schweiz nicht 
auf die nationalstaatliche Ebene be-

schränkt. Vielmehr erweitert er die For-
schungsperspektive durch einen subna-
tionalen Vergleich, um „das stark föde-
ralistisch geprägte Politiksystem der 
Schweiz mit all den kantonalen Unter-
schieden in seiner ganzen Tiefe und 
Breite zu erfassen“ (S. 34). 

Lijpharts Modell der Unterschei-
dung in Konsens- und Mehrheitsdemo-
kratien dient Vatter als theoretischer 
Analyserahmen. Der Autor modifiziert 
den zweidimensionalen Ansatz, um den 
Besonderheiten der Schweiz Rechnung 
zu tragen: Das Strukturmerkmal „Zen
tralbank“ ersetzt er durch das der „Di-
rekten Demokratie“. Die Logik der di-
rekten Demokratie bestimmt das 
schweizerische Demokratiemodell und 
hat erst zu seiner spezifischen Ausprä-
gung beigetragen. Mit der Einführung 
des Strukturmerkmals „Direkte Demo-
kratie“ erweitert Vatter nicht nur den 
Variablenkatalog des Demokratiemo-
dells theoretisch und empirisch. Er 
führt zur Exekutiv-Parteien- und zur 
föderal-unitarischen Dimension eine 
dritte Machtteilungsebene ein: die 
Machtdispersion zwischen Volk und 
politischer Elite. Die Wahl des Erklä-
rungsansatzes gründet auf Vatters Inter-
esse, nachzuzeichnen, inwieweit sich 
die Schweiz in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten vom einstigen Idealtyp ei-
ner Konsensdemokratie entfernt hat. 
Anders als Lijphart sieht Vatter die Eid-
genossenschaft nicht mehr als „Extrem-
typ“ (S. 527) einer Konsensdemokratie. 
Vielmehr habe sich die Schweiz in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten zu einem 
konsensdemokratischen Normalfall 
entwickelt, bedingt durch einen kon-
frontativeren Stil der politischen Elite.

Das Einleitungskapitel und die ver-
gleichende Einordnung in der Schluss-
betrachtung bilden die Klammer um die 
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zehn Kapitel des Bandes. In Kapitel zwei 
bis sechs erörtert Vatter die Strukturva-
riablen der Exekutive-Parteien-Dimen-
sion (Wahlsystem, Parteiensystem, Ver-
bandssystem, Regierung und Parla-
ment). Diesen folgt die Analyse der ver-
tikalen Machtteilungsdimension (föde-
ral-unitarisch) mit den Strukturelemen-
ten Zweikammersystem, Verfassung, 
Föderalismus und Justiz; unterbrochen 
durch das achte Kapitel zur Direktde-
mokratie. Die Gesamtdarstellung des 
politischen Systems bleibt auf die Struk-
turen (polity) und Prozesse (politics) be-
grenzt; Politikfelder (policy) berücksich-
tigt Vatter in seiner Untersuchung nicht. 
Abgerundet wird jedes der eigenständi-
gen Kapitel durch ein Literaturverzeich-
nis, das als Ausgangspunkt für weiter-
führende Recherchen dienen kann so-
wie durch einen Katalog von Verständ-
nisfragen; beides unterstreicht den 
Lehrbuchcharakter.

Vatter verweist an verschiedenen 
Stellen auf die „europäische Verflech-
tung der schweizerischen Politik“  
(S. 247); eine ausführliche Erörterung 
der Beziehung zur Europäischen Union 
bleibt der Politikwissenschaftler ob des 
eng gewählten Analyserahmens schul-
dig. Durch die Rolle der EU als potenzi-
ell institutioneller Vetospieler hätte die 
Monographie von einer Ergänzung des 
Lijphartschen Analysekonzeptes um 
das Merkmal „Beziehung zur Europäi-
schen Union“ profitiert.

Gewinnbringend ist die Lektüre der 
Studie aufgrund ihrer gelungenen Aus-
arbeitung zur direkten Demokratie und 
des subnationalen Vergleiches – beides 
sind Forschungsschwerpunkte des Au-
tors. Die instruktiven Ausführungen zu 
den kantonalen Ausprägungen der ple-
biszitären Elemente verdeutlichen die 
Rolle der Kantone als „Experimentier-

feld und Versuchslabor des Bundes“  
(S. 32). Stärker ausgebaut als auf der 
Bundesebene variieren die Volksrechte 
in den Kantonen beträchtlich. Zwischen 
der Anwendungshäufigkeit der direkt-
demokratischen Institutionen und den 
institutionellen Hürden besteht wider 
Erwarten kein Zusammenhang. Für die 
Regierungssystemanalyse von Mehrebe-
nensystemen dürfte die Einbeziehung 
der subnationalen Ebene Vorbildwir-
kung entfalten.

Peggy Matauschek 



ankündigungen

Folgende Neuerscheinungen aus unseren Publikationsreihen 
können bei der Akademie für Politik und Zeitgeschehen der 
Hanns-Seidel-Stiftung e.V., Lazarettstraße 33, 80636 München 
(Telefon: 089/1258-263) oder im Internet www.hss.de/publikati 
onen.html bestellt werden:

Argumente und Materialien  
zum Zeitgeschehen
Nr. 94: Alphabetisierung – eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe 

Argumente und Materialien  
zum Zeitgeschehen

Nr. 95: Linksextremismus in Deutschland –  
Bestandsaufnahme und Perspektiven  

Argumente und Materialien  
zum Zeitgeschehen
Nr. 96: Ländliche Kultur – unterschätzt! 

argumentation kompakt
Nr. 1/2015: Die „Alternative für Deutschland“ 
(Afd) – Wählerschaft und Wahlmotive

Sonstige Publikationen
Talente finden, Begabungen fördern,  

Eliten bilden 

Vorschau

Politische Studien 
Nr. 460: „Integration durch Sport“ mit Beiträgen von Helmut 
Altenberger, Joachim Herrmann und Günther Lommer

Themenheft 1/2015: Krisenregion zwischen Gewalt und  
Entwicklung – Möglichkeiten und Grenzen externer Akteure

Argumente und Materialien 
zum Zeitgeschehen

www.hss.de

96 

Silke Franke / Holger Magel (Hrsg.)

LÄNDLICHE KULTUR – 
 UNTERSCHÄTZT! 

Argumente und Materialien 
zum Zeitgeschehen

www.hss.de

94 

Ursula Männle / Ludwig Spaenle (Hrsg.)

ALPHABETISIERUNG –  
EINE  GESAMTGESELLSCHAFTLICHE 
AUFGABE TALENTE FINDEN  

BEGABUNGEN FÖRDERN  
ELITEN BILDEN

Paula Bodensteiner / Josef Kraus (Hrsg.)

www.hss.de

Argumente und Materialien 
zum Zeitgeschehen

www.hss.de

95 

Gerhard Hirscher (Hrsg.)

LINKSEXTREMISMUS 
IN DEUTSCHLAND 
Bestandsaufnahme und Perspektiven

 
Ausgabe vom 7. Januar 2015 – 1/2015 

 

 

 

Die „Alternative für Deutschland“ (AfD) 

Wählerschaft und Wahlmotive 
 

 

Die erst 2013 gegründete „Alternative für Deutschland“ (AfD) hat im Jahr 2014 unerwar-

tete Wahlerfolge gefeiert. Schon im September 2013 war sie bei der Bundestagswahl mit 

4,7 % nur knapp gescheitert – allerdings mit einem Rekordergebnis für eine erstmals an-

tretende Partei. Im Jahr 2014 kam sie zunächst mit 7,1 % ins Europaparlament und zog 

dann in drei ostdeutsche Landesparlamente ein. Sie erreichte in Sachsen 9,7 %, in Thü-

ringen 10,6 % und in Brandenburg 12,2 %. 

 

Ist diese neue Partei eine weitere Eintagsfliege im deutschen Parteiensystem oder hat sie 

Chancen auf langfristige Etablierung? Noch ist ihre Zukunft keineswegs sicher: Ihre Wäh-

lerschaft ist sehr heterogen und hat klare Schwerpunkte im Osten. Ob die AfD nochmals 

auch im Westen als Protestpartei auftreten kann, die Stimmen aus diversen Lagern auf-

sammelt, kann bezweifelt werden. Ihr Spagat zwischen dem Image einer bürgerlich-

liberalen, eurokritischen Professorenpartei und einem Ressentiments bedienenden 

Rechtspopulismus könnte auch die Spaltung der Partei zur Folge haben. Ihr endgültiges 

Schicksal wird sich erst in den Landtagswahlen vom Frühjahr 2016 entscheiden. 
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